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Teil I 


Vorbemerkungen 

Nachstehend unterbreitet die Kommission dem Rat ihre Vorschläge zur Fest- 
setzung der Preise für verschiedene landwirtschaftliche Erzeugnisse für das 
Wirtschaftsjahr 1976/77 und betreffend einige flankierende Maßnahmen. 

Die Kommission schlägt gleichzeitig die gemeinsamen Preise vor, die in den 
neuen Mitgliedstaaten anzuwenden sind, sofern die Akte über die Beitrittsbe- 
dingungen und die Anpassung der Verträge besondere Bestimmungen vorsieht 
(Milch, Rindfleisch und Flachs). 

Bei diesen Vorschlägen hat sich die Kommission von den bereits in ihrem 
Memorandum über die Anpassung der gemeinsamen Agrarpolitik (KOM (73) 
1850 endg. vom 31. Oktober 1973) und in ihrer Bilanz der gemeinsamen Agrar- 
politik (KOM (75) 100 vom 26. Februar 1975) dargelegten Gesichtspunkten sowie 
von den Schlußfolgerungen des Rats aus cier Bilanz der gemeinsamen Agrar- 
politik (Dok. 1/173/75 (Agri 12) (Fin 60) vom 11. November 1975) leiten lassen. 

Die nachstehenden Vorschläge sind unter Berücksichtigung der im Bericht 1975 
über die Lage der Landwirtschaft in der Gemeinschaft (KOM (75) 601 endg. vom 
10. Dezember 1975) enthaltenen Angaben erarbeitet worden. 

Erstmals unterbreitet die Kommission dem Rat ihre Agrarpreisvorschläge in 
Form einer einzigen Verordnung, die sämtliche für das Wirtschaftsjahr 1976/77 
festzusetzenden Preise und Beträge umfaßt. Die Rechtstexte für die nicht in 
dieser einzigen Verordnung aufgeführten Preise sowie für die flankierenden 
Maßnahmen sind in Teil II des vorliegenden Dokuments KOM (75) 600 ent- 
halten. 


A. Allgemeine Begründung 

1. Die Preisvorschläge für das Wirtschaftsjahr 1976/77 werden zu einem Zeit- 
punkt ausgearbeitet, zu dem sich die Gemeinschaft in der schwierigsten Wirt- 
schaftslage seit ihrer Gründung befindet. Merkmale dieser Lage sind hohe 
Inflationsraten, schwerwiegende wirtschaftliche Rezession, hohe Arbeitslosig- 
keit sowie erhebliche Verzernmgen der Zahlungsbilanzen. 

So muß 1975 mit einer Verminderung des Bruttoinlandproduktes der Ge- 
meinschaft um rd. 2,5 ®/o gerechnet werden. Gegen Jahresende sind über 
5 Millionen Erwerbspersonen — 2 Millionen mehr als im Vorjahr — arbeits- 
los. Die gesamtwirtschaftlichen Aussichten für 1976 sind noch nicht ermuti- 
gend, obschon Anzeichen für eine gewisse Wirtschaftsbelebung vorliegen. 
Die inflationären Tendenzen werden für die Wirtschaft der Gemeinschaft 
vermutlich auch 1976, wenn auch in schwächerem Maße, kennzeichnend sein. 

2. In dieser Zeit allgemeiner Rezession und nach dem schlechten Jahre 1974 
scheint die Landwirtschaft 1975 ähnlich stark betroffen zu sein wie die ande- 
ren Wirtschaftssektoren. Die Steigerung bei den Betriebsmittelpreisen mit 
in der Gemeinschaft 1973 (17®/o) und 1974 (21 Vo) sehr hohen Sätzen fiel 
1975 unter 11 Vo, während sich die Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
1975 gleichzeitig durchschnittlich um rd. 13®/o (1974 3,7 Vo) erhöhten. Die 
Stabilisierungsmechanismen der gemeinsamen Agrarpolitik haben mithin da- 
zu beigetragen, die Landwirtschaft zum Teil vor den nachteiligen Auswir- 
kungen der allgemeinen Rezession abzuschirmen. Aber auch 1975 waren 
einige Märkte wie Milch, Weichweizen und Wein noch unausgewogen. 
1976/77 dürfte das Ungleichgewicht im Milchsektor f ortdauern, während die 
Entwicklung des Rinder- und Schweinezyklus eine relative Marktstabilisie- 
rung in diesen Sektoren erwarten läßt. 
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3. Vor diesem gesamtwirtschaftlichen Hintergrund, in den sich die Preisvor- 
schläge für das Wirtschaftsjahr 1976/77 einfügen, sind die längerfristigen 
Überlegungen der Organe der Gemeinschaft zu sehen, die sich auf die Bilanz 
der gemeinsamen Agrarpolitik stützen. Namentlich handelt es sich um den 
immer wieder von der Kommission bekräftigten Willen, energische Maß- 
nahmen zur Wiederherstellung des Gleichgewichts auf einigen Agrarmärkten 
zu ergreifen, das Einkommensgefälle zwischen den einzelnen Kategorien von 
Landwirten und zwischen den einzelnen Regionen abzubauen, sowie die der 
Markteinheitlichkeit entgegenstehenden Hindernisse und Beschränkungen zu 
beseitigen. 

Durch die allgemeine Wirtschaftslage und den von ihr auf die öffentlichen 
Finanzen ausgehenden Druck wird es zudem noch dringender, die gemein- 
same Agrarpolitik mit einem Maximum an Durchschlagskraft und einem 
Minimum an Kosten für die Wirtschaft und den Haushalt zu verwirklichen. 

4. Die Kommission unterbreitet daher gleichzeitig mit den Preisvorschlägen 
für das Wirtschaftsjahr 1976/77 umfassende flankierende Maßnahmen, die 
ein drittes Bündel von Maßnahmen im Rahmen des Programms für die An- 
passung der Agrarpolitik 1973 bis 1978 bilden. Hierbei handelt es sich zu- 
nächst um agrarwährungspolitische Maßnahmen mit dem Ziel, die Einheit des 
Marktes zwischen sechs Mitgliedstaaten wiederherzustellen, wobei nur noch 
für Deutschland, das Vereinigte Königreich und Irland geringe Währungs- 
ausgleichsbeträge fortbestehen. Ferner werden für mehrere Erzeugnisse sek- 
torale Maßnahmen vorgeschlagen, mit denen namentlich ein langfristiges 
Gleichgewicht auf den in Frage kommenden Märkten bei gleichzeitig besse- 
rem Funktionieren der gemeinsamen Marktorganisationen angestrebt wird. 


Preisvorschläge für 1976/77 

5. Zunächst verweist die Kommission auf die Auffassung, die sie bereits in 
der Bilanz der gemeinsamen Agrarpolitik (Dok. KOM (75) 100 vom 26. Fe- 
bruar 1975) vertreten hat; 

„92. Die Preispolitik soll zwar das Hauptinstrument der Einkommenspolitik 
in der Landwirtschaft bleiben, doch ist die Kommission der Ansicht, daß 
diese Politik so betrieben werden muß, daß die Erfordernisse der Auf- 
rechterhaltung und in manchen Fällen der Wiederherstellung des struk- 
turellen Marktgleichgewichts berücksichtigt werden. 

Die Kommission erinnert in diesem Zusammenhang an die Leitlinien, 
die sie bereits in ihrem Memorandum über die Anpassung der gemein- 
samen Agrarpolitik vom Oktober 1973 betont hat. 

Seit dem Wirtschaftsjahr 1972/73 hat die Kommission ihre Preisvor- 
schläge ausgearbeitet; 

— indem sie die Entwicklung des allgemeinen Preisniveaus mehr und 
mehr auf die modernen Betriebe ausrichtet, denen die allgemeine 
Agrarpreispolitik ein Arbeitseinkommen zu garantieren sucht, das 
sich mit dem Einkommen aus nichtlandwirtschaftlicher Arbeit ver- 
gleichen läßt, wobei eine angemessene Verzinsung des investierten 
Kapitals einerseits und die Entwicklung der Preise für Produktions- 
mittel und der Produktivität andererseits zu berücksichtigen sind; 

— indem sie bei den Preisen der verschiedenen Erzeugnisse die Situa- 
tion von Angebot und Nachfrage auf jedem einzelnen Markt berück- 
sichtigt". 

„93. Die Ergebnisse waren indessen nicht immer befriedigend. Die seither, 
insbesondere den Preisvorschlägen für die Wirtschaftsjahre 1974 — 1975 — 
1976 erworbene Erfahrung hat gezeigt, welche Bedeutung die jährliche 
Änderung des allgemeinen Agrarpreisniveaus für das gesamte Gleich- 
gewicht der Agrarmärkte hat. Mit der , objektiven Methode’ sind gegen- 
wärtig auf Grund ihrer Vielschichtigkeit eine Anzahl von Unsicherheits- 
faktoren verbunden, die die Kommission nach Möglichkeit reduzieren 
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will. Das Ergebnis dieser Methode ist ein allgemeiner Indikator, den die 
Kommission zusammen mit anderen Indikatoren (Marktlage, Wirtschafts- 
trends usw.) verwendet, um Vorschläge für die Anhebung des allge- 
meinen Agrarpreisniveaus zu erarbeiten, die mit den Bemühungen um 
die Sicherstellung des Marktgleichgewichts in Einklang stehen". 

6. Für die Festsetzung der gemeinsamen Agrarpreise hat die Kommission die 
„objektive Methode" im Hinblick auf ihre möglichen Verbesserungen über- 
prüft. Sie beschloß eine Reihe von Unsicherheitsfaktoren auszuräumen, mit 
denen diese Methode bisher behaftet war. Mit den wichtigsten vorgenom- 
menen Änderungen soll insbesondere folgenden Erfordernissen nachgekom- 
men werden: 

— Berücksichtigung der Wirtsdiafts- und Währungsentwicklungen, die z. Z. 
innerhalb der Gemeinschaft je nach Währungszone ausein anders treben; 

— Auswahl der Referenzbetriebe auf Grund der vergleichbaren Einkommen, 
wie sie zur Durchführung der Ratsrichtlinie 72/159/EWG über die Mo- 
dernisierung der landwirtschaftlichen Betriebe angewandt werden; 

— Berücksichtigung einer verfeinerten Kostenstruktur der Referenzbetriebe; 

— Wahl eines verschiebbaren Zeitraums von 36 Monaten für alle beobach- 
teten Entwicklungen hinsichtlich der im einzelnen zu berücksichtigenden 
Faktoren. 

7. In Anbetracht der Kostenstrukturen in den Referenzbetrieben des Informa- 
tionsnetzes landwirtschaftlicher Buchführungen, der kumulierten Entwick- 
lung von Aufwand und Arbeitseinkommen in den Jahren 1973, 1974 und 1975, 
der bereits in den Wirtschaftsjahren 1974/75 und 1975/76 eingetretenen 
Steigerungen verschiedener gemeinsamer Preise in RE und in Landeswäh- 
rung sowie eines Pauschalkoeffizienten für technischen Fortschritt in Höhe 
von jährlich 1,5 ®/o, wird sich das allgemeine Niveau der gemeinsamen Preise 
für landwirtschaftliche Erzeugnisse für das Wirtschaftsjahr 1976/77 um 4,6 ®/o 
erhöhen. Die Einzelheiten dieser Berechnung sind in der Tabelle I ent- 
halten. 

Durch die Währungsentwicklung in Italien, namentlich in den beiden letzten 
Wirtschaftsjahren, wird dieser Gemeinschaftsdurchschnitt allerdings ge- 
drückt. Wird Italien bei der Berechnung ausgeklammert, so würde die Er- 
höhung des allgemeinen Niveaus der gemeinsamen Preise für landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse 9,1 ®/o ausmachen. 

8. Das Ergebnis der „objektiven Methode" ist ein allgemeiner Indikator, den 
die Kommission zusammen mit anderen Indikatoren verwendet. Nach Auf- 
fassung der Kommission sind an erster Stelle die allgemeine Wirtschaftslage 
und die Notwendigkeit zu berücksichtigen, die Bemühungen um Wirtschafts- 
stabilisierung und Beschränkung der Haushaltsausgaben in der Gemein- 
schaft auch durch Maßnahmen im Bereich der gemeinsamen Agrarpolitik zu 
unterstützen. Derartige Maßnahmen sind um so mehr gerechtfertigt, als das 
derzeitige Niveau einiger Preise bereits in einigen Sektoren zum Ver- 
brauchsstillstand oder sogar -rückgang führt. 

9. Durch ihren Vorschlag differenzierter Preisanhebungen für die einzelnen 
Erzeugnisse hat die Kommission an zweiter Stelle die derzeitige Lage der 
einzelnen Agrarmärkte sowie die sich hier bietenden kurz- und mittelfristi- 
gen Aussichten berücksichtigt. Überlegungen hierüber werden in Abschnitt C 
dieses Berichts angestellt. 

10. Die Kommission hält es daher für angezeigt, für die einzelnen landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse Preiserhöhungen vorzuschlagen, die das allgemeine 
Niveau der gemeinsamen Preise für das Wirtschaftsjahr 1976/77 um 7,5 Vo 
anheben. 


Agrarwährungspoiitische Maßnahmen 

11. Auf seiner Tagung vom 11. November 1975 vertrat der Rat folgende Auffas- 
sung: „Die Einheitlichkeit der Agrarmärkte wurde in den letzten Jahren 
durch die Folgen der Währungsschwankungen und durch Unterschiede in 
der wirtschaftlichen Entwicklung der Mitgliedstaaten beeinträchtigt. Diese 
Situation erschwerte die Aufrechterhaltung des Systems gemeinsamer 
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Tabelle I 


Zusammenstellung der Daten der „objektiven Methode“ auf Gemeinsciiaftsebene und Anwendung auf die 


Währungsbereiche 

Bruttobedarf je Währungsbereich 

Aufwand 

Arbeitseinkommen 

Insgesamt 
(Ic + 2c) 

Struktur 

(Vo) 

Preis 

Produkt 
(aXb) : 100 

Struktur 

(•/.) 

Preis 

Produkt 
(aXb) : 100 

1 (a) 

1 (b) 

1 (C) 

2(a) 

2 (b) 

2(c) 

3 

Deutschland 

74.1 

126,87 

94,01 

25,9 

134,2 

34,76 

128,77 

Frankreich 

61J 

140,34 

85,75 

38,9 

152,5 

59,32 

145,07 

Italien 

51,0 

153,59 

78,33 

49,0 

172,3 

84,43 

162,76 

Niederlande 

68,2 

127,76 

87,13 

31,8 

150,5 

47,86 

134,99 

Belgien 

66,0 

130,36 

86,04 

34,0 

158,7 

53,96 

140,00 

Luxemburg 

69,2 

131,92 

91,29 

30,8 

148,0 

45,58 

136,87 

Dänemark 

77,4 

143,55 

111,11 

22,6 

155,1 

35,05 

146,16 

II WVj j 

Vereinigtes Königreich . 

70,9 

172,01 


29,1 

B 

50,34 


Irland 

59,5 

168,69 


40,5 

D 

71,85 

BS9I 


Tabelle I (Fortsetzung) 



Bedarfsübersicht 

Erhöhung bereits vorliegender Preise 


je Wäh- 
rungsbereich 
(siehe 
Spalte 4) 

Gemein- 

in RE 

durch Ände- 
rung der 
grünen 
Wechsel- 
kurse 

Insgesamt (10 

: 11) X 100 

Währungsbereich 

Schaft 
(siehe 
Spalte 8) 

je Währungsbereich 
und Gemeinschaft 

je Wäh- 
rungs- 
bereich 

Gemein- 

schaft 


1 9 1 

io 

11 

1 12 


Deutschland 
Frankreich . 

Italien 

Niederlande 
Belgien . . . 
Luxemburg 
Dänemark . 


123,14 

138,73 

155,65 

129,09 

133.88 

130.89 
139,78 



113,8X1,091 = 
114,6X1,091 = 
115,7X1,102= 
114,0X1,093 = 
114,0X1,092 = 
114,5X1,090 = 
113,4X1,091 = 


124,16 
125,00 
= 127,50 
= 124,60 
= 124,49 
= 124,81 
= 123,72 


102,271 

98,598 

72,929 

105,887 

100,725 

100,725 

100,000 


121,403 

126,777 

174,828 

117,673 

123,594 

123,912 

123,720 



EWG (sieben) 

IX 

131,04 

114,5X1,094=125,26 


125,26 

Vereinigtes Königreich . 

Irland 

164,77 — 

164,70 — 

113,7X1,094 = 124,39 

114,7X1,095 = 125,60 

81,113 2) 
79,890 2) 

153,351 — 

157,211 — 
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Tabelle I 


einzelnen Wähningsbereiche für den Beobaditungszeitraum 1973, 1974 und 1975 (Indexangaben) 


Berichtigter 
Bedarf je 
Währungs- 
bereich 


Veränderung 
der Wechsel- 
kurse (EUR) 


Bedarf Anteil der Währungsbereiche Berechnung des 

. der gemeinschaftlichen Gemeinschaftsbedarfs in EUR 

' Tereläf Agrarproduktion (6 X 7) •• 100 

(4X5); 100 


EUR "7" 


7 (a) 


EUR "9" 


7(b) 


EUR "7" 


8(a) 


EUR ”9” 


8(b) 



78,26257 ] 

128,95 

— 

8.8 

— 

11,3476 

78,26257 ] 

128,90 

— 

2,3 

— 

2,9647 


Berichtigung mit Hilfe des Pausdialko effizienten zur Berücksichtigung des technischen Fortschritts für drei Jahre 
(Spalte 3 geteilt durch 1,045678). 


Tabelle I (Fortsetzung) 


Verbleibender Bedarf 
(9 : 12) X 100 


Stand der Währungsausgleichs- 
beträge am 10. Dezember 1975 


je Währungs- 
bereich 

Gemein- 

schaft 

Währungs- 

differenz 

Auswirkung 
der repräsen- 
tativen Kurse 
auf den Preis in 
Landeswährung 

13 1 

14 

15 


101.43 

109.43 
89,03 

109,70 

108,32 

105,63 

112,98 


104,61 


107,45 

104,76 


92,9 2) 
94,3 2) 


^) Unter Berücksichtigung der Abwertung des grünen Pfundes (UK) um 5,8 ®/o und des grünen Pfundes (Irland) um 
2,2 ®/o im Oktober 1975 
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Preise. Mit den zur überwindimg dieser Schwierigkeiten eingesetzten Mit- 
teln könnten für eine gewisse Zeit Störungen vermieden werden. Durch den 
fortdauernden Einsatz dieser Mittel ohne eine Anpassung könnten jedoch 
andere Verzerrungen entstehen. Diese könnten jedoch durch pragmatische 
Lösungen beseitigt werden." (Ratsdokument R/2821/75 vom 17. Novem- 
ber 1975). 

12. Die Kommission schlägt dem Rat eine derartige pragmatische Lösung vor, 
damit im kommenden Wirtschaftsjahr die Einheit der Märkte zumindest 
teilweise wiederhergestellt wird. Der gemeinsame Agrarmarkt ist gegen- 
wärtig in mehrere Währungsbereiche aufgeteilt, die durch feste positive 
Währungsausgleichsbeträge für Deutschland (+10®/o) und Benelux (+2®/o) 
und durch veränderliche negative Beträge für das Vereinigte Königreich 
(“6,4 ®/o)^) und Irland (“4,8 ®/o)^) voneinander getrennt sind. Seit der 
Lira-Kurs auf den Devisenmärkten nahezu dem repräsentativen Kurs ent- 
spricht, gibt es in Italien keinen Ausgleichsbetrag mehr. Auch in Frank- 
reich wird kein Ausgleichsbetrag mehr angewandt, seit der französische 
Franc in die Währungsschlange zurückgekehrt ist, obwohl eine positive 
Differenz von 1,422 Vo zwischen dem repräsentativen Kurs und dem Leit- 
kurs des französischen Franc besteht. Dänemark wendet schließlich auch 
keine Währungsausgleichsbeträge an. 

13. Angesichts dieser Lage schlägt die Kommission zunächst eine technische 
Bereinigung vor, bei der als erstes der repräsentative Kurs („grüne" Kurs) 
des französischen Franc an den Leitkurs dieser Währung durch eine Auf- 
wertung des „grünen" Kurses angeglichen und diese Angleichung durch eine 
lineare Anhebung aller auf RE lautenden Preise und Beträge kompensiert 
wird. Da sich diese Anhebung auf die Preise in der gesamten Gemeinschaft 
auswirkt, können auf diese Weise die „grünen" Kurse der anderen höher 
bewerteten Währungen ähnlich aufgewertet werden. Mit einer linearen 
Steigerung der vorgeschlagenen Preise um 1,422 ®/o, die in der Anhebung 
des allgemeinen Niveaus der gemeinsamen Preise um 7,5 ®/o einbezögen ist, 
dürfte jede Gefahr einer Verminderung der auf Landeswährung lautenden 
Preise durch eine höhere Bewertung der repräsentativen Kurse der betreffen- 
den Währungen vermieden werden. Mit Hilfe dieser technischen Bereini- 
gung werden die Differenzen für die Berechnung der Währungsausgleichs- 
beträge in Deutschland von 10®/o auf rd. 8,7 ®/o und im Falle der Benelux- 
Staaten von 2 ®/o auf rd. 0,5 ®/o vermindert. 

Der Aufwertung des „grünen" Kurses der italienischen Lira sind durch die 
Differenz zwischen dem repräsentativen Kurs und dem Marktkurs Grenzen 
gesetzt. 

14. Bei den gemeinsamen Preisen in Landeswährung bewirkt diese technische 
Bereinigung keine Veränderung der Lage in Deutschland, Frankreich und 
in den Benelux-Staaten, während sich die genannten Preise hierdurch in 
Italien um 0,4 ®/o und in Dänemark, im Vereinigten Königreich und in Irland 
um 1,4 o/o erhöhen. 

15. Die Kommission ist der Auffassung, daß bei der Preisfestsetzung eine wei- 
tere Etappe auf dem Wege zur Wiederherstellung eines gemeinsamen Agrar- 
marktes zurückgelegt werden sollte,- hierzu sind einmal die „grünen" 
Wechselkurse der Benelux-Staaten so zu ändern, daß jede in diesen Staaten 
nach der genannten technischen Bereinigung noch bestehende Differenz ver- 
schwindet, zum anderen ist eine Änderung des „grünen" DM-Kurses vorzu- 
nehmen, durch die sich die Währungsdifferenz für die Anwendung der 
Währungsausgleidisbeträge in Deutschland auf 6,5 o/o vermindert. 

Mit Hilfe dieser zweiten währungspolitischen Maßnahme würde der gemein- 
same Agrarmarkt zwischen Frankreich, Italien, den Benelux-Staaten und 
Dänemark wiederhergestellt werden; bestehen bliebe nur noch ein posi- 
tiver Währungsausgleichsbetrag auf Grund einer Währungsdifferenz von 
6,5 o/o in Deutschland und ein negativer Ausgleichsbetrag im Vereinigten 
Königreich (“6,4 o/o) und in Irland (“4,8 o/o). 


^) Auf Grund der Angaben für die Zeit vom 15. bis 21. Oktober 1965 festgelegte Sätze. 
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Tabelle II 


Auswirkung der agrarwährungspolitisdien Maßnahmen 
auf den gemeinsamen Agrarmarkt und auf die gemeinsamen Preise 
in Landeswährung in ®/o 


Währungsbereich 

WährungS' 

anfangs- 

differenz 

A. Technische Bereinigung 

Neubewer- 
tung der 
grünen 
Kurse 

Folge für 
die Preise 
in Landes- 
währung 

Aus- 
gleichende 
Anhebung 
der Preise 
in RE 

Netto- 
Auswirkung 
auf die 
Preise in 
Landes- 
währung 

Währungs- 

zwischen- 

differenz 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Deutschland 

+ 10 

+ 1,422 

-1,402 

+ 1,422 

0 

8,7507 

Frankreich 

0») 

+ 1,422 

-1,402 

+ 1,422 

0 

0 

Italien 

0*) 

+ 1,046 

-1,035 

+ 1,422 

+0,372 

0 

Niederlande 

+ 2 

+ 1,422 

-1,402 

+ 1,422 

0 

0,4670 

Belgien 

+ 2 

+ 1,422 

-1,402 

+ 1,422 

0 

0,5858 

Luxemburg 

+ 2 

+ 1,422 

-1,402 

+ 1,422 

0 

0,5858 

Dänemark 

0 

— 

— 

+ 1,422 

+ 1,422 

0 

Vereinigtes Königreich . . 

- 6,4 

— 

— 

+ 1,422 

+ 1,422 

~6,4^) 

Irland 

- 4.8«) 

— 

— 

+ 1,422 

+ 1,422 

“4,8^) 


Tabelle II (Fortsetzung) 



B. Zusätzliche 
Währungsmaßnahmen 

C. Gesamtwirkung 

' 

D. Gesamtwirkung 
(währungspolitisch 
und Preisvorschläge) 

Erforder- 
lidie An- 
hebung der 
gemein- 
samen 
Preise 

Wäh- 

rungsend- 

differenz 

Neu- 
bewer- 
tung von 
grünen 
Kursen 

Aus- 
wirkung 
auf Preise 
in Landes- 
währung 

Neuberedi- 
nung von 
grünen 
Kursen 
3X9 

Aus- 
wirkung 
auf Preise 
in Landes- 
währung 
(6 oder 10) 

Aus- 
wirkung 
der Preis- 
vorsdiläge 
1976/77 
(ohne 
Spalte 5) 

Netto-Aus- 
wirkung 
auf Preise 
in Landes- 
währung 
(12 X 13) 


8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

Deutschland 

6,5 

+ 2,466 

-2,407 

+ 3,923 

-2,407 

6,2 

3,6 

1.4 ») 

Frankreich 

0 

— 

— 

+ 1,422 

0 

6,2 

6,2 

9,4 

Italien 

0 

— 

— 

+ 1,046 

+ 0,372 

5,5 

5,9 

(-11,0) 

Niederlande 

0 

+ 0,469 

-0,467 

+ 1,898 

-0,467 

5.9 

5,4 

9,7 

Belgien 

0 

+ 0,589 

-0,586 

+2,020 

-0,586 

6,3 

5,7 

8,3 

Luxemburg 

0 

+ 0,589 

-0,586 1 

+2,020 

-0,586 

5,9 

5,3 

5,6 

Dänemark 

0 

— 

— 

— 

+ 1,422 

6,3 

7.8 

13,0 

Vereinigtes Königreich . . 

~6,4 4) 

— 

— 

— 

+ 1,422 

6,3 

7,8 

7,4 

Irland 

-4,8 

— 

— 

— 

+ 1,422 

6,1 

7,6 

4,8 


Effektive Währungsdifferenz: +1,422 

2) Effektive Währungsdifferenz: +1,046 in der Zeit vom 26. November bis 2. Dezember 1975 

Unter Berücksichtigung der Auswirkung der MEst-Senkung von 3 auf 2,25 beträgt der effektive deutsche Bedarf 
1,43 + 0,765 = 2,195 

Berechnet auf der Grundlage der Daten für die Zeit vom 15. bis 21. Oktober 1975 
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16. Bei den gemeinsamen Preisen in Landeswährung würden diese agrarwäh- 
rungspolitischen Maßnahmen zusammen mit der für das Wirtschaftsjahr 
1976/77 vorgeschlagenen Anhebung der gmeinsamen Preise eine leichte 
Verminderung der Preissteigerung in den Benelux-Staaten bewirken. Auf 
Grund der allgemeinen Wirtschaftslage ist eine Anhebung des allgemeinen 
Agrarpreisniveaus in Deutschland bei weitem nicht so notwendig, wie dies 
in der Gemeinschaft sonst der Fall ist. Die Globalanhebung der gemein- 
samen Agrarpreise liegt unter Berücksichtigung der Anpassung des 
„grünen" DM-Kurses im Zuge der agrarwährungspolitischen Maßnahmen 
über dem Bedarf dieses Landes. Diese Feststellung behält auch dann ihre 
Gültigkeit, wenn die geplante Kürzung um 0,75 Punkte der seit der DM- 
Aufwertung von 1969 gewährten Subvention über die Mehrwertsteuer (Ent- 
scheidung vom 2L Januar 1974) berücksichtigt wird. 

17. Mit Hilfe dieser agrarwährungspolitischen Maßnahmen kann die Gemein- 
schaft eine weitere bedeutende Etappe auf dem Weg zur Wiederherstellung 
eines gemeinsamen Agrarmarktes zurücklegen und gleichzeitig die gemein- 
samen Preise in Landeswährung so anheben, wie es den wirtschaftlichen 
Notwendigkeiten in den einzelnen Währungsbereichen innerhalb der Ge- 
meinschaft am besten entspricht. 

Tabelle II enthält Zahlenangaben über die Auswirkungen der vorgeschla- 
genen agrarwährungspolitischen Maßnahmen. 

18. Ferner ist eine zusätzliche Kürzung der Währungsausgleichsbeträge in den 
Mitgliedstaaten mit schwächer bewerteter Währung angezeigt. Zu diesem 
Zweck ist der Betrag von 1,25, der von den auf Grund der Differenz zwischen 
dem grünen Kurs und dem Marktkurs festgesetzten Kursen in Abzug zu brin- 
gen ist, durch 1,5 zu ersetzen (Verordnung des Rats [EWG] Nr. 475/75 vom 
27. Februar 1975). 


Flankierende Maßnahmen 

19. Im Bereich der Preis- und Marktpolitik schlägt die Kommission vor, die ge- 
meinsame Marktorganisation insbesondere bei folgenden Erzeugnissen anzu- 
passen: 

— Getreide (namentlich Änderung der Grundverordnung, mit dem Ziel, die 
gemeinsame Marktorganisation durch bessere Preisrelationen funktions- 
fähiger zu machen) ; 

— Obst und Gemüse (namentlich Sanierung des Obstbaus) 

— Milch/Rindfleisch,* 

— Wein (für dieses Erzeugnis liegen dem Rat bereits Vorschläge der Kom- 
mission vor). 

20. Insbesondere bei Milch und Rindfleisch ist sich die Kommission des seit 1968 
herrschenden bedenklichen Marktungleichgewichts und der ungünstigen 
Aussichten bewußt, die sich in diesem Sektor mittelfristig abzeichnen. Sie 
schlägt dem Rat daher ein Bündel von Maßnahmen vor, die sowohl Milch als 
auch Rindfleisch betreffen und und sich auf Preise, Marktorganisation und 
strukturelle Anpassung erstrecken. Nur die gleichzeitige Anwendung einer 
ganzen Reihe einschneidender Maßnahmen ist nach ihrer Ansicht geeignet, 
das Marktgleichgewicht im Milchsektor wiederherzustellen. 
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Vorgeschlagene Preise und Beträge 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, die Preise und gegebenenfalls die Beträge für die in Frage kommen- 
den Erzeugnisse wie folgt festzusetzen: 


Erzeugnisse 

Art der Preise oder Beträge 

Für 

1975/76 

fest- 

gesetzte 

Beträge 

RE/t 

Vorsc 

197i 

Ab- 

soluter 

Wert 

RE/t 

:hläge 

6/77 

Ver- 
ände- 
rung 
(in ^/o) 
1976/77 
gegen- 
über 
1975/76 

Anwendungszeit- 
raum für die 
vorgeschlagenen 
Preise 

1 ! 

l 2 ! 

1 3 

1 4 

1 5 1 

1 6 

Hartweizen 

Richtpreis 

207,33 

218,80 

5,5 

1. August 1976 


einheitlicher Interventionspreis 

190,53 

202,00 

6,0 

bis 31. Juli 1977 


garantierter Erzeugermindestpreis 






(auf der Großhandelsstufe) 

215,45 

— 

— 



Beihilfe 

24,92 

— 



Weichweizen 

Richtpreis 

139,44 

152,51 

9,5 

1. August 1976 


Grundinterventionspreis 

125,93 

— 

— 

bis 31. Juli 1977 


Referenzpreis (backfähiger Weich- 






weizen) 

— 

134,60 

— 



Grundinterventionspreis 

— 

118,66 

— 


Gerste 

Richtpreis ■ 

126,99 

138,46 

9,0 

1. August 1976 


einheitlicher Interventionspreis 

110,96 

117,04 

5,5 

bis 31. Juli 1977 

Roggen 

Richtpreis 

138,74 

149,15 

7.5 

1. August 1976 


einheitlicher Interventionspreis 

119,76 

128,74 

7.5 

bis 31. Juli 1977 

Mais 

Richtpreis 

126,41 

138,46 

9.5 

1. August 1976 


einheitlicher Interventionspreis 

103,43 

113,29 

9.5 

bis 31. Juli 1977 

Reis 

Richtpreis für geschälten Reis 

261,03 

279,82 

7.2 

1. Sept. 1976 bis 


Interventionspreis für Rohreis i 

154,87 

167,26 

8,0 

31. August 1977 

Zucker 

Mindestpreis für Zuckerrüben 

22,75 

24,57 

8,0 

1. Juli 1976 


Richtpreis für Weißzucker 

320,50 

348,70 

8,0 

bis 30. Juni 1977 


Interventionspreis für Weißzucker . . 

304,50 

331,40 

8,0 


Olivenöl 

Erzeugerrichtpreis 

1 850,00 

1 887,00 

2,0 

1. Nov. 1976 bis 


i 

Marktrichtpreis 

1 499,60 

1 529,60 

2.9 

31. Oktober 1977 


Interventionspreis 

1 427,10 

1 455,60 

2.0 
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noch; Vorgeschlagene Preise und Beträge 


Erzeugnisse 

Art der Preise oder Beträge 

Für 

1975/76 

fest- 

gesetzte 

Beträge 

RE/t 

Vorschläge 

1976/77 

Anwendungszeit- 
raum für die 
vorgeschlagenen 
Preise 

Ab- 

soluter 

Wert 

RE/t 

Erhö- 
hung 
(in ®/o) 
1976/77 
gegen- 
über 
1975/76 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Ölsaaten 

Zielpreis für Sojabohnen 

261,10 

282,00 

8,0 

1. Nov. 1976 bis 






31. Oktober 1977 


Richtpreis 






— Raps- und Rübsensamen 

255,30 

275,70 

8,0 

1. Juli 1976 






bis 30. Juni 1977 


— Sonnenblumenkerne 

265,10 

286,30 

8,0 

1. Sept. 1976 bis 






31. August 1977 


Grundinterventionspreis 






— Raps- und Rübensamen 

247,90 

267,70 

8,0 

1. Juli 1976 






bis 30. Juni 1977 


— Sonnenblumenkerne 

257,40 

278,00 

8,0 

1. Sept. 1976 bis 






31. August 1977 

Trockenfutter 

Pauschale Beihilfe 

8,00 

9,00 



1. April 1976 






bis 31. März 1977 

Baumwollsaat 

Pauschale Beihilfe (je ha) 

96,00 

103,20 



1. August 1976 






bis 31. Juli 1977 

Flachs und Hanf 

Zielpreis für Leinsamen 

— 

290,00 

— 



Pauschale Beihilfe (je ha) 




1 Anmi^t 1 Q7fi 


— Faserlein 

188,15 1^) 

188,15 lo) 

— 

X« ^rxLi^LloL X / U 

bis 31. Juli 1977 




(1 bis) 




— Hanf 

161,90 

174,04 



Saatgut 

Beihilfe (je 100 kg) 






— monözischer Hanf 

7,00 

8,00 

— 







1. Juli 1976 


— Faserlein 

12,00 

13,00 

— 

bis 30. Juni 1977 


— Gräser 

11 ä31 

10ä31 

— 



— Hülsengewächse 

5ä25 

4ä25 

— 


Tafelwein; 

Orientierungspreis 





Art RI 

(je Grad/hl oder hl je nach Art) .... 

1,84 

1,96 

6,5 


Art R II 


1,84 

1,96 

6,5 







16. Dez. 1976 

Art R III 


28,71 

30,58 

6,5 

bis 15. Dez. 1977 

Art AI 


1,73 

1,84 

6,5 


Art A II 


38,26 

40,75 

6,5 


Art A III 


43,69 

46,53 

6,5 


Rohtabak 

Zielpreis 






Interventionspreis 



±5,0 

1. Januar 1976 





durch- 

bis 31. Dez. 1976 


schnitt- 

lich 
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noch; Vorgeschlagene Preise und Beträge 


Erzeugnisse 

Art der Preise oder Beträge 

Für 1975/76 fest- 
gelegte Beträge 

RE/t 

A-bsoluter Wert 
RE/t 

Erhöhung 

(in®/o) 

1976/77 gegen- 
über 1975/76 

Anwendungs- 
zeitraum für die 
vorgesciilagenen 
Preise 

1 i 

1 2 i 

1 : 

5 1 

1 4 

1 5 


1 

6 

Obst und 

Grundpreis 

3 

) 

3 

) 

8,0 (Äpfel 



Gemüse 

Ankaufspreis 





und 

1976 bis 1977 







Birnen 4,0) 

) 

Milch 4) 

Richtpreis für Milch .... 

149,20 

155,90 

159,00 

166,00 

2,0 

4.5 


1 


Orientierungspreis für 


1 

1 








Magermilchpulver 

— 

— 

— 

938,70 

— 

— 


16. i 


Interventionspreise für 








Sep- 


— Magermilchpulver . . . 

887,00 

905,70 

— 

2,1 

— 

1. 

März 

tem- 

ber 


— Butter®) 

1 946,30 ») 

2 095,80 ») 

123,40 

2 210,70 

L3 

4,1 

1976 

1976 


— Käse 

















15. 

28. 


— Grana-Padano 







Sep- 

Fe- 


30 bis 60 Tage 

1 958,50 

2 014,50 

2 048,90 

2 123,50 

h7 

3,6 

tem- 

bruar 


— Grana-Padano 







ber 

1977 


6 Monate 

2 308,30 

2 367,40 

2 403,80 

2 482,60 

1,5 

3,3 

1976 



— Parmigiano-Reggiano 










6 Monate 

2 500,30 

2 559,40 

2 595,80 

2 674,60 

1.4 

3,0 



Rind- 

Orientierungspreis für 









fleisch 

ausgewachsene Rinder 







1. Marz ly/b 


(Lebendgewicht) 

1 099,40 

1 187,40 1 

8,0 

bis 

28. Februar 


Orientierungspreis für 




1 



1977 


Kälber (Lebendgewicht) , 

1 287,40 

1 390,40 

8,0 



Schweine- 

Grundpreis (geschlach- 







1. März 1976 

fleisch 

tete Schweine) 

1 060,00 

1 150,00 

8.5 

bis 









31. Oktober 









1977 

Seiden- 

Beihilfe je Samen- 

36,50 

40,00 


- 

1. April 1976 

raupen 

schachtel 







bis 





1 




31. März 1977 


Fußnotenerläuterungen auf Seite 14 


13 
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Fußnotenerläuterungen zu den Seiten 12 und 13 


Differenzierte Preise und Beträge für den einen oder anderen neuen Mitgliedstaat: 
Flachs Vereinigtes Königreich Beihilfe RE/ha festgesetzt für 1975/76 128,20 

vorgeschlagen für 1976/77 143,20 

festgesetzt 

16. September 


3. März 1975 


1975 
1 436,80 
1 983,20 


1. März 1976 


vorgeschlagen 

16. September 
1976 


1 677,40 

2 047,00 


1 739,60 

2 130,90 


Anhebung 
um 12,6 ®/o 


Butter Vereinigtes Königreich Interventionspreis 1 341,90 

RE/t Irland Interventionspreis 1 841,40 

Ausgewachsene Rinder; 

Vereinigtes Königreich und Irland: Orientierungspreis RE/t für 1975/76 festgesetzt: 

975,50» für 1976/77 vorgeschlagen: 1 098,10 

Kälber; 

Vereinigtes Königreich und Irland: Orientierungspreis RE/t für 1975/76 festgesetzt; 

1 142,10, für 1976/77 vorgeschlagen: 1 285,70 

1975/76 Festsetzung der Beihilfe für Leinsamen und Faserlein. Ab 1976/77 Beihilfe nur für Faserlein. 

2) 19 Tabaksorten, deren Preise für die Ernte des Kalenderjahres gelten 

Erzeugnisse des Anhangs II der Verordnung Nr. 3035/72 des Rates und nach Erzeugnissen gestaffelte Zeiträume: 
Blumenkohl 1. Mai 1976 bis 30. April 1977 Tafeltrauben 1. August 1976 bis 31. Oktober 1976 

Tomaten 1. Juni 1976 bis 30. November 1976 Äpfel 1. August 1976 bis 31. Mai 1977 

Pfirsiche 1. Juni 1976 bis 30. September 1976 Mandarinen 16. November 1976 bis 28. Februar 1977 

Zitronen 1. Juni 1976 bis 31. Mai 1977 Apfelsinen 1. Dezember 1976 bis 30. April 1977 


Mit Ausnahme von Magermilchpulver in diesem Sektor 1975/76 zwei Anwendungszeiträume vom 3. März 1975 bis 
15. September 1975 und vom 16. September 1975 bis 29. Februar 1976; 1976/77 für alle Erzeugnisse zwei Anwen- 
dungszeiträume ab 1. März 1976 und ab 16. September 1976. 

1975/76 Subvention für den Verbrauch von Butter in Höhe von 45 RE/100 kg (hiervon 9,25 RE zu Lasten des 
EAGFL); Beibehaltung dieser Subvention 1976/77 nur für in der Gemeinschaft erzeugte Butter. Subvention für die 
Erzeugung von Vollmilchpulver 1976/77, vorgeschlagener Betrag: 15 RE/100 kg. 1976/77 Beibehaltimg der Subven- 
tionen für Magermilchpulver zur Verfütterung (30 bis 40 RE/ 100 kg) und für flüssige Magermilch zur Ver- 
fütterung. 

Anmerkung: Beihilfen für die Hopfenernte 1974 betrugen je nach Sorte 100 bis 750 RE/ha. 

Bei den Fischereierzeugnissen unterschiedliche Preise je nach den verschiedenen unter die Verordnung Nr. 2142/70 
des Rates fallenden Erzeugnisse. Im November 1975 Vorschlag für die Preise (Orientierungspreise) der Erzeugnisse 
des Anhangs I A und C dieser Verordnung, für die Preise (Orientierungspreise) der Erzeugnisse des Anhangs II 
dieser Verordnung, für die Interventionspreise und für die gemeinschaftlichen Erzeugerpreise für das Wirtschafts- 
jahr 1976. Die Interventionspreise für Sardinen und Anchovis werden automatisch abgeleitet und betragen 45 ®/o der 
Orientierungspreise. 
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B. Verordnungsvorschläge 

1. Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr /76 des Rates vom 

zur Festsetzung von Preisen und anderen Beträgen im Agrarsektor für das Wirtschaftsjahr 1976/77 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 
des Rates vom 29. Oktober 1975 über die gemein- 
same Marktorganisation für Getreide^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. ...“), ins- 
besondere auf Artikel 3 Absatz . . ., 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2759/75 
des Rates vom 29. Oktober 1975 über die gemein- 
same Marktorganisation für Schweinefleisch^), ins- 
besondere auf Artikel 4 Absatz 4, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 
des Rates vom 18. Mai 1972 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Obst und Gemüse^), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. . . . ''^), ins- 
besondere auf Artikel 16 Absatz 1, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2511/69 
des Rates vom 9. Dezember 1969 über Sondermaß- 
nahmen zur Verbesserung der Erzeugung und Ver- 
marktung von Zitrusfrüchten der Gemeinschaft ®), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2481/75 '^), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 2, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
des Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergän- 
zender Vorschriften für die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Wein^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1932/75®), insbesondere auf Ar- 
tikel 2, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 1. November 1975, S. 1 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
vom 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 1. November 1975, S. 1 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 20. Mai 1972, S. 1 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
vom 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18 Dezember 1969, S. 1 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 254 
vom 1. Oktober 1975, S. 1 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 198 
vom 29. Juli 1975, S. 19 


Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse ^®), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. . . . ^^), insbesondere auf Artikel 2, Arti- 
kel 3 Absatz 4, Artikel 5 Absatz 1 und Artikel 12 
Absatz 2, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch^“), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. . . . '‘^), insbe- 
sondere auf Artikel 3 Absatz 4, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis ^^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 668/75 ^'^), insbesondere auf 
Artikel 2 Absatz 4 und Artikel 4 Absatz 4, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^®), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1707/73 1“^), insbesondere auf Artikel 4 Unterabsatz 1, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1516/71 
des Rates vom 12. Juli 1971 zur Einführung einer 
Beihilfsregelung für Baumwollsaat ^®), insbesondere 
auf Artikel 1 Absatz 3, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1900/74 
des Rates vom 15. Juli 1974 über Sondermaßnahmen 
für Sojabohnen^®), insbesondere auf Artikel 1 Ab- 
sätze 1 und 3, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. . . ./76 des 
Rates vom . . . 1976 über Sondermaßnahmen für 
Leinsamen“®), insbesondere auf Artikel 1 Absätze 
1 und 3, 


^^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 18 

^^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
vom 

^“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

^®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

^^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 20. März 1975, S. 18 

^®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

^0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 25. Juni 1973, S. 5 

^®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 160 
vom 17. Juli 1971, S. 1 

^®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 201 
vom 23. Juli 1974, S. 5 

^®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
vom 
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gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 
des Rates vom 19. Dezember 1974 über die gemein- 
same Marktorganisation für Zucker-^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. .../76^^), 
insbesondere auf Artikel 2 Absatz 2, Artikel 3 Ab- 
satz 5, Artikel 4 Absatz 3 und Artikel 25 Absatz 2 
Unterabsatz 2, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 845/72 des 
Rates vom 24. April 1972 über Sondermaßnahmen 
zur Förderung der Seidenraupenzucht ^3), insbeson- 
dere auf Artikel 2 Absatz 3, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 727/70 
des Rates vom 21. April 1970 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Rohta- 
bak ■-'*) zuletzt geändert durch die Beitrittsakte ^®), 
insbesondere auf Artikel 2 Absatz 5, Artikel 4 Ab- 
satz 4 und Artikel 6 Absatz 8, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 
des Rates vom 29. Juni 1970 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Flachs und Hanf 2 ®), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. . . . ^^), 
insbesondere auf Artikel 4 Absatz 3, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 
des Rates vom 26. Oktober 1971 zur Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut 2 ®), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
671/75 ^®), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 3, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1067/74 
des Rates vom 30. April 1974 über die gemeinsame 
Marktorganisation für künstlich getrocknetes Fut- 
ter^®), geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1420/75 ®^), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die auf moderne Betriebe ausgerichtete Markt- 
und Preispolitik bleibt das Hauptinstrument der Ein- 
kommenspolitik in der Landwirtschaft. Diese Politik 


^^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 359 
vom 31. Dezember 1974, S. 1 

^^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
vom 

“®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 100 
vom 27. April 1972, S. 1 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 1 

“^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

2 ®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 146 
vom 4. Juli 1970, S. 1 

27) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
vom S. 

2 ®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 246 
vom 5. November 1971, S. 1 

2 ®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 20. März 1975, S. 21 

®®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 120 
vom 1. Mai 1974, S. 2 

®^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 3. Juni 1975, S. 1 


kommt nur dann voll zum Tragen, wenn sie sich in 
die gemeinsame, eine dynamische sozio-strukturelle 
Politik umfassende Agrarpolitik bei voller Anwen- 
dung der Wettbewerbsregeln des Vertrages einfügt. 

Die gemeinsamen Agrarpreise müssen nach objek- 
tiven Kriterien festgesetzt werden. Bei dieser Fest- 
setzung ist auch den Zielen der gemeinsamen Agrar- 
politik sowie dem Beitrag Rechnung zu tragen, den 
die Gemeinschaft zur harmonischen Entwicklung des 
Welthandels leisten will. Ziel der gemeinsamen 
Agrarpolitik ist insbesondere, der landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung eine angemessene Lebenshaltung 
zu gewährleisten, die Versorgung sicherzustellen 
und die Belieferung der Verbraucher zu angemes- 
senen Preisen zu gewährleisten — 


1. Getreide 

Die Interventionspreise und die Richtpreise für 
die wichtigsten Getreidearten sind so festzusetzen, 
daß für ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den 
einzelnen Erzeugnissen auf Grund des tatsächlichen 
Marktbedarfs bei gleichzeitiger Verbesserung der 
landwirtschaftlichen Einkommen gesorgt wird. 

Um den Übergang von dem im Wirtschaftsjahr 
1975/76 angewandten System auf das in Artikel 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 vorgesehene 
System zu erleichtern, kann nach Artikel 4 der glei- 
chen Verordnung im Wirtschaftsjahr 1976/77 vom 
Grundsatz der Festsetzung eines gemeinsamen Ni- 
veaus der einheitlichen Interventionspreise für 
Weichweizen, Gerste und Mais abgewichen werden. 
Zur Gewährleistung eines reibungslosen Handels 
mit diesen Getreidearten auf dem Gemeinschafts- 
markt bei gleichzeitiger Vermeidung übermäßiger 
Preiserhöhungen für einige von ihnen ist es näm- 
lich zweckmäßig, bis zu einer vollständigen Anglei- 
chung zunächst nur eine Annäherung dieser Inter- 
ventionspreise vorzunehmen. 

Bei der Festsetzung des Referenzpreises für back- 
fähigen Weichweizen ist die Differenz zwischen dem 
Bruttoeinkommen je Hektar bei der Erzeugung die- 
ser Weizensorten und der Erzeugung von sehr 
ertragreichem Weichweizen — gegenwärtig 15 Vo — 
zu berücksichtigen. 

Für das Wirtschaftsjahr 1976/77 ist sowohl für die 
Festlegung des genannten Referenzpreises als auch 
für die des gemeinsamen Richtpreises für Gerste 
und Mais als Niveau des gemeinsamen einheitlichen 
Interventionspreises das Niveau des einheitlichen 
Interventionspreises für Gerste zu berücksichtigen, 
damit der Markt die natürlichen regionalen Unter- 
schiede der Preise und ihre Staffelung leichter ver- 
kraftet. 

2. Schweinefleisch 

Der Grundpreis für geschlachtete Schweine ist 
nach den Kriterien des Artikels 4 Absatz 1 der Ver- 
ordnung Nr. 2759/75 für eine Standardqualität fest- 
zusetzen, die in der Verordnung (EWG) Nr. 2760/75 
des Rates vom 29. Oktober 1975 zur Bestimmung des 
gemeinschaftlichen Handelsklassenschemas für 
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Schweinehälften festgelegt ist. Es empfiehlt sich, 
als Standardqualität für die Gemeinschaftserzeugung 
die repräsentativsten Handels- und Gewichtsklassen 
heranzuziehen. 

Infolge einiger Maßnahmen im Sektor Milch- 
erzeugnisse haben sich die Produktionskosten er- 
höht. Es ist daher angezeigt, den Grundpreis von 
einem früheren Zeitpunkt an anzuwenden, als in 
Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2759/75 vorgesehen. 


3. Obst und Gemüse 

Nach Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 sind für die einzelnen Erzeugnisse des 
Anhangs II der gleichen Verordnung für jedes 
Wirtschaftsjahr ein Grundpreis und ein Ankaufs- 
preis festzusetzen. Die Vermarktung der betref- 
fenden, während eines bestimmten Erzeugungsjah- 
res geernteten Erzeugnisse findet in folgenden 
Zeiträumen statt: 

— Blumenkohl von Mai bis April des folgenden 
Jahres, 

— Tomaten von Januar bis Dezember, 

— Pfirsiche von Mai bis Oktober, 

— Zitronen von Juni bis Mai des folgenden Jahres, 
— ■ Apfel von Juli bis Juni des folgenden Jahres, 

— Birnen von Juni bis Mai des folgenden Jahres, 

— Tafeltrauben von Mai bis April des folgenden 
Jahres, 

— Mandarinen von November bis März des folgen- 
den Jahres, 

— Apfelsinen von Oktober bis Juni des folgenden 
Jahres. 

Gemäß Artikel 16 Absatz 1 Unterabsatz 3 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1035/72 ist jedoch für die Zeit- 
räume mit schwacher Vermarktung zu Beginn und 
am Ende des Wirtschaftsjahres weder ein Grund- 
noch ein Ankaufspreis festzusetzen. Die Grund- 
preise sind nach den Kriterien des Artikels 16 Ab- 
satz 2 der gleichen Verordnung festzusetzen. Die 
Ankaufspreise sind gemäß Absatz 3 des genannten 
Artikels im Verhältnis zum Grundpreis festzusetzen. 

Der Finanzausgleich für Apfelsinen, Mandarinen 
und Clementinen ist gemäß den Kriterien des Ar- 
tikels 7 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2511/69 
festzusetzen. 


4, Wein 

Zur Erreichung der Ziele der gemeinsamen Agrar- 
politik müssen für die Zeit vom 16. Dezember 1976 
bis 15. Dezember 1977 insbesondere auf Grund der 
jüngsten Preisentwicklung höhere Orientierungs- 
preise für die einzelnen Tafelweinarten als für den 
vorhergehenden Zeitraum festgesetzt werden. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 1. November 1975, S. 10 


Die Orientierungspreise müssen für jede für die 
Gemeinschaftserzeugung repräsentative Tafelwein- 
art im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 945/70 des 
Rates vom 26. Mai 1970 zur Bestimmung der Tafel- 
weinarten festgesetzt werden ^). 

5. Milcherzeugnisse 

Zwischen dem Richtpreis für Milch und den Prei- 
sen der übrigen landwirtschaftlichen Erzeugnisse, 
insbesondere dem Preis für Rindfleisch, muß ein 
ausgewogenes Verhältnis bestehen, das der ge- 
wünschten Ausrichtung der Rinderhaltung ent- 
spricht. überdies ist bei der Festsetzung des Richt- 
preises den Bemühungen der Gemeinschaft Rech- 
nung zu tragen, unter Berücksichtigung des Außen- 
handels mit Milch und Milcherzeugnissen auf lange 
Sicht ein Gleichgewicht zv/ischen Angebot und Nach- 
frage auf dem Milchmarkt herzustellen. 

Der Interventionspreis für Butter und der Orien- 
tierungspreis für Magermilchpulver sollen zur Er- 
zielung des Richtpreises für Milch beitragen. Bei 
Festsetzung dieser Preise muß sowohl der allge- 
meinen Angebots- und Nachfragesituation auf dem 
Milchmarkt der Gemeinschaft als auch den Möglich- 
keiten Rechnung getragen werden, Butter und Ma- 
germilchpulver auf dem Markt der Gemeinschaft 
und auf dem Weltmarkt abzusetzen. 

Die Interventionspreise für Grana Padano und 
Parmigiano Reggiano sind nach den Kriterien des 
Artikels 5 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
festzusetzen. 

Im Wirtschaftsjahr 1976/77 muß nur der in den 
neuen Mitgliedstaaten geltende Interventionspreis 
für Butter gemäß Artikel 52 Absatz 2 Buchstabe a 
der Beitrittsakte dem gemeinsamen Preis angenähert 
werden. 

6. Rindfleisch 

Die Orientierungspreise sind nach den Kriterien 
des Artikels 3 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
805/68 festzusetzen. 

Es empfiehlt sich, die Orientierungspreise für das 
Wirtschaftsjahr 1976/77 höher als im vorangegange- 
nen Wirtschaftsjahr festzusetzen. 

In Anbetracht der derzeitigen Lage auf dem Rind- 
fleischmarkt muß für das Wirtschaftsjahr 1976/77 
ein Interventionspreis für ausgewachsene Rinder 
vorgesehen werden, der niedriger ist als derjenige, 
der sich aus der Orientierungspreisanhebung erge- 
ben würde. 

Nach Artikel 52 Absatz 2 der Beitrittsakte sind die 
in den neuen Mitgliedstaaten geltenden Preise all- 
jährlich zu Beginn des Wirtschaftsjahres den ge- 
meinsamen Preisen anzunähern. Im Rindfleischsek- 
tor gilt diese Vorschrift gemäß Artikel 90 der Bei- 
trittsakte für die Orientierungspreise für Kälber und 
ausgewachsene Rinder. 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 144 
vom 27. Mai 1970, S. 1 
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7. Reis 

Der Richtpreis für Reis muß so festgesetzt werden, 
daß dem Produktionsniveau, der erforderlichen Aus- 
richtung der Erzeugung, deren Verwendung und der 
Verbesserung der landwirtschaftlichen Einkommen 
Rechnung getragen wird. 

Die Interventionspreise für Rohreis für Arles und 
Vercelli müssen nach den Kriterien des Artikels 4 
Absatz 3 der Verordnung Nr. 359/67/EWG vom 
Richtpreis für geschälten Reis abgeleitet werden. 

Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, die 
Interventionspreise auf einen einheitlichen Betrag 
für Arles und Vercelli festzusetzen, der über dem 
des vorhergehenden Wirtschaftsjahres liegt. 

8. Fette 

Der Erzeugerrichtpreis, der Marktrichtpreis und 
der Interventionspreis für Olivenöl sind nach den 
Kriterien der Artikel 4 und 5 der Verordnung Nr. 
136/66/EWG für eine bestimmte Standardqualität 
festzusetzen. 

Die Gründe, die im vorhergehenden Wirtschafts- 
jahr zur Festsetzung der Standardqualität geführt 
haben, bestehen weiterhin. Es ist daher angebracht, 
diese Standardqualität unverändert beizubehalten. 

Der Richtpreis und der Interventionsgrundpreis für 
Raps- und Rübsensamen sowie Sonnenblumenkerne 
sind jedes Jahr gemäß den Kriterien der Artikel 23 
und 24 der Verordnung Nr. 1036/66/EWG festzuset- 
zen. Der Zielpreis für Sojabohnen ist gemäß den Kri- 
terien des Artikels 1 Absatz 1 Unterabsatz 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1900/74 festzusetzen. 

Gemäß Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. . . ./76 ist der Zielpreis für Lein- 
samen unter Berücksichtigung der Erfordernisse der 
Gemeinschaftsversorgung in einer für die Produzen- 
ten angemessenen Höhe festzusetzen. Es empfiehlt 
sich, hierbei für ein ausgewogenes Verhältnis zwi- 
schen diesem Preis und dem Preis anderer landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse zu sorgen. 

Die Preise für Ölsaaten müssen für bestimmte 
Standardqualitäten festgesetzt werden. Bei der Be- 
stimmung der Standardqualitäten ist von den Durch- 
schnittsqualitäten der in der Gemeinschaft geernte- 
ten Ölsaaten auszugehen. Die für das Wirtschafts- 
jahr 1975/76 festgesetzte Qualität für Raps- und 
Rübsensamen, Sonnenblumenkerne und Sojabohnen 
entspricht diesen Erfordernissen und kann demnach 
für das folgende Wirtschaftsjahr beibehalten wer- 
den. 

Der Beihilfsbetrag für in der Gemeinschaft er- 
zeugte Baumwollsaat ist jedes Jahr gemäß den Kri- 
terien des Artikels 1 Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1516/71 festzusetzen. 

9. Zucker 

Zur Erreichung der Ziele der gemeinsamen Agrar- 
politik ist es notwendig, den Richtpreis für Zucker 
auf einer Höhe festzusetzen, die insbesondere unter 
Berücksichtigung der sich daraus für den Interven- 
tionspreis ergebenden Höhe den Erzeugern von 


Zuckerrüben oder Zuckerrohr unter Wahrung der 
Verbraucherinteressen einen angemessenen Erlös 
sichert. Da die Vermarktung des Zuckers wegen der 
Besonderheiten des Zuckermarktes nur mit relativ 
begrenzten Risiken verbunden ist, kann bei der 
Festsetzung des Interventionspreises für Zucker der 
Unterschied zwischen Richtpreis und Interventions- 
preis verhältnismäßig gering gehalten werden. 

Der Mindestpreis für Zuckerrüben muß unter 
Berücksichtigung des Interventionspreises sowie der 
Kosten für die Verarbeitung und Lieferung der 
Zuckerrüben an die Fabriken und unter Zugrunde- 
legung eines Ausbeutesatzes festgelegt werden, der 
für die Gemeinschaft auf 130 Kilogramm Weißzucker 
je Tonne Zuckerrüben mit 16 v. H. Zuckergehalt 
veranschlagt werden kann. Gemäß Artikel 18 Ab- 
satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 sind die 
in Zusammenhang mit der Mindestlagermenge ent- 
stehenden Kosten bei der Preisfestsetzung zu be- 
rücksichtigen. 

Die vorstehend genannten Kosten können pau- 
schal für 100 Kilogramm Weißzucker auf 14,24 Rech- 
nungseinheiten veranschlagt werden. Dieser Pausch- 
betrag ergibt sich aus der Summe der auf 12,58 Rech- 
nungseinheiten veranschlagten Verarbeitungsspan- 
ne, der auf 2,24 Rechnungseinheiten geschätzten 
Kosten der Lieferung der Zuckerrüben an die Fabri- 
ken und der pauschal mit 0,25 Rechnungseinheiten 
veranschlagten Kosten für die Mindestlagermenge, 
wobei für Erlöse der Fabriken aus Melasse-Ver- 
käufen diese Summe um einen pauschalen Abschlag 
von 0,83 Rechnungseinheiten vermindert wird, der 
auf der Grundlage eines Ausbeutesatzes von 38,5 
Kilogramm je Tonne verarbeiteter Zuckerrüben und 
eines Ab-Fabrik-Preises für Melasse von 2,80 Rech- 
nungseinheiten je 100 kg berechnet ist. 

Als Standardqualität für Zuckerrüben ist zweck- 
mäßigerweise eine Qualität zu wählen, die den 
Eigenheiten der Erzeugung in den wichtigsten Zuk- 
kerrübenanbaugebieten der Gemeinschaft Rechnung 
trägt. 

Unter Berücksichtigung der Produktionsentwick- 
lung unter dem Gesichtspunkt der Spezialisierung 
einerseits und der Versorgung der Gemeinschaft mit 
Zucker sowie der Absatzmöglichkeiten andererseits 
empfiehlt es sich, die Höchstquote für jedes der in 
Artikel 25 der Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 ge- 
nannten Unternehmen auf 135 v. H. der Grund- 
quote dieser Unternehmen festzusetzen. 

10. Seidenraupen 

Der Beihilfebetrag für die in der Gemeinschaft ge- 
züchteten Seidenraupen muß jährlich gemäß den 
Kriterien des Artikels 2 Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 845/72 festgesetzt werden. 

11. Tabak 

Die Zielpreise und der Interventionspreis für 
Tabakblätter müssen nach den Kriterien des Arti- 
kels 2 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 
festgesetzt werden, um die Ausrichtung der Erzeu- 
gung insbesondere im Sinne einer Umstellung des 
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Anbaus auf die meistgefragten und wettbewerbs- 
fähigsten Sorten zu fördern. 

Es empfiehlt sich, auch für die Ernte 1976 abgelei- 
tete Interventionspreise für die Sorten, für welche 
vor Inkrafttreten der gemeinsamen Marktorganisa- 
tion eine Preisgarantie für Tabakballen gewährt 
wurde, sowie für die in Deutschland hauptsächlich 
angebauten Sorten festzusetzen, um den dortigen 
Handelsgepflogenheiten Rechnung zu tragen. Zu 
diesem Zweck ist sowohl der Kostensteigerung als 
auch der Produktivitätserhöhung Rechnung zu 
tragen. 

Mit der den Käufern von Gemeinschaftstabak ge- 
währten Prämie soll ermöglicht werden, daß die 
Käufer den Erzeugern von Tabakblättern einen dem 
Zielpreis entsprechenden Preis zahlen. Es empfiehlt 
sich, den Prämienbetrag entsprechend den für die 
Ernte 1976 festgesetzten Änderungen des Zielpreises 
sowie der Kosten der ersten Bearbeitung unter Be- 
rücksichtigung der Preisentwicklung auf dem Welt- 
markt sowie der sich aus Angebot und Nachfrage 
auf dem Gemeinschaftsmarkt ergebenden Preise zu 
ändern. 

Die vorstehend genannten Preise sowie der Prä- 
mienbetrag müssen im Verhältnis zu einer Bezugs- 
qualität festgesetzt werden, die eine möglichst ob- 
jektive Bewertung der Tabakqualität ermöglicht. 
Für die Ernte 1976 können die Bezugsqualitäten ver- 
wendet werden, die in der Verordnung (EWG) 
Nr. 673/75 des Rates vom 4. März 1975 zur Festset- 
zung der Zielpreise und Interventionspreise sowie 
der Bezugsqualitäten für Tabakblätter der Ernte 
1975 und in der Verordnung (EWG) Nr. 674/75 des 
Rates vom 4. März 1975 zur Festsetzung der ab- 
geleiteten Interventionspreise und der Bezugsqua- 
litäten für Tabakballen der Ernte 1975 ^) festgelegt 
sind. 

12. Flachs und Hanf 

Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 sieht 
die jährliche Festsetzung der Beihilfe für in der 
Gemeinschaft erzeugten Flachs und Hanf vor und 
legt in Absatz 2 die Kriterien für die Festsetzung 
des Beihilfebetrages fest. 

Für das Wirtschaftsjahr 1975/76 wurde die Bei- 
hilfe für Flachs für das Vereinigte Königreich nied- 
riger festgesetzt als für die anderen Mitgliedstaa- 
ten. Für das Wirtschaftsjahr 1976/77 ist es gemäß 
Artikel 95 der Beitrittsakte angezeigt, den für das 
Vereinigte Königreich geltenden Beihilfebetrag an 
das gemeinsame Niveau anzunähern. 

13. Saatgut 

Bei bestimmten im Anhang der Verordnung 
(EWG) Nr. 2358/71 aufgeführten Saatgutarten, die 
im Wirtschaftsjahr 1976/77 vermarktet werden, ist 
dem Erzeuger auf Grund der Marktlage in der Ge- 
meinschaft und ihrer voraussichtlichen Entwicklung 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 20. März 1975, S. 25 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 20. März 1975, S. 32 


kein angemessener Erlös gewährleistet. Es ist daher 
angebracht, einen Teil der Produktionskosten des 
Erzeugers durch die Gewährung einer Beihilfe aus- 
zugleichen. Diese Beihilfe ist nach den Kriterien des 
Artikels 3 Absatz 2 der genannten Verordnung 
festzusetzen. 

Die bisher auf der Grundlage des Heranreifens 
eingestuften verschiedenen Sorten von Lolium pe- 
renne sind nunmehr nach einem qualitativen Kri- 
terium der Persisteurs, d. h. der Langlebigkeit der 
einzelnen Sorten, einzustufen. 

14. Trockenfutter 

Gemäß Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1067/ 
74 ist bei der Festsetzung des Beihilfebetrages für 
künstlich getrocknetes Futter der Notwendigkeit 
einer besseren Versorgung der Gemeinschaft mit die- 
sen Erzeugnissen Rechnung zu tragen. 

Bei Anwendung der Kriterien für die Festsetzung 
der verschiedenen Preise und anderen Beträge sowie 
bei Anwendung der Maßnahmen ln Zusammenhang 
mit dem in der Landwirtschaft anzuwendenden Um- 
rechnungskurs ergeben sich für die genannten Preise 
und Beträge die im Anhang zu dieser Verordnung 
aufgeführten Niveaus — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1976/77 werden für die 
Landwirtschaft verschiedene Preise und andere Be- 
träge sowie verschiedene hiermit zusammenhän- 
gende Anwendungsbedingungen und gegebenenfalls 
die jeweiligen Anwendungszeiträume und die ent- 
sprechenden Standardqualitäten in den Anhängen 
zu dieser Verordnung in folgender Reihenfolge fest- 
gelegt: 

Anhang 1 : Getreide 
Anhang 2: Schweinefleisch 
Anhang 3: Obst und Gemüse 
Anhang 4; Wein 
Anhang 5: Milcherzeugnisse 
Anhang 6: Rindfleisch 
Anhang 7: Reis 
Anhang 8: Fette 
Anhang 9: Zucker 
Anhang 10; Seidenraupen 
Anhang 11: Tabak 
Anhang 12; Flachs und Hanf 
Anhang 13: Saatgut 
Anhang 14; Trockenfutter 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Geschehen zu am 

Im Namen des Rates 
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Anhang 1 


Getreide 



RE/t 

Weichweizen 


einheitlicher Interventionspreis 

118,66 

Referenzpreis für backfähigen Weizen 

134,60 

Richtpreis 

152,51 


Roggen 


einheitlicher Interventionspreis 

128,74 

Richtpreis 

149,15 


Gerste 


einheitlicher Interventionspreis 

117,04 

Richtpreis 

138,46 

Mais 

einheitlicher Interventionspreis 

113,29 

Richtpreis 

138,46 

Hartweizen 

einheitlicher Interventionspreis 

202,00 

Richtpreis 

218,80 



Anhang 2 


Schweinefleisch 



RE/100 kg 

1 Anwendungszeitraum 

Grundpreis für geschlachtete Schweine 

der Standardqualität 

115,00 

l.März 1976 bis 

31. Oktober 1977’) 



*) In Abweichung von Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 2759/75 

Als Standardqualität gilt die Qualität der Schweinehälften der Handelsklasse II des 
Schemas im Sinne der Verordnung der (EWG) Nr. 2760/75 des Rates vom 29. Oktober 
1975 über die Festlegung des gemeinschaftlichen Handelsklassensdiemas für Schweine- 
hälften, mit Ausnahme der Schweinehälften mit einem Zweihälftengewicht von weni- 
ger als 70 kg oder von 160 kg und mehr. 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 1. November 1975, S. 10 
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Obst und Gemüse 
A: Grundpreise und Ankaufspreise 


Blumenkohl 

Im Zeitraum 1. Mai 1976 bis 30. April 1977 




Grundpreis 

Ankaufspreis 



RE/ 100 kg netto 

RE/100 kg netto 


Mai 

11,25 

4,92 


Juni 

13,98 

6,07 


Juli 

11,67 

5,02 


August 

11,67 

5,02 


September 

13,14 

5,55 


Oktober 

13,87 

5,86 


November 

10,62 

4,60 


Dezember 

10,62 

4,60 


Januar 

10,62 

4,60 


Februar 

9,46 

4,08 


März 

10,30 

4,39 


April 

10,51 

4,60 


Diese Preise gelten für folgende Erzeugnisse: 


— Blumenkohl mit Blättern, der Güteklasse I, während 


der Monate Mai, 

November, Dezember, Januar, Fe- 


bruar, März und April; 



— vepadcter Blumenkohl, gestutzt, Güteklasse I, während 


der Monate Juni, 

Juli, August, September und Okto- 


her. 



Tomaten 

Im Zeitraum 1. Juni bis 30. November 1976 




Grundpreis 

Ankaufspreis 



RE/100 kg netto 

RE/100 kg netto 


Juni erste Dekade 

— 

— 


zweite Dekade 

18,22 

7,58 


dritte Dekade 

16,12 

6,95 


Juli 

14,02 

5,80 


August 

12,02 

5,06 


September 

13,07 

5,48 


Oktober 

16,64 

6,85 


November 

18,11 

8,00 


Diese Preise gelten für verpackte „runde" 

und „gerippte" 


Tomaten der Güteklasse I, Größe 57/67 mm, und für ver- 


packte „längliche" Tomaten der Güteklasse I, Größe 


40/77 mm. 



Pfirsidie (außer 

Im Zeitraum 1. Juni bis 30. September 1976 


Bnignolen und 




Nektarinen) 


Grundpreis 

Ankaufspreis 


RE/100 kg netto 

RE/100 kg netto 


Juni 

26,66 

16,22 


Juli bis September 

24,77 

15,28 


Anhang 3 
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Diese Preise gelten für folgende verpackte Erzeugnisse: 

— Pfirsiche der Sorte Fior di Maggio (May Flower), Güte- 
klasse I, Größe 51/61 mm, im Juni; 

— Pfirsiche der Sorten Amsden, Charles Ingouf und 
Sant' Anna, Güteklasse I, Größe 61/67 mm, im Juli; 

— Pfirsiche der Sorten Red Haven und Fair Haven, Güte- 
klasse I, Größe 61/67 mm, im August; 

— Pfirsiche der Sorte J. H. Haie, Güteklasse I, Größe 
61/76 mm, im September. 


Zitronen 

1 Im Zeitraum 1. Juni 1976 bis 31. Mai 1977 


1 


Grundpreis 

RE/ 100 kg netto 

Ankaufspreis 

RE/ 100 kg netto 

1 

i 

Juni 

26,14 

15,73 


Juli 

26,98 

16,25 


August 

26,87 

16,15 


September 

22,99 

14,99 


Oktober 

21,20 

14,78 


November 

20,36 

12,26 


Dezember 

19,84 

12,05 


Januar 

20,68 

12,47 


Februar 

19,63 

11,95 


März 

20,78 

12,47 


April 

22,15 

13,31 


Mai 

22,88 

13,73 


Diese Preise gelten für 
klasse I, Größe 53/62 mm. 

verpackte Zitronen der Güte- 

Birnen 

(ausgenommen 

Mostbirnen) 

Im Zeitraum 1. Juli 1976 bis 30, April 1977 

Grundpreis 

RE/ 100 kg netto 

Ankaufspreis 

RE/ 100 kg netto 


Juli 

16,51 

8,41 


August 

14,94 

8,09 


September 

13,99 

7,57 


Oktober 

14,83 

7,57 


November 

15,15 

7,78 


Dezember 

15,46 

8,09 


Januar bis April .... 

15,67 

8,30 


Die Preise gelten für folgende verpackte Erzeugnisse: 

a) Birnen der Sorte Dr. Jules Guyot, Güteklasse I, Größe 
60 mm und darüber, im Juli; 


b) Birnen der Sorten Dr. Jules Guyot, Clapp's favourite 
und Williams Christ, Güteklasse I, Größe 60 mm und 


darüber, im August; 

c) Birnen der Sorten Williams Christ und Conference, 
Güteklasse I, Größe 60 mm und darüber, im September 
und Oktober; 


22 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4648 


d) im November: 

— Birnen der Sorten Conference und Alexandrine 
Douillard, Güteklasse I, Größe 60 mm und darüber, 

— Birnen der Sorte Passe-Crassane, Güteklasse I, 
Größe 70 mm und darüber; 

e) Dezember bis April: 

— Birnen der Sorte Conference, Güteklasse I, Größe 
60 mm und darüber, 

— Birnen der Sorte Passe-Crassane, Güteklasse I, 
Größe 70 mm und darüber. 


Tafeltrauben 


Äpfel 

(ausgenommen 

Mostäpfel) 


Im Zeitraum 1. August bis 31. Oktober 1976: 

Grundpreis Ankaufspreis 

RE/ 1 00 kg netto RE/ 1 00 kg netto 

August 20,48 13,35 

September und Oktober 17,33 10,51 

Diese Preise gelten für verpackte Tafeltrauben der Sorten 
Regina dei Vigneti und Regina (mennavacca bianca), 
Güteklasse 1. 


Im Zeitraum 1 

August 1976 bis 31. Mai 1977; 


Grundpreis 

Ankaufspreis 


RE/ 100 kg netto 

RE/100 kg netto 

August 

14,63 

7,45 

September 

14,63 

7,45 

Oktober . . . . 

14,63 

7,55 

November 

14,95 

7,66 

Dezember 

16,10 

8,29 

Januar 

17,57 

9,02 

Februar . . . . 

18,83 

9,55 

März bis Mai 

20,30 

10,28 


Diese Preise gelten für folgende verpackte Erzeugnisse: 

a) Äpfel der Sorte James Grieve, Güteklasse I, Größe 
70 mm und darüber, im August 

b) im September: 

— Äpfel der Sorten James Grieve und Golden Deli- 
cious, Güteklasse I, Größe 70 mm und darüber, 

— Äpfel der Sorte Reine des reinettes, Güteklasse I, 
Größe 65 mm und darüber; 

c) Äpfel der Sorte Golden Delicious, Güteklasse 1, Größe 
70 mm und darüber, von Oktober bis Mai. 
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Mandarinen 


Im Zeitraum 16. November 1976 bis 28. Februar 1977: 



Grundpreis 

RE/ 100 kg netto 

Ankaufspreis 
RE/ 100 kg netto 

November 



(vom 16. bis 30.) . 

26,28 

17,35 

Dezember 

25,97 

16,93 

Januar 

25,55 

16,30 

Februar 

24,18 

15,88 


Diese Preise gelten für verpackte Mandarinen der Güte- 
klasse I, Größe 54/64 mm. 


Süßorangen 


Im Zeitraum 1. Dezember 1976 bis 30. April 1977: 

Grundpreis Ankaufspreis 

RE/100 kg netto RE/100 kg netto 


Dezember 

23,54 

15,33 

Januar 

20,60 

13,86 

Februar 

21,12 

14,28 

März 

22,70 

14,49 

April 

23,22 

14,70 


Diese Preise gelten für folgende verpackte Erzeugnisse: 

— Orangen der Sorte Moro, Güteklasse I, Größe 
67/80 mm, im Dezember; 

— Orangen der Sorte Sanguinello, Güteklasse I, Größe 
67/80 mm, Januar bis April. 


NB: Die in diesem Anhang angegebenen Preise umfassen nicht die Verpackungskosten 
der Erzeugnisse. 


B. Betrag des Finanzausgleichs 



Vermarktungsjahr 1976/77 

8,11 

— RE/100 kg netto für Orangen der Sorten Moro, 
Taraocco, Ovale calabrese, Belladona, Navel, Valencia 
late; 

6,97 

— RE/ 100 kg netto für Orangen der Sorte Sanguinello; 

4,58 

— ■ RE/100 kg netto für Orangen der Sorten Sanguigno und 
Biondo commune; 

6,97 

— RE/100 kg netto für Mandarinen; 

4,06 

— RE/100 kg netto für Clementinen 


NB: Der Finanzausgleich wird nur für Erzeugnisse der Güteklassen Extra und I gewährt. 
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Anhang 4 

Wein 


Tafelwein 

Orientierungspreis 

Art R I . . . 

1,96 RE je Grad/hl 

Art R II . . . 

1,96 RE je Grad/hl 

Art R III .. . 

30,58 RE je Grad/hl 

Art A I . . . 

1,84 RE je Grad/hl 

Art A II . . . 

40,75 RE je Grad/hl 

Art A III .. . 

45,53 RE je Grad/hl 


Anhang 6 

Rindfleisch 

(in RE/ 100 kg Lebendgewicht) 



Irland 
und Ver- 
einigtes 
König- 
reich 

Übrige 

Mitglied- 

staaten 

Orientierungspreis 



— Kälber 

128,57 

139,04 

— Ausgewachsene Rinder . 

109,81 

118,74 

Interventionspreis für aus- 



gewachsene Rinder ^) .... 

98,83 

106,74 


Anhang 5 


Milcherzeugnisse 


In Abweichung von Artikel 6 der Verordnung (EWG) 
Nr. 805/68 



Rechnungseinheiten 
je 100 kg 
um die Zeit 


1. März 
1976 bis 
15. Sep- 
tember 
1976 

16. Sep- 
tember 
1976 

a) Richtpreis für Milch .... 

15,90 

16,60 

b) Interventionspreis 
für Butter; 

— in Irland 

204,70 

213,09 

— im Vereinigten König- 
reich 

167,74 

173,96 

— in den übrigen Mit- 
staaten 

212,34 

221,07 

Magermilchpulver i 

90,57 

— 

Grana-Padano 

— 30 bis 60 Tage 

204,38 

212,35 

— Mit einem Alter von 
mindestens 6 Monaten 

240,38 

248,26 

Parmigiano-Reggiano mit 
einem Alter von minde- 
stens 6 Monaten 

259,58 

267,46 

c) Orientierungspreis 

für Magermilchpulver . . 

— 

93,87 


Reis 


Anhang 7 



RE/t 

a) Richtpreis für geschälten Reis 

279,82 

b) Interventionspreis für Rohreis, 


gültig für Arles und Vercelli 

167,26 


I. Olivenöl 


Fette 


Anhang 8 



RE/ 100 kg 

a) Erzeugerrichtpreis 

188,70 

b) Marktrichtpreis 

152,96 

c) Interventionspreis 

145,56 


— Diese Preise gelten für handelsübliches („mittelfeines") 
Olivenöl, dessen Gehalt an freien Fettsäuren, berech- 
net als Ölsäure, 3 Gramm je 100 Gramm beträgt. 
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11. Ölsaaten 



RE/100 kg 

a) Raps- und Rübsensamen: 


— Richtpreis 

27,57 

— Interventionsgrundpreis . . . 

26,77 

b) Sonnenblumenkerne; 


— Richtpreis 

28,63 

— Interventionsgrundpreis . . . 

27,80 


Die Interventionsgrundpreise gelten für Genua. 

Diese Preise beziehen sich auf lose, handelsübliche Ware, 

und zwar auf: 

— Raps- und Rübsensamen mit 2 Vo Fremdbestandteilen 
und, in dieser unveränderten Saat, mit 9 % Feuchtig- 
keitsgehalt und 40 ®/o Ölgehalt; 

— Sonnenblumenkerne mit 2 Vo Fremdbestandteilen und, 
in dieser unveränderten Saat, mit 10 Vo Feuchtigkeits- 
gehalt und 40 Vo Ölgehalt. 


1 

RE/ 100 kg 

Zielpreis: 


Sojabohnen 

28,20 

Leinsamen 

29,00 


1) Dieser Preis gilt für folgende Saaten; 

— lose, handelsübliche Ware 

— mit 2 ^/o Fremdbestandteilen und, in dieser unver- 
änderten Saat, mit 14 Vo Feuchtigkeitsgehalt und 
18 «/o Ölgehalt 

Dieser Preis gilt für folgende Saaten: 

— lose, handelsübliche Ware 

— mit 2 Vo Fremdbestandteilen und, in dieser unver- 
änderten Saat, mit 9 Vo Feuchtigkeitsgehalt und 
38 o/o Ölgehalt. 



RE/ha 

Baumwollsaat 

Betrag der Beihilfe 

103,20 


Anhang 9 

Zucker 


1. Richtpreis für Weißzucker in RE 

je 100 kg : 34,87 

2. Intervenionspreis für Weißzucker 

in RE je 100 kg : 33,14 

3. Das Hauptüberschußgebiet umfaßt ; Aisne, 
folgende französische Departements Oise, 

Somme 

4. Mindestpreis für Zuckerrüben in 

RE/t im Hauptüberschußgebiet bei : 24,57 
Anlieferung an Sammelstellen 

5. Zuckerrüben der Sandardqualität sind han- 
delsübliche Zuckerrüben mit einem Zucker- 
gehalt von 16 o/o bei Annahme 

6. Unbeschadet des Artikels 25 Absatz 1 Unter- 
absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 
beträgt der in Artikel 25 Absatz 1 Unter- 
absatz 2 genannte Koeffizient 1,35 


Anhang 10 

Seidenraupen 



RE je in Betrieb 
genommene 
Samenschachtel 

Betrag der Beihilfe 

40,00 
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Anhang 11 


Tabak 

Zielpreis, Interventionspreis, Betrag der den Käufern von Tabakblättern gewähr- 
ten Prämie und abgeleiteter Interventionspreis für Tabakballen, Ernte 1976. 
Bei jeder Tabaksorte gelten diese Preise für die in Anhang I der Verordnung 
(EWG) Nr. 673/75 für Tabakblätter und in Anhang I der Verordnung (EWG) 
Nr. 674/75 für Tabakballen definierten Bezugsqualitäten. 


lfd. 

Nr. 

Sorte 

Zielpreis 

Inter- 

ventions- 

preis 

Betrag 
der Prämie 

abgeleiteter 

Inter- 

ventions- 

preis 

1 

a) Badischer Geudertheimer 

b) Forchheimer Havanna II c) 

2,256 

2,030 

1,514 

3,104 

2 

Badischer Burley E 

2,696 

2,426 

1,553 

3,487 

3 

Virgin SCR 

2,571 

2,314 

1,459 

3,001 

4 

a) Paraguay und Hybriden 

b) Dragon vert und Hybriden 

1,962 

1,766 

1,204 

— 

5 

Nijkerk 

1,939 

1,745 

1,194 

— 

6 

Burley (Burley x Bel) 

2,175 

1,958 

1,047 

— 

7 

a) Misionero und Hybriden 

b) Rio Grande und Hybriden 

1,799 

1,619 

1,138 

— 

8 

a) Philippin 

b) Petit Grammont (Flobecq) 

c) Burley (Ergo x 6410 und Ergo x Bursana) 

1,515 

1,364 

0,859 


9 

a) Semois j 

b) Appelterre 

1,815 

1,634 

1,029 

— 

10 

Bright 

2,180 

1,962 

1,217 

2,748 

11 

a) Biirley I 

1,642 

1,478 

0,774 

2,231 


b) Maryland 

1,906 

1,715 

0,956 

2,504 

12 

a) Kentucky und Hybriden 

b) Moro di Cori 

c) Salento 

1,678 

1,510 

0,727 

2,169 

13 

a) Nostrano del Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 

1,651 

1,486 

1,202 

2,235 

14 

Beneventano 

1,302 

1,172 

0,887 

1,739 

15 

Xanti-Yakä 

2,445 

2,201 

1,445 

3,488 

16 

Perustitza 

2,316 

2,084 

1,358 

3,064 

17 

Erzegovina und Hybriden 

2,080 

1,872 

1,230 

2,761 

18 

a) Round Tip 

b) Scafati 

c) Sumatra 

10,802 

9,722 

5,294 

14,737 

19 

a) Brasile Selvaggio 

b) andere Sorten 

1,076 

0,968 

0,295 
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Flachs und Hanf 


Betrag der Beihilfe 
Flachs: 

Vereinigtes Königreich 
übrige Mitgliedstaaten 

Hanf 


143,20 

188,15 

174,04 


ex 12.01 A Linum usitatissimum L 
partim (Faserlein) .... 

Cannabis sativa 


ex 12.03 C 


I. Gramineae ! 

Arrhenatherum eia^ius (1) 

J. und C. Presl. 

Dactylis glomerata L 

Festuca arundinacea 
Schreb 

Festuca ovina L 

Festuca pratensis Huds. . . 
Festuca rubra L 


Lolium perenne L (mit 
hoher Persistenz, späte 
oder mittel späte) 

Lolium perenne L. (mit 
geringer Persistenz, 
mittelspäte, mittelfrühe 
oder frühe) 




Nr. des 
Gemein- 
samen 
Zolltarifs 


Warenbezeichnung 


Lolium perenne L. (neue 
Sorten und andere) 

Lolium X hybridum 
Hausskn 


Phleum pratense L. 
Poa nemoralis L. . 
Poa pratensis L. . 
Poa trivialis L. . . . 


2. Leguminosae 

ex 07.05 AI Pisum arvense L 

ex 07.05 Vicia faba L. sso faba var. 
A III equina Pers 

Vicia faba L. var. minor 
(Peterm) bull 

ex 12.03C Medicago sativa L. 

(Ökotypen) 

Medicago sativa L. 

(Sorten) 

Trifolium pratense L 

Trifolium repens L 

Trifolium repens L. var. 
giganteum 

Vicia sativa L 


Betrag 

der 

Beihilfe 
RE/100 kg 


Anhang 14 

Künstlich getrocknetes Futter 



RE/1000 kg 

Betrag der Produktionshilfe 

9.00 


28 

















Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4648 


2. Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . ./76 des Rates 
vom . . . 

über die im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpoiitik entgegen der Verordnung (EWG) Nr. 475/75 
anzuwendenden Umrechnungskurse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Gemeinschaft, insbesondere auf die Ar- 
tikel 28, 43 und 235, 

gestützt auf die Verordnung Nr, 129 des Rates 
über den Wert der Rechnungseinheit und die im Rah- 
men der Gemeinsamen Agrarpolitik anzuwendenden 
Umrechnungskurse^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 2543/74 2)^ insbesondere auf 
Artikel 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung Nr. 129 
genannte Lage, derzufolge Maßnahmen gerechtfer- 
tigt sind, die vom Grundsatz der Anwendung von 
Paritäten zur Umrechnung einer Währung in die an- 
dere abweichen, ist derzeit in mehreren Mitglied- 
staaten gegeben. 

Die aus dieser Lage erwachsenden Probleme konn- 
ten durch Anwendung von Währungsausgleichsbe- 
trägen und von im Rahmen der Gemeinsamen Agrar- 
politik anwendbaren repräsentativen Umrechnungs- 
kursen gelöst werden. Diese Regelung hat jedoch 
in den betreffenden Mitgliedstaaten zu unterschied- 
lichen Preisen geführt. Damit nicht die Beibehaltung 
unveränderter Wechselkurse für die Agrarpolitik an- 
läßlich von Preiserhöhungen zu einem noch größeren 
Gefälle zwischen den in Landeswährung ausgedrück- 
ten Preisen führt und da sich die Umrechnungskurse 
bis zu einem bestimmten Grad an das Wirtschaftsge- 
schehen der Mitgliedstaaten anpassen lassen, sollte 
für die Währungen dieser Mitgliedstaaten ein reprä- 
sentativer Umrechnungskurs eingeführt werden, der 
den wirtschaftlichen Tatsachen besser entspricht. 

Bei dieser Gelegenheit sollte für alle repräsentati- 
ven Kurse eine Neufassung veröffentlicht werden. 

Die Auswirkungen dieser Maßnahme auf die Wirt- 
schaft der betreffenden Mitgliedstaaten sollten je- 
doch möglichst abgeschwächt werden. Daher ist es 
angezeigt vorzusehen, daß die Anwendung der 
neuen Umrechnungskurse innerhalb angemessener 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 106 
vom 30. Oktober 1962, S. 2553/62 
^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 263 
vom 19. September 1973, S. 1 


Frist vorgenommen und grundsätzlich mit dem Be- 
ginn des Wirtschaftsjahres oder einer Änderung 
der Preise verbunden wird. 

Ferner läßt sich die Inzidenz der Währungsaus- 
gleichsbeträge in den Mitgliedstaaten mit abgewer- 
teter Währung einschränken. Zu diesem Zweck emp- 
fiehlt sich eine Anpassung von Artikel 2 Absatz 1 
Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr. 974/71 des 
Rates vom 12. Mai 1971 über bestimmte konjunktur- 
politische Maßnahmen, die in der Landwirtschaft im 
Anschluß an die vorübergehende Erweiterung der 
Bandbreiten der Währungen einiger Mitgliedstaaten 
zu treffen sind^), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 3259/74 

Die Festsetzung eines repräsentativen Umrech- 
nungskurses führt zur Änderung des Preisniveaus 
für die landwirtschaftlichen Erzeugnisse. Die Pro- 
bleme, zu denen die Änderungen der Umrechnungs- 
kurse führen, sind in gemeinschaftlichen Rechtsvor- 
schriften, insbesondere in der Verordnung (EWG) 
Nr. 1134/68 des Rates vom 30. Juli 1968 zur Fest- 
setzung der Durchführungsvorschriften zu der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 653/68 über die Bedingungen 
für die Änderung des Wertes der Rechnungseinheit 
für die gemeinsame Agrarpolitik ®) behandelt wor- 
den. Diese Bestimmungen gelten nur für den Fall 
einer Änderung der Währungsparität, Ihre Anwen- 
dung ist auch im vorliegenden Fall gerechtfertigt. 
Solange jedoch die Betreffenden die Annullierung 
von Lizenzen oder Titeln beantragen können, recht- 
fertigt sich eine solche Anwendung nur, wenn den 
Betreffenden durch die Festsetzung der neuen reprä- 
sentativen Kurse ein Nachteil entsteht. 

Der Währungsausschuß wird angehört werden; 
infolge der Dringlichkeit sind jedoch die vorgese- 
henen Maßnahmen unter den in Artikel 3 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 129 vorgesehenen Bedingungen 
zu erlassen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Sind bei Maßnahmen auf Grund der Rechtsakte 
über die gemeinsame Agrarpolitik oder der be- 
sonderen Regelungen gemäß Artikel 235 des 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 106 
vom 12. Mai 1971, S. 1 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 349 
vom 28. Dezember 1974, S. 10 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 188 
vom 1. August 1969, S. 1 
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Vertrages die in Absatz 2 genannten Währungen 
in einer anderen Währung oder in Rechnungs- 
einheiten auszudrücken, so ist entgegen Artikel 2 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 129 bei der Um- 
rechnung der Wechselkurse anzuwenden, der 
dem repräsentativen Kurs dieser Währung ent- 
spricht. 

2. Der repräsentative Kurs kann für die Währung 
eines Mitgliedstaates nicht mehr angewandt wer- 
den, wenn dieser Mitgliedstaat beim Internatio- 
nalen Währungsfonds eine neue Währungspari- 
tät erklären kann. 

Artikel 2 

1. Der repräsentative Kurs im Sinne des Absatzes 1 
ist: 

a) für den belgischen und den luxemburgischen 
Franken: 

1 bfr/lfr = 0,0205519 Rechnungseinheit; 

b) für die dänische Krone: 

1 dkr = 0,131956 Rechnungseinheit; 

c) für die Deutsche Mark: 

1 DM = 0,290392 Rechnungseinheit; 

d) für den französischen Franken: 

1 FF = 0,180044 Rechnungseinheit: 

e) für das irische Pfund: 

1 £ = 1,72914 Rechnungseinheiten; 

f) für die italienische Lira: 

100 Lit = 0,117906 Rechnungseinheit; 

g) für den niederländischen Gulden: 

1 hfl = 0,298056 Rechnungseinheit: 

h) für das englische Pfund: 

1 £ = 1,75560 Rechnungseinheiten. 

Die neuen repräsentativen Kurse sind an- 
wendbar: 

a) ab 1. August 1976 für die Bereiche Eier, Ge- 
flügel sowie Eieralbumin und Milchalbumin; 

b) ab 16. September 1976 für den Bereich Milch 
und Mildierzeugnisse, unter Berücksichti- 
gung der Dispositionen in Paragraph 2; 

c) ab 16. Dezember 1976 für den Bereich Wein; 

d) ab 1. Januar 1977 für den Bereich Fischerei- 
erzeugnisse; 

e) ab Beginn des Wirtschaftsjahres 1976/77 für 
die übrigen Erzeugnisse, bei denen das Wirt- 
schaftsjahr nicht am Tage des Inkrafttretens 
dieser Verordnung begonnen hat; 

f) ab 1. März 1976 in allen anderen Fällen. 

2. Entgegen Artikel 1 gelten folgende repräsenta- 
tiven Kurse für den Sektor Milch und Milch- 
produkte und den Zeitraum vom 1. März 1976 
bis 15. September 1976: 

a) für den belgischen und den luxemburgischen 
Franken: 

1 bfr/lfr = 0,0204315 Rechnungseinheit; 


b) für die Deutsche Mark: 

1 dm = 0,283402 Rechnungseinheit: 

c) für den niederländischen Gulden: 

1 hfl — 0,296664 Rechnungseinheit; 

d) für die anderen Währungen = die Kurse 
in Artikel 1. 

Artikel 3 

1. Die Durchführungsbestimmungen zu dieser 
Verordnung werden nach dem Verfahren des Ar- 
tikels 26 der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 
oder gegebenenfalls nach dem Verfahren des ent- 
sprechenden Artikels der übrigen Verordnungen 
über die gemeinsamen Marktorganisationen erlas- 
sen, gegebenenfalls auch entgegen den in den ein- 
schlägigen Verordnungen vorgesehenen Festset- 
zungsregeln, jedoch nur in dem Umfang und für 
den Zeitraum, die unbedingt erforderlich sind, um 
dieser Verordnung Rechnung zu tragen. 

2. Die in Absatz 1 genannten Bestimmungen 
können bei in Rechnungseinheiten festgesetzten Be- 
trägen, die nicht mit der Preisfestsetzung verbunden 
sind, in einer Anhebung um 3,92 Vo bestehen. 


Artikel 4 

Mit Wirkung vom 1. März 1976 ist die in Ar- 
tikel 2 Abs. 1 Buchstabe b letzter Unterabsatz der 
Verordnung (EWG) Nr. 974/71 angegebene Zahl 
1,25 durch die Zahl 1,5 ersetzt. 


Artikel 5 

1. Die für die Änderung des Verhältnisses zwi- 
schen der Währungsparität eines Mitgliedstaates 
und dem Wert der Rechnungseinheit vorgesehenen 
Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 1134/68 
finden Anwendung. 

2. Artikel 4 Absatz 1 zweiter Unterabsatz der 
Verordnung (EWG) Nr. 1134/68 ist jedoch nur an- 
wendbar, wenn die Einführung der neuen repräsen- 
tativen Umrechnungskurse dem Betroffenen einen 
Nachteil bringt. 

Artikel 6 

Die Bestimmungen der Verordnung (EWG) 
Nr. 475/75 des Rates vom 27. Februar 1975 über 
den im Agrarbereich geltenden Umrechnungskurs, 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 2638/75^), sind für die betreffenden Sektoren 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 1. November 1975, S. 1 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 52 
vom 28. Februar 1975, S. 28 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 269 
vom 18. Oktober 1975, S. 1 
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von dem Zeitpunkt an nicht mehr anwendbar, an 
dem die Bestimmungen dieser Verordnung für den 
betreffenden Bereich angewandt werden. 


Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, den 


C. Begründung nach Erzeugnissen 


Getreide 

A. Preise 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates 
vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide ^), in der geän- 
derten Fassung des in dem nachstehenden ein- 
schlägigen Maßnahmen enthaltenen Entwurfs, 
sieht in Artikel 3 vor, daß nach dem Verfahren 
von Artikel 3 Absatz 2 des Vertrages festgelegt 
werden: 

— ein gemeinsamer einziger Interventionspreis 
für Weichweizen, Gerste und Mais sowie ein 
einziger Preis für Roggen und Hartweizen, 

— ein Referenzpreis für backfähigen Weichwei- 
zen, 

— ein Richtpreis für Weichweizen, Hartweizen 
und Roggen, sowie ein gemeinsamer Richt- 
preis für Gerste und Mais. 

Für 1976/77 kann jedoch ausnahmsweise nach 
Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75, 
in der obengenannten geänderten Fassung, ein 
anderer einziger Interventionspreis für Weich- 
weizen, Gerste und Mais festgesetzt werden. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 1. November 1975, S. 1 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


2. Da die Erhöhung des allgemeinen Niveaus der 
gemeinsamen Agrarpreise wünschenswert ist 
und mit Rücksicht auf die vorgeschlagenen Wäh- 
rungsmaßnahmen für die Landwirtschaft sind die 
Preise dieses Jahres in einer Höhe festzusetzen, 
die dem in der Empfehlung des Rates vom 
22. Juli 1975 2) und in der Entschließung vom 
gleichen Tage ®) geäußerten Anliegen sowie den 
Schlußfolgerungen aus den Arbeiten des Rates 
zur Bestandsaufnahme der gemeinsamen Agrar- 
politik ^) Rechnung trägt. 

Zu diesem Zweck müssen geeignete Maßnah- 
men wie sie in den nachstehend dargelegten 
einschlägigen Maßnahmen enthalten sind und 
vor allem erhebliche Änderungen der jeweiligen 
Grundverordnungen vorgeschlagen werden. Es 
würde jedoch zu Schwierigkeiten führen, wenn 
sämtliche vorgeschlagenen Maßnahmen sofort 
angewandt würden, da im Rahmen der Neuver- 
ordnung der Preisstaffel ein sprunghaftes Auf 
oder Ab vermieden werden sollte, und gleich- 
zeitig die Voraussetzungen für bewegliche 
Preise gewährleistet sein müssen. Deshalb wird 
eine Übergangsregelung eingeführt, wobei die 
annehmbaren Grenzen berücksichtigt werden, 
innerhalb derer der Markt sowohl die natür- 


2) Dokument R/2020/75 ( Agri 358) , Rat 

3) Dokument R/2021/75 (Agri 559), Rat 

^) Dokument R/2821/75 (Agri 756) (Fin 739), Rat 
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liehe regionale Abstufung der Preise aller Ge- 
treidearten wie ihre Staffelung bewältigen kann. 

Infolgedessen wird der einzige Interventions- 
preis auf der Grundlage von Gerste im ersten 
Jahr nicht in vollem Umfang angepaßt, um die 
Aufhebung der regionalen Staffelung des Weich- 
weizens zu erleichtern. Dennoch ist beim Weich- 
weizen- wie auch beim Maispreis darauf zu 
achten, daß diese möglichst an den Preis der 
Gerste, deren relativer Nutzwert am wenigsten 
hoch liegt, angenähert werden. 

Der Gerstenpreis, der Ausgangspunkt für die 
Berechnungen, wird um 5,5 ®/o also mäßig, auf 
das Niveau des einzigen Interventionspreises 
angehoben. Die Anhebung um 9 Vo auf die Höhe 
des Richtpreises bietet ausreichend Spielraum, 
um die Anwendung des einzigen Interventions- 
preises in allen zuvor gestrichenen Zentren wie- 
dereinzuführen. 

Bei Mais wird in gleicher Höhe wie bei Weich- 
weizen eine Anhebung um 9,5 ®/o auf das Ni- 
veau des Richtpreises vorgenommen, so daß er 
zollmäßig die gleiche Höhe wie der Gersten- 
preis erreicht, die gleiche Anhebung erfährt der 
Interventionspreis. 

Bei Weichweizen wird der Berechnung der 
Grundverordnung am nächsten kommende Preis 
so gewählt, daß der Preis für Weichweizen ho- 
her Produktivität nicht unter dem derzeit in dem 
stärksten Überschußgebiete geltenden Preis 
liegt. 

Der Referenzpreis für backfähigen Weichweizen 
wird in einer Höhe berechnet, die noch ausrei- 
chend Spielraum bietet, um für die Erzeugung 
von Weichweizen backfähiger Qualität einen 
Anreiz zu bieten, d. h. 15 Vo über dem Niveau 
des Interventionspreises für Gerste. 

Für Roggen ist eine getrennte Regelung vorge- 
sehen, da dieses Getreide als backfähig ange- 
sehen wird, so daß eine durchschnittliche An- 
hebung um 7,5 Vo erfolgen soll. Der Sonder- 
zuschlag bei der Intervention wird wegen der 
im Vergleich zu Gerste stärkeren Preisanhebung 
gestrichen. 

Die Untersuchung der Regeln für Hartweizen 
führte zum Vorschlag einer neuen, auf die Ge- 
biete mit der stärksten Erzeugung besser ab- 
gestellten Erzeugerbeihilferegelung, diese Ge- 
biete erbringen auch die geringsten Beträge. 

In der Preisregelung für Hartweizen soll eine 
Anhebung des Interventionspreises um 6 Vo und 
des Richtpreises um 5,5 ®/o stattfinden, so daß 
die Preisstaffeln für Hartweizen gegenüber 
Weichweizen verbessert wird: 

Richtpreis 197.5/76, Verhältnis 139,44 / 207,33 - 
148,68 

Vorschlag 1976/77, Verhältnis 152,51 / 218,80 = 
143,47 

Die Bedingungen für die Gewährung der Beihilfe 
werden geändert, wie in den einschlägigen Maß- 
nahmen vorgeschlagen wird. Diese Beihilfe wird 


auf Gebiete beschränkt, deren durchschnittlicher 
Ertrag in den Wirtschaftsjahren 1971/72 und 
1973/74 unter 30 dz/ha lag. Die Beihilfe wird 
je ha wie folgt gewährt; 

Beihilfe von 42 RE bis 22 dz/ha 

Beihilfe von 21 RE bei mehr als 22 und bis zu 
30 dz/ha. 

3. Die Getreidearten, deren Analyse als Grundlage 
für den Preisvorschlag gedient hat, befinden sich 
in folgender Lage; 

— Die Getreideerzeugung, deren Anteil am 
Wert der Enderzeugung der gemeinschaft- 
lichen Landwirtschaft 1974 bei ungefähr 12 *^/o 
lag, nimmt rund 29 ®/o der landwirtschaft- 
lichen Nutzfläche ein. Nach einer Steigerung 
um 2 ®/o im Jahre 1974 dürfte die Erzeugung 
1975 bei 97,5 Millionen t liegen, was eine 
Senkung von 10 Vo bedeutet, die insbesondere 
von geringeren Erträgen herrührt, und zwar 
nicht nur wegen ungünstigerer Witterung, 
sondern als Folge des Verhaltens der Er- 
zeuger, die den höchstmöglichen Gestehungs- 
preis anstrebten. 

— Neben einer Produktionssteigerung bei Hart- 
weizen ( + 24 Vo) und einem Stillstand bei 
Mais dürfte 1975 ein Produktionsrückgang 
bei den anderen Getreidearten eintreten 
(Weichweizen: ^19Vo trotzt Steigerung der 
Futterweizenproduktion; Roggen: ~12®/o; 
Gerste: —7 Vo und Hafer: — 6 %). 

Angesichts dieser Lage hat man sich zu einer 
allgemeinen Anhebung etwas über 8 ^/o ent- 
schlossen. Dabei sind allerdings zwei verschie- 
dene Höhen vorgesehen, die sich auf der vor- 
geschlagenen Neuordnung der Preisstaffel er- 
geben. Zunächst soll der Interventionspreis für 
Gerste, die Grundlage für den gemeinsamen 
Interventionspreis, um 5,5 Vo angehoben, sodann 
die durch Ausweitung des Preisrahmens gebo- 
tene Möglichkeit einer zusätzlichen durchschnitt- 
lichen Anhebung auf dem Markt in Höhe von 
3 Vo gesucht werden. Diese zusätzliche Anhebung 
soll bei backfähigem Weichweizen höher liegen, 
da hier ein Referenzpreisniveau eingeführt wird, 
das erheblich über dem für Gerste liegt. 

In der Frage der Auswirkungen dieser Maßnah- 
men auf die Einfuhren und Ausfuhren braucht 
keine grundlegende Änderung der allgemeinen 
Tendenz angestrebt zu werden, sondern nur eine 
Neuordnung dieser allgemeinen Tendenz durch 
den Abbau anomaler und kostspieliger Ausfuh- 
ren und Einfuhren. 

4. Für die monatlichen Zuschläge wird grundsätz- 
lich vorgeschlagen, die derzeitige Höhe beizube- 
halten. Die meisten Zuschläge sind für das Vor- 
jahr erheblich angepaßt worden, um die Steige- 
rung der Finanzierungskosten und auch der 
Energiekosten aufzufangen. 

Für dieses Wirtschaftsjahr ist damit zu rechnen, 
daß die Kostenste igening für Energie durch die 
Senkung der Kreditzinsen ausgeglichen wird. 
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Wegen der Währungsmaßnahmen für die Land- 
wirtschaft wurde allerdings eine leichte Ange- 
bung vorgesehen. 


In den in folgender Tabelle aufgeführten Zahlen- 
vorschlägen wurden die sich bei den Berechnungen 
ergebenden Prozentsätze auf die erste Ziffer nach 
dem Komma auf- oder abgerundet. 


Preis Vorschläge für 1976/1977 


Art 

1974/75 

RE/t 

Steigerung | 
«/o 1 

1975/76 

RE/t 

1 Steigerung | 

1 1 

1976/77 

RE/t 

Weichweizen 






Richtpreis 

127,93 

+ 9 

139,44 

+ 9,5 

152,51 

Interventionsgrundpreis 

115,53 

+ 9 

125,93 




12,40 


13,51 



Referenzpreis für backfähigen 






Weichweizen 

— 

— 

— 


134,60 

Einziger Interventionspreis 

— 

— 

— 


118,56 

Roggen 






Richtpreis 

124,99 

-{-11 

138,74 

+ 7,5 

149,15 

Einziger Interventionspreis 

106,93 

- 1-12 

119,76 

+ 7,5 

128,74* 


18,06 


18,98 


20,41 

Gerste 






Richtpreis 

116,08 

+ 9,40 

126,99 

H 9,0 

138,46 

Einziger Interventionspreis 

101,43 

+ 9,40 

110,96 

+ 5,5 

117,04 


14,65 


16,03 


21,42 

Mais 






Richtpreis 

114,92 

-{-10 

126,41 

+ 9,5 

138,46 

Einziger Interventionspreis 

94,03 

-{-10 

103,43 

+ 9,5 

113,29 


20,89 


22,98 


25,17 

Hartweizen 






Richtpreis 

191,97 

+ 8 

207,33 

+ 5,5 

218,80 

Einziger Interventionspreis 

175,17 

± 9 

190,53 

+ 6,0 

202,00 


15,80 


16,80 


16,80 

Garantierter Mindestpreis 

205,17 

+ 5,0 f 

215,45 

— 

— 

Beihilfe 

30 


24,92 


4% 


B. Einschlägige Maßnahmen 

1, Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Än- 
derung der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 
(früher Nr. 120/67/EWG) über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide (Änderung der 
Artikel 2, 3, 4, 7 und 10) 

Gemäß den Grundlagen der gemeinsamen Agrarpo- 
litik nach Artikel 39 des Vertrages ist Ziel der vor- 
geschlagenen Änderung die Schaffung einer Rege- 
lung, die über die Preisstaffel und die Beweglichkeit 


zwischen den Getreidearten anhand der tatsäch- 
lichen Marktbedürfnisse zu einem besseren Gleich- 
gewicht zwischen den verschiedenen Erzeugungen 
führt und insbesondere den Absatz von Weichwei- 
zen mit hoher Produktivität und schwachem Back- 
wert für die tierische Ernährung begünstigt, ohne 
daß die Denaturierungsprämie beansprucht werden 
müßte. 

Hierfür ist erforderlich, den Preis dieser Weichwei- 
zenklasse an die Preise für Gerste und für Mais an- 
zugleichen. Abweichend von der Grundverordnung 
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sollte für das erste Jahr vorübergehend eine An- 
näherung dieser drei Preise vorgeschlagen werden. 

Dieser Vorschlag entspricht den Anliegen des Rates, 
wie sie in der den Preisen vorangestellten Erläute- 
rungen dargestellt sind. 

Andererseits müßte zur Erreichung dieses Zieles die 
bei Weichweizen noch vorhandene regionale Staf- 
felung aufgehoben werden, nachdem sie für andere 
Getreidearten bereits weggefallen ist. 

Bei backfähigem Weichweizen ist die Erzeugung der 
besten Qualitäten zu fördern, indem die Möglichkeit 
geboten wird, diesen Markt auf höherem Niveau 
als für Weichweizen hoher Produktivität zu ent- 
wickeln. Angesichts des unterschiedlichen Bruttoer- 
löses aus der Erzeugung von backfähigem Weizen 
bzw. von Weizen der Sorten mit hoher Produktivi- 
tät mindestens 15 o/o ist ein parametrisches Preis- 
niveau zu errichten, das insbesondere als Berech- 
nungsgrundlage für die Festsetzung des Richtpreises 
dienen und im Hinblick auf etwaige Interventions- 
maßnahmen ein Element der Beurteilung des Markt- 
verhaltens darstellen soll. 

Der Richtpreis für Weichweizen wird anhand des 
parametrischen Niveaus zuzüglich eines Marktele- 
ments, das eine Verhandlungsspanne darstellt — wie 
sie bisher zwischen Grundinterventionspreis und 
Richtpreis besteht, und zuzüglich der Kosten für die 
Beförderung zwischen dem Hauptüberschußgebiet 
(Orleans-Ormes) und dem Hauptzuschußgebiet 
(Duisburg) berechnet In der vorgeschlagenen Ände- 
rung wird dieses parametrische Niveau durch den 
Referenzpreis ausgedrückt 

Für Futtergetreide sollte die Staffel der Getreide- 
preise auf dem Markt, wie sie im Hauptüberschuß- 
gebiet bestehen kann, in Rechnung gestellt wer- 
den. In diesem Gebiet muß niedrigster Preis der 
Gerstenpreis sein, da Gerste den niedrigsten Nähr- 
wert hat, Mais jedoch einen weit höheren. 

Daher muß das Richtpreisniveau für die gesamten 
Futtergetreide auf Grund von Mais festgelegt wer- 
den, der für die Herstellung von Futtermitteln meist 
verwendeten Getreideart, um ihm den Weg bis in 
das Hauptzuschußgebiet zu öffnen. 

Der Richtpreis für Futtergetreide wird somit be- 
rechnet, indem dem gemeinsamen Interventions- 
preis ein Marktfaktor, der dem anteiligen Nutzungs- 
wert des Getreides mit dem höchsten Energiewert 
(Mais) entspricht, und die Transportkosten zwi- 
schen dem Hauptüberschußgebiet (Orleans) und 
Hauptzuschußgebiet (Duisburg) zugeschlagen wer- 
den; diese Transportkosten sind die gleichen wie 
für Weichweizen. 

Bei Roggen ist ein Sonderfall. Für die Aufrecht- 
erhaltung der Roggenerzeugung — insbesondere in 
Gebieten mit mageren Böden — ist ihm wegen sei- 
ner Backfähigkeit ein besonderer Platz zuzuweisen. 

Um die Wirkung der besonderen Marktinterven- 
tionsmaßnahmen zu verstärken, ist vorzusehen, daß 
diese in der Regel entweder auf Antrag der Mit- 
gliedstaaten, oder auf Veranlassung der Kommis- 


sion getroffen werden, und zwar insbesondere zur 
Stützung des Marktpreises für backfähigen Weizen 
nach Maßgabe des Referenzpreises. 

Hartweizen stellt ebenfalls einen Sonderfall dar; 
die Marktlage dieses Erzeugnisses hat sich durch 
eine gewisse Steigerung der Erzeugung verändert. 
Es wäre nicht zweckmäßig, hier eine zu starke Er- 
höhung zu gewähren oder im jetzigen Zeitpunkt 
die gleichen Berechnungsmethoden wie für die an- 
deren Getreidearten anzuwenden. Die Beihilferege- 
lung für Hartweizen muß geändert werden. Die vor- 
geschlagenen Änderungen werden nachstehend dar- 
gelegt; sie haben die Aufhebung des garantierten 
Mindestpreises zur Folge. 

Bei den alljährlich zwischen 1. Juni und 31. Juli 
anwendbaren Interventionspreisen wurde es für 
normaler gehalten, sich auf den Interventionspreis 
vom August zu Beginn des jeweiligen Wirtschafts- 
jahres und nicht vom August des folgenden Wirt- 
schaftsjahres zu beziehen, da letzterer von einer 
Regelung mit unterschiedlichen Preisen beeinflußt 
sein kann (beispielsweise währungspolitische 
Gründe). 

Schließlich entfällt nun die Möglichkeit der Ge- 
währung von Sonderzuschlägen für Gerste brau- 
fähiger Qualität und Gerste backfähiger Qualität 
sowie die Möglichkeit der Gewährung einer Dena- 
turierungsprämie. 

2. Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Fest- 
setzung der Regeln für die Bestimmung der Inter- 
ventionszentren im Getreidesektor 

Durch die Einführung einziger Interventionspreise 
für die verschiedenen Getreidearten erübrigen sich 
die Bestimmungen der Ratsverordnung Nr. 2733/75 
vom 29. Oktober 1975 zur Festsetzung der Regeln 
für die Ableitung der Interventionspreise und für 
die Festsetzung bestimmter Handelsplätze im Ge- 
treidesektor ^). Infolge Aufhebung der regionalen 
Staffelung ist es nicht mehr sinnvoll, die Berech- 
nung der abgeleiteten Preise vorzusehen, da sich 
die Preisregelung auf dem Markt zwischen Über- 
schuß- und Zuschußgebieten von selber regional 
staffelt. Allerdings sind überall Interventionszen- 
tren vorzusehen, wo diese ohne Unterscheidung von 
Gebieten als notwendig erachtet werden. Somit ist 
die Beibehaltung der für die Festsetzung der Han- 
delsplätze früher verwendeten Maßstäbe vorgese- 
hen, 

3. Vorschlag einer Verordnung des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2740/75 
(früher Nr. 174/67/EWG) über besondere Inter- 
ventionsmaßnahmen für Getreide 

Im Anschluß an die an der gemeinsamen Markt- 
organisation für Getreide getroffenen Anpassungen 
ist es zweckmäßig, die Verordnung (EWG) 
Nr. 2740/75 (früher 174/67/EWG) über besondere 
Interventionsmaßnahmen zu ändern. 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 1. November 1975, S. 31 
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Neben den in Artikel 1 dieser Verordnung festge- 
setzten Bestimmungen, die weiterhin gültig blei- 
ben, wird vorgeschlagen, der Kommission folgende 
Möglichkeiten zu geben: 

1. Nach dem Verfahren des Artikels 26 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2727/75 besondere Inter- 
ventionsmaßnahmen einzuführen, besonders 
wenn die Lage des Binnenmarktes oder des 
Weltmarktes es erfordert. 

2. Auf eigene Veranlassung oder auf Antrag eines 
Mitgliedstaates auf dem Markt für backfähigen 
Weizen anhand des in dem Preisvorschlag vor- 
gesehenen Referenzpreises Ankäufe vorzuneh- 
men. Diese Käufe waren nach Maßstäben und 
Bedingungen durchzuführen, welche die ange- 
strebte technologische Qualität sicherstellen; 
diese wären in einer Verordnung der Kommis- 
sion nach dem Verfahren des Artikels 26 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 festzusetzen. 

4. Vorschlag einer Verordnung des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2741/75 
über die Beihilfe für Hartweizen 

Der Hartweizenmarkt war in diesem Wirtschaftsjahr 
durch eine Steigerung der Produktion, insbesondere 
in Frankreich, gekennzeichnet. Erstmals seit Be- 
stehen der gemeinsamen Marktorganisation für Ge- 
treide verfügt die Gemeinschaft über einen Hart- 
weizenüberschuß. 

Dagegen war in bestimmten Gebieten die Ertrags- 
steigerung mit einem gewissen Qualitätsverlust ver- 
bunden, da bestimmte Hartweizenarten nicht die 
erforderliche technologische Qualität für die Fein- 
grieß- oder Teigwarenherstellung aufwiesen. 

Interventionskäufe sind bereits erfolgt imd müssen 
für die Zukunft befürchtet werden. In diesem Falle 
wäre es riskant, bei der Intervention Hartweizen 
anzunehmen, der nicht als Futtergetreide abgesetzt 
werden könnte (ca. 84 RE/t Differenz), was für den 
EAGFL kostspielige Folgen nach sich zöge. 

Zu diesem Zweck ist vorgesehen, die Interventions- 
bedingungen anzupassen und die Beihilfegewäh- 
rung auf Hartweizen zu beschränken, der ausrei- 
chende technologische Qualitäten aufweist. Ferner 
ist die Beihilferegelung so zu ändern, daß sie künf- 
tig nur in Gebieten gewährt wird, wo sie not- 
wendig ist. 

4c 

Die Vorschläge über einschlägige Maßnahmen und 
über Preise bieten folgende Vorteile: 

— Einschränkungen der Interventionen und der 
damit verbundenen Ausgaben unter gleichzeiti- 
ger Wahrung der Gemeinschaftspräferenz und 
der Erzeugergarantie für den Binnenmarkt; 

— Verbesserung der Regeln für den Handel mit 
Drittländern; 

— folglich die vom Rat und den Betroffenen er- 
wünschte Vereinfachung des gemeinschaftlichen 
Rechts. 


Reis 

A. Preise 

1 . Gemäß Artikeln 2 und 4 der Verordnung Nr. 359/ 
67/EWG ^) hat die Kommission einen Richtpreis 
für geschälten Reis und einen Interventionspreis 
für Rohreis in den Reisanbaugebieten für das 
Wirtschaftsjahr vom 1. September 1976 zum 
31. August 1977 vorzuschlagen. 

2. Für das Wirtschaftsjahr 1975/76 beläuft sich 

— der Richtpreis für geschälten Reis auf 261,03 
RE/t, was gegenüber 1974/75 eine Steigerung 
um 10 ö/o bedeutet; 

— der Interventionspreis für Rohreis auf 154,67 
RE/t, was gegenüber 1974/75 eine Steigerung 
um 8 ö/o bedeutet. 

3. Da die Erhöhung des allgemeinen Niveaus der 
gemeinsamen Agrarpreise wünschenswert ist mit 
Rücksicht auf die für das Wirtschaftsjahr 1976/77 
vorgesehenen Währungsmaßnahmen für die 
Landwirtschaft wird für geschälten Reis ein 
Richtpreis von 279,82 RE/t vorgeschlagen, dies 
bedeutet gegenüber 1975/76 eine Anhebung um 
7,2 ö/o. Diese Steigerung entspricht der durch- 
schnittlichen Preissteigerung der Agrarerzeug- 
nisse im allgemeinen und des Getreides im be- 
sonderen. 

Als Interventionspreis für Rohreis für das Wirt- 
schaftsjahr 1976/77 werden 167,26 RE/t vorge- 
schlagen, was gegenüber 1975/76 eine Anhe- 
bung um 8 ö/o bedeutet. Dieser Preis wurde an- 
hand folgender Tabelle errechnet: 



Übertrag 1976/77 
1975/76 

(Angaben 
in RE/Tonne) 

Richtpreis für geschälten 

Reis in Duisburg 

261,03 

279,82 

Verminderung um einen Teil 
der AKP/ÜLG-Präferenz (3 
RE/t) 

1,50 

1,50 

Preis für geschälten Reis in 
Duisburg 

259,53 

278,32 

Transport Vercelli— Duisburg 

20,54 

22,59 

Preis für geschälten Reis in 
Vercelli 

238,99 

255,73 

Umrechnung von geschältem 
Reis in Rohreis (100/80) . . 

191,19 

204,58 

Schälkosten je 100 kg Roh- 
reis 

23,95 

23,95 

Wert der Nebenerzeugnisse . 

— 

— 

Theoretischer Richtpreis für 
Rohreis in Vercelli 

167,24 

180,63 

Spanne von 7,4 ö/o 

12,37 

13,37 

Interventionspreis für Roh- 
reis in Vercelli 

154,87 

167,26 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967 
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Zu bemerken ist, daß bei gleichen Interventionsprei- 
sen 

— die in Italien besäten Reisanbauflächen zwischen 
1963 und 1973 um 5,15 Vo pro Jahr gestiegen sind. 
Danach haben sie sich leicht vermindert (—1,1 Vo 
im Jahre 1974 im Vergleich zu 1973 und — 1,6 Vo 
im Jahre 1975 im Vergleich zu 1974). 

— Die Anbauflächen sind in Frankreich von 1963 

bis 1973 um 5,53 Vo pro Jahr zurückgegangen und 
gehen weiter stark zurück ( — 5,1 im Jahre 

1974 im Vergleich zu 1973 und —33,3 Vo im Jahre 

1975 im Vergleich zu 1974). 

1974/75 betrugen die Marktpreise im wichtigsten 
Reiserzeugungsgebiet (Vercelli) durchschnittlich 
166,25 RE/t Rohreis (13 ®/o über dem Interventions- 
preis) für Langkornreis. 

Im November 1975 lagen diese Preise wie folgt: 

— rundkörniger Rohreis: 192,50 RE/t, also 22 ®/o 
über dem Interventionspreis, 

— langkörniger Rohreis: 201,80 RE/t, also 16 Vo 
über dem Interventionspreis. 

B. Einschlägige Maßnahmen 
1. Monatliche Zuschläge 

a) Nach Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
359/67/EWG des Rates vom 25. Juli 1967 über 
die gemeinsame Marktorganisation für Reis ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 668/75 2), setzt der Rat nach dem Abstim- 
mungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2 des 
Vertrages auf Vorschlag der Kommission alljähr- 
lich vor dem 1 . Mai für das folgende Wirtschafts- 
jahr Anzahl und Höhe der monatlichen Zuschläge 
sowie ihre Verteilung auf das Wirtschaftsjahr 
fest. 

b) Im Wirtschaftsjahr 1975/76 ist die Anzahl der 
monatlichen Zuschläge von 8 auf 10 angehoben 
worden und der Betrag für Rohreis auf 1,72 RE/t 
festgesetzt worden, was eine Steigerung von 
27,4 Vo im Vergleich zum vorhergehenden Wirt- 
schaftsjahr bedeutet. Für geschälten Reis wurde 
der Betrag in Umrechnung des monatlichen Zu- 
schlags für Rohreis auf 2,15 RE/t festgesetzt. 

e) Für das Wirtschaftsjahr 1976/77 wird vorgeschla- 
gen, die Anzahl und grundsätzlich auch den 
Betrag unverändert beizubehalten. 

Diese monatlichen Zuschläge waren für das 
vorhergehende Wirtschaftsjahr erheblich ange- 
hoben worden, um den Finanzierimgskosten und 
den Energiekosten Rechnung zu tragen. Für die- 
ses Wirtschaftsjahr ist zu bedenken, daß die 
Steigerung der Energiekosten insbesondere durch 
die Senkung des Kreditzinses wettgemacht 
wurde. Im Anschluß an die Währungsmaßnah- 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 20. März 1975 


men für die Landwirtschaft wurde jedoch eine 
leichte Anhebung vorgesehen. 

2. Schutzbetrag für die Industrie, der in den Schwel- 
lenpreis für geschliffenen Reis aufzunehmen ist 

a) Artikel 14 der Verordnung 359/67/EWG sieht vor, 
daß der Rat jährlich vor dem 1. Mai nach dem 
Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des Ver- 
trages den Betrag zum Schutz der Industrie, der 
in den Schwellenpreis für geschliffenen Reis 
aufgenommen werden soll, festsetzt, 

b) Für das Wirtschaftsjahr 1975/76 ist der Schutz- 
betrag für die Industrie von 7 RE/t auf 11,50 RE/t 
angehoben worden, was (gegenüber dem vor- 
hergehenden Wirtschaftsjahr) einer Steigerung 
um 64 Vo gleichkommt. 

c) Für das Wirtschaftsjahr 1976/77 wird vorgeschla- 
gen, den Schutzbetrag in Höhe von 11,50 RE/t 
beizubehalten, da auf dieser Ebene ein ausrei- 
chender Schutz der Reisverarbeitungsindustrie 
der Gemeinschaft gewährleistet ist. 


Zucker 

A. Preise 

1. Artikel 2, 3, 4 und 25 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3330/74 des Rates vom 19. Dezember 1974 
über die gemeinsame Marktorganisation für 
Zucker sieht insbesondere die Festsetzung des 
Richtpreises für Weißzucker, des Interventions- 
preises für Weißzucker für das Hauptüberschuß- 
gebiet, des Mindestpreises für Zuckerrüben für 
dieses Gebiet und des Koeffizienten zur Bestim- 
mung der Höchstquote vor. 

Da die Erhöhung des allgemeinen Niveaus der 
gemeinsamen Agrarpreise wünschenswert ist, 
wird mit Rücksicht auf die agrarwährungspoliti- 
schen Maßnahmen für das Wirtschaftsjahr 1976/ 
77 für den Zuckersektor eine Anhebung der 
Preise von 8 Vo vorgeschlagen. 



Wirtschafts- 
jahr 1975/76 

Wirtschafts- 
jahr 1976/77 


RE 1 Vo 

RE I »/o 

1. Richtpreis für 

100 kg Weiß- 
zucker 

32,05 100 

34,87 108 

2, Interventions- 
preis für 100 kg 
Weißzucker .... 

30,45 100 

33,14 108 

3. Mindestpreis je t 
Zuckerrüben 

22,75 100 

24,57 108 

4. Koeffizient für 
die Bestimmung 
der Höchstquote 

1,45 

1,35 
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2. Die während des Zuckerwirtschaftsjahres 1974/75 
sowohl in der Gemeinschaft wie auf dem Welt- 
markt aufgetretene außerordentliche Mangellage 
hat den Rat veranlaßt, eine Reihe von Maßnah- 
men zur Förderung der Zuckererzeugung zu 
treffen. 

Die Maßnahmen umfaßten für das Wirtschafts- 
jahr 1975/76 folgendes: 

— Anhebung des Zuckerrübenpreises und des 
Zuckerpreises um 15 ®/o (stärkste Preiserhö- 
hung im gesamten Agrarbereich) ; 

— Festsetzung der Höchstquoten für die Unter- 
nehmen auf 145 ®/o ihrer Grundquote; 

— A-priori-Festsetzung der Produktinsabgabe 
auf Null, so daß für Zuckerrüben und Zucker 
der sogenannten „B" -Gruppe die gleiche volle 
Garantie wie für Zuckerrüben und Zucker 
der Grundquote geboten werde. 

Diese Maßnahmen kamen zu den vom Rat anläß- 
lich der Verabschiedung der neuen Grundver- 
ordnung für den Zuckersektor bereits getroffe- 
nen Maßnahmen betreffend die Grundquoten, mit 
denen diese um 17 ®/o erhöht wurden, hinzu. 
Alle diese Maßnahmen hatten eine Steigerung 
der Zuckerrübenanbaufläche der Gemeinschaft 
um 16 Vo im Jahre 1975 zur Folge. 

Die genannte Anbauflächenaufstockung und die 
Präferenzzuckereinfuhren, insbesondere im Rah- 
men des Protokolls Nr. 3 über AKP-Zucker im 
Anhang zum Abkommen von Lome, ermöglichten 
der Gemeinschaft trotz sehr schlechter Erträge 
im Zuckerwirtschaftsjahr 1975/76, ihre Ausfuhr- 
verpflichtungen im Zusammenhang mit subven- 
tionierten Einfuhren aus dritten Ländern im 
Jahre 1974/75 einzuhalten. 

Man kann daher feststellen, daß die im Jahre 
1974/75 in der Gemeinschaft aufgetretenen Ver- 
sorgungsschwierigkeiten bei Zucker überwunden 
werden konnten. Gleichzeitig läßt sich auf dem 
Weltmarkt eine Normalisierung der Lage hin- 
sichtlich Versorgung und Preise beobachten. 

Es ist daher nicht mehr erforderlich, erneut Maß- 
nahmen zur Förderung der Zuckererzeugung in 
der Gemeinschaft zu ergreifen. 

Setzt man voraus, daß die derzeitige Zucker- 
rübenanbaufläche (1,82 Millionen ha) im Jahre 
1976/77 keine wesentliche Änderung erfährt, ein 
normaler Zuckerertrag pro Hektar erreicht wird 
und die Lieferverpflichtungen für Präferenz- 
zucker eingehalten werden, so drüfte die Ge- 
meinschaft über eine Zuckermenge in der Grö- 
ßenordnung von 2 Millionen t für die Ausfuhr 
nach dritten Ländern verfügen. 

Unter diesem Gesichtspunkt sollten die Höchst- 
quoten wie für die Zuckerwirtschaftsjahre vor 
1974/75 auf 130 ®/o der Grundquoten für die 
Produktionsabgaben auf höchstens 30 ®/o des In- 
terventionspreises, d. h. auf den in der Grund- 
verordnung festgesetzten Höchstbetrag, und folg- 
lich — ein Mindestpreis für Zuckerrüben außer- 
halb der Quote von 70 ®/o des Mindestpreises 


für Zuckerrüben innerhalb der Quote festgesetzt 
werden. 

Die Erhöhung der Preise im Zuckerbereich für 
das Wirtschaftsjahr 1976/77 muß der sämtlichen 
anderen Bereichen zugestandenen Anhebung ent- 
sprechen. Aller Wahrscheinlichkeit nach wird 
das Risiko etwaiger Verluste beim Absatz der 
Überschüsse voll von den Zuckerrübenerzeugun- 
gen und Zuckerherstellern übernommen. Zur 
eigentlichen Anhebung der Preise für Zucker 
kommt noch ein Element, das die aus der Min- 
destvorratshaltung erwachsenen Kosten darstellt, 
hinzu. 


B. Flankierende Maßnahmen 

1. Die außerordentliche Mangellage im Zucker- 
wirtschaftsjahr 1974/75 veranlaßte den Rat, die 
Einführung einer Mindestvorratsregelung vorzu- 
sehen, die im Prinzip 10 ®/o der Grundquoten 
umfassen soll. Da für Präferenzzucker die glei- 
chen Rechte wie für Zucker der Quoten gelten, 
muß dieser Zucker in gleicher Weise an der mit 
dieser Regelung angestrebten Versorgungsgaran- 
tie der Gemeinschaft mitwirken. Um schließlich 
einen nach dem jeweiligen Bedarf abgestuften 
Absatz des Präferenzzuckers während des Zuk- 
kerwirtschaftsjahres zu gewährleisten, ist in die- 
sem Fall ferner die Erstattung der Lagerkosten 
vorzusehen; da ferner die Abgabe für Lager- 
kosten Bestandteil des gemeinschaftlichen Zuk- 
kerpreises ist, der zur Errechnung des Garantie- 
preises dient, ist diese Abgabe auch für Präfe- 
renzzucker anzuwenden. 

2. Die in allen Mitgliedstaaten ab 1. Januar 1976 
anwendbare Richtlinie über Geschäfte des akti- 
ven Veredelungsverkehrs (AVV) läßt AVV-Ge- 
schäfte zu, bei denen die Ausfuhr zeitlich vor 
der Einfuhr liegt. Angesichts des Umfangs dieser 
Geschäfte in der Vergangenheit und der Gefahr, 
die daraus ganz besonders beim Übergang zwi- 
schen zwei Wirtschaftsjahren für die Versorgung 
der Gemeinschaft erwachsen kann, muß die Mög- 
lichkeit auf Verweigerung der AVV-Regelung 
auch für Fälle der Raffinierung von Rohzucker 
vorgesehen werden. 

Die Kommission erinnert ferner daran, daß nach 
Artikel 5 Absatz 4 des Protokolls Nr. 3 im An- 
hang zum Abkommen von Lome für Präferenz- 
zucker alljährlich vor dem 1. Mai anhand der 
verschiedenen, in der Gemeinschaft festgestell- 
ten Preise ein Garantiepreis auszuhandeln ist. 

Die Kommission weist daraufhin, daß sie dem 
Rat demnächst einen Vorschlag zum Mandat für 
diese Verhandlungen vorlegen wird. 


Olivenöl 

1. Nach dem vom Rat im März 1974 gefaßten Be- 
schluß wird die Gemeinschaft Vorschläge zur 
Überprüfung der gemeinsamen Marktorganisa- 
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tion für Olivenöl im Laufe des Jahres 1976 vor- 
legen. 

Die Kommission vertritt jedodi die Auffassung, 
daß sie ihren Vorschlag über die gemeinsamen 
Preise in diesem Bereidi bereits jetzt vorlegen 
sollte, und zwar insbesondere den Erzeugerricht- 
preis, der ein ausschlaggebendes Element für die 
Einkommen der Erzeuger darstellt und dessen 
Prüfung daher besser im Zusammenhang mit der 
Prüfung der Preise für die. anderen Agrarerzeug- 
nisse erfolgen sollte. 

2. Artikel 4 der Verordnung Nr. 136/66/EWG sieht 
die alljährliche Festsetzung eines Erzeugerricht- 
preises, eines Marktrichtpreises und eines Inter- 
ventionspreises für Olivenöl vor. 

Diese Preise sind vom Rat für das Wirtschafts- 
jahr 1975/76 auf folgender Höhe festgesetzt wor- 
den; 

— Erzeugerrichtspreis: 185 RE/ 100 kg 

— Marktrichtpreis; 149,96 RE/ 100 kg 

— Interventionspreis: 142,71 RE/100 kg 

Seit Inkrafttreten der gemeinsamen Markorgani- 
sation für Olivenöl sind die Preise erheblich an- 
gehoben worden (in Lit ausgedrückt: Erzeuger- 
richtpreis + 120®/o, Interventionspreis + 168®/o); 
allein für das Wirtschaftsjahr 1975/76 beliefen 
sich diese Erhöhungen auf 55 Vo beim Erzeuger- 
richtpreis und auf 82 Vo beim Interventionspreis. 
Die Versorgungslage der Gemeinschaft bei Oli- 
venöl hat sich im Wirtschaftsjahr 1975/76 we- 
sentlich verändert: Die Ernte soll eine der höch- 
sten sein (wie übrigens auch in den anderen Er- 
zeugerländern des Mittelmeerraumes), während 
der Verbrauch erheblich zurückging (schätzungs- 
weise um 15 bis 21 Vo). Angesichts dieser Lage 
und mit Rücksicht auf die agrarwährungspoliti- 
schen Maßnahmen, schlägt die Kommission fol- 
gendes vor: 

a) eine Anhebung des Erzeugerrichtpreises um 
3 ®/o und eine Anhebung des Marktrichtprei-* 
ses um einen solchen Betrag, so daß die Bei- 
hilfe in italienischer Lira unverändert bleibt 
(3,4 Vo); damit würden die gemeinsamen 
Preise betragen: 

— Erzeugerrichtpreis 190,55 RE/100 kg 

— Marktrichtpreis 155,14 RE/100 kg 

— Interventionspreis 147,56 RE/100 kg 

b) Monatliche Aufschläge von 1,12 RE/100 kg. 


Oisaaten und eiweißhaltige Saaten 

Preise 

Der Bereich Ölsaaten und eiweißhaltige Saaten um- 
faßt im wesentlichen Raps- und Rübsensamen, Son- 
nenblumenkerne, Sojabohnen, Leinsamen und Baum- 
wollsaat. 


1. Raps- und Rübsensamen und Sonenblumenkeme 

Nach der Verordnung Nr. 136/66/EWG werden 
für Raps- und Rübsensamen sowie für Sonnenblu- 
menkerne alljährlich ein Richtpreis und ein Inter- 
ventionsgrundpreis festgelegt. 

Das Wirtschaftsjahr, für das diese Preise gelten, 
dauert vom: 

1. Juli bis 30. Juni bei Raps- und Rübsensamen: 

1. September bis 30. August bei Sonnenblumenker- 
nen. 

Für das Wirtschaftsjahr 1975/76 wurden die Preise 
wie folgt festgesetzt: 

RE/100 kg 
1975/1976 


a) Raps- und Rübsensamen; 


— Richtpreis 

25,53 

— Interventionsgrundpreis 

24,79 

b) Sonnenblumenkeme; 


— Richtpreis 

26,51 

— Interventionsgrundpreis 

25,74 

Da eine Erhöhung des allgemeinen Niveaus der ge- 
meinsamen Agrarpreise wünschenswert ist und mit 
Rücksicht auf die vorgesehenen agarwährungspoli- 
tischen Maßnahmen wird vorgeschlagen, die Richt- 
preise und die Interventionsgrundpreise für Raps- 
und Rübsensamen und für Sonnenblumenkeme für 
das Wirtschaftsjahr 1976/77 wie folgt festzusetzen: 


RE/100 kg 

a) Raps- und Rübsensamen: 


— Richtpreis 

27,57 

— Interventionsgrundpreis 

26,77 

b) Sonnenblumenkerne: 


— Richtpreis 

28,63 

— Interventionsgrundpreis 

27,80 


Diese Preise gelten für folgende Qualitäten: 

— Raps- und Rübsensamen: 

2 Vo Verunreinigungen 
9 ®/o Feuchtigkeit 
40 o/o öl 

— Sonnenblumenkeme: 

2 o/o Verunreinigungen 
10 o/o Feuchtigkeit 
40 o/o öl 

Bei diesem Vorschlag wird von der Annahme aus- 
gegangen, daß der Vorschlag eine Richtlinie für die 
Festsetzung eines Höchstgehaltes an Eruca-Säure in 
Ölsaaten, ölen und Margarine für die menschliche 
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Ernährung vom Rat rechtzeitig verabschiedet wird 
und am 1. Juli 1976 in Kraft tritt. 

In diesem Zusammenhang muß an die Anstrengun- 
gen der landwirtschaftlichen Erzeuger für die Aus- 
saat im Herbst 1974 erucasäurearme Rapssamensor- 
ten zu verwenden, und an den Beschluß des Rates 
erinnert werden, dies bereits im Wirtschaftsjahr 
1975/76 in Form einer Änderung der Standardqua- 
lität der Raps- und Rübsensamen zu berücksichtigen. 

Es wird dem allgemeinen Interesse der Gemeinschaft 
und dem besonderen Interesse der Ölsaatenwirt- 
schaft zuwiderlaufen, die Bemühungen dieser Agrar- 
erzeuger nicht zu honorieren. 

Darüber hinaus scheint im Jahre 1975/76 die Erzeu- 
gung von Raps- und Rübsensamen in der Neuner- 
gemeinschaft um mehr als 15 ®/o hinter der Erzeu- 
gung des vorhergehenden Wirtschaftsjahres zurück- 
zubleiben. 

Diese Produktionsschrumpfung erklärt sich aus zwei 
Faktoren, w. z. der Verringerung der Anbauflächen 
wegen der schlechten Wetterverhältnisse bei der 
Aussat und während des Winters, und dem erheb- 
lichen Rückgang der Erträge, was zum Teil eben- 
falls auf die klimatischen Bedingungen aber auch 
auf den Umstand zurückzuführen ist, daß in größe- 
rem Umfang Kulturen mit den herkömmlichen eruca- 
säurereichen Rapssorten durch neue erucasäurearme 
Sorten ersetzt wurden und auf die mit den neuen 
Sorten verbundenen technologischen Schwierigkei- 
ten. 

Unter diesen Bedingungen ist zu befürchten, daß 
sich die Erzeuger zum Teil von diesen Kulturen ab- 
wenden, falls nicht eine ebenso hohe Unterstützung 
wie sie im Durchschnitt für die übrigen Agrarerzeug- 
nisse vorgesehen ist, gewährt wird. 

Die Sonnenblumenkernerzeugung zeigt im Jahre 
1975/76 gegenüber 1974/75 eine Steigerung um 64 ®/o. 

Da diese Erzeugung in der Gemeinschaft ein Defi- 
zit aufweist und mit Rücksicht auf die Qualität der 
daraus gewonnenen öle und Ölkuchen ist es zweck- 
mäßig, für diesen Sektor Bedingungen aufrechtzuer- 
halten, die die Weiterentwicklung der Erzeugung 
gewährleisten, dabei ist insbesondere der Richtpreis 
und der Interventionsgrundpreis im gleichen Maße 
zu erhöhen, wie im Durchschnitt für die anderen 
landwirtschaftlichen Produktionspreise vorgesehen 
ist. 

Monatliche Steigerungsbeträge 

Angesichts der vorstehend genannten Kriterien wer- 
den die monatlichen Steigerungsbeträge für das 
Wirtschaftsjahr 1976/77 auf folgender Höhe festge- 
setzt: 

— Raps- und Rübsensamen: 0,304 RE/ 100 kg 

— Sonnenblumenkerne: 0,355 RE/100 kg 

2. Sojabohnen 

Nach der Verordnung (EWG) Nr, 1900/74 setzt 
der Rat jährlich einen Zielpreis für in der Gemein-^ 
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Schaft erzeugte Sojabohnen fest; dieser Zielpreis gilt 
für das Wirtschaftsjahr, das am 1. November beginnt 
und am 31. Oktober endet. Der Zielpreis für Soja- 
bohnen wurde erstmals durch die Verordnung 
(EWG) Nr, 2503/74 des Rates ®) festgesetzt und be- 
läuft sich für das Wirtschaftsjahr 1975/76 auf 26,11 
RE/100 kg. 

In Anbetracht der für die übrigen Agrarerzeugnisse 
vorgesehenen durchschnittlichen Anhebung und der 
für das Wirtschaftsjahr 1976/77 ins Auge gefaßten 
agrarwährungspolitischen Maßnahmen wird vorge- 
schlagen, den Zielpreis für Sojabohnen auf 28,20 
RE/100 kg festzusetzen. 

Angesichts der möglichen Entwicklung der Lage in 
der Erzeugung von Eiweißstoffen kommt der Soja- 
bohnenkultur in der Gemeinschaft trotz ihres be- 
grenzten Umfanges eine unbestreitbare Bedeutung 
zu. 

Da die Sojaerzeugung in der Gemeinschaft erst in 
ihren Anfängen steht, müßte, um diesen neuen Pro- 
duktionszweig der Landwirtschaft zu fördern, eine 
ebenso hohe Unterstützung vorgesehen werden, wie 
sie im Durchschnitt für die anderen landwirtschaft- 
lichen Produktionszweige gewährt werden soll. 

3. Leinsamen (vgl. Kapitel Flachs) 

4. Baumwollsaat 

Für Baumwollsaat ist in Artikel 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1516/71 ^) vorgesehen, daß jedes Jahr 
eine Beihilfe je ha Anbau- und Erntefläche gewährt 
wird. 

Die pauschale Beihilfe wurde für das Wirtschafts- 
jahr 1975/76 auf 96 RE/ha festgesetzt. Da die Erhö- 
hung des allgemeinen Niveaus der gemeinsamen 
Agrarpreise wünschenswert ist und mit Rücksicht 
auf die für das Wirtschaftsjahr 1976/77 vorgesehe- 
nen agrarwährungspolitischen Maßnahmen wird 
vor geschlagen, für dieses Wirtschaftsjahr eine Bei- 
hilfe in Höhe von 103,20 RE/ha festzusetzen. 

Es ist ferner darauf hinzuweisen, daß im Anschluß 
an gewisse Schwierigkeiten bei der Anpassung aus- 
ländischer Sorten an die Kulturbedingungen der 
Produktionsgebiete in der Gemeinschaft die Erträge 
und die Rentabilität sich nicht verbessert haben. 

In Anbetracht gewisser für das kommende Wirt- 
schaftsjahr erwarteter Verbesserungen kann man 
hoffen, daß die Anhebung der Beihilfe, wie sie für 
das Wirtschaftsjahr 1976/77 allgemein vorgesehen 
ist, dazu beitragen müßte, ein gewisses Interesse 
für diese Kulturen aufrechtzuerhalten. 


Künstlich getrocknetes Futter 
Beihilfebetrag 

1. Das Wirtschaftsjahr 1975/76 war das zweite Jahr 
des Bestehens der gemeinsamen Marktorganisa- 
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tion für diesen Bereich; sie wurde durch Verord- 
nung (EWG) Nr. 1067/74^) des Rates vom 30. 
April 1974 errichtet. Die Marktorganisation sieht 
die Gewährung einer Beihilfe für in der Gemein- 
schaft erzeugtes künstlich getrocknetes Futter 
vor. Der Beihilfebetrag ist für das Wirtschafts- 
jahr 1975/76 auf 8 RE/t festgesetzt worden. 

2. Da die Erhöhung des allgemeinen Niveaus der 
gemeinsamen Agrarpreise wünschenswert ist, 
mit Rücksicht auf die vorgeschlagenen agrar- 
währungspolitischen Maßnahmen und auf die 
besondere Lage, in der sich dieser Sektor befin- 
det, wird die Anhebung des Beihilfebetrags für 
das Wirtschaftsjahr 1976/77 auf 9 RE/t vorge- 
schlagen. 

3. Seit Inkrafttreten der Marktorganisation war 
dieser Sektor Umständen ausgesetzt, die seinem 
Ausbau besonders abträglich waren. Zunächst 
sind infolge der gestiegenen Brennstoffpreise 
die Kosten für die Trocknung des Futters ab 
Wirtschaftsjahr 1974/75 stärker gestiegen als die 
Kosten in vielen anderen Bereichen der Verar- 
beitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse. Danach 
gingen im ersten Halbjahr 1975 die Preise für 
Eiweißstoffe zur Tierfütterung stark zurück und 
zwang die Trockenfuttererzeuger, die Verkaufs- 
preise ihrer Erzeugnisse nach unten zu berichti- 
gen. Die Unternehmen waren gezwungen, den 
Grünfuttererzeugern weiterhin den an die Ga- 
rantiepreise bestimmter Erzeugnisse und beson- 
ders Getreide gekoppelten Preis zu bezahlen 
um zu vermeiden, daß die Landwirte das Interes- 
se an der Grünfutterherstellung verlieren. 

4. Für das Wirtschaftsjahr 1976/77 ist damit zu 
rechnen, daß es angesichts des voraussichtlich 
umfangreichen Weltmarkt angebots an Eiweiß- 
stoffen im Jahre 1976 die Trockenfutterindustrie 
für ihre Erzeugnisse Marktpreise hinnehmen 
muß, die es ihr nicht mehr gestatten, den Land- 
wirten Grünfutter so ausreichend zu bezahlen, 
daß sie auch künftig an dieser Kultur interessiert 
bleiben. 

Zwar ist es schwierig, den durch die Beihilfe ab- 
zudeckenden Fehlbetrag genau festzustellen, da 
insbesondere die Preise der mit Grünfutter in 
der Fruchtfolge konkurrierenden Erzeugnisse an- 
geboten werden; wahrscheinlich wird diese Dif- 
ferenz jedoch größer sein, als bei der Festsetzung 
des Beihilfebetrages für das Jahr 1975/76 unter- 
stellt worden war. 


Flachs und Hanf 

Flachs 

A. Einschlägige Maßnahmen 

1. Die in Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 
1308/70 2) zur Einsetzung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Flachs und Hanf vorgese- 
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hene Pauschale je Hektar gilt für den gesamten 
in der Gemeinschaft erzeugten Lein, oder Faser- 
lein oder Öllein. Für beide Erzeugnisse wird da- 
her die gleiche Beihilfe gewährt. 

Diese Pauschalregelung war nach Maßgabe der 
Erfordernisse und Eigenarten der Faserleinpro- 
duktion eingeführt worden, die damals weit be- 
deutender als die Ölleinerzeugung war (1970: 
Faserlein 52 000 Hektar, Öllein 1200 Hektar). 
Seitdem haben die Anbauflächen für Faserlein 
nicht erheblich zugenommen, die von Öllein je- 
doch haben sich spürbar erhöht (30 000 ha im 
Jahre 1975). 

Zu bemerken ist, daß diese Zunahme noch weit 
größer ausgefallen wäre, wenn sie nicht durch 
den Mangel an geeignetem Saatgut einge- 
schränkt worden wäre. Die Zunahme erklärt sich 
dadurch, daß die Beihilfe, die entsprechend den 
Erfordernissen von Faserlein festgesetzt worden 
war, seit 1973 für die regelmäßige Entwicklung 
der Ölleinproduktion höher als notwendig ist. 

Wegen der wachsenden Bedeutung, die man in 
der Gemeinschaft dem Leinsamen beimißt, und 
der Notwendigkeit, die reibungslose finanzielle 
Verwaltung der Marktordnung dieses Erzeug- 
nisses zu gewährleisten, ist es zweckmäßig und 
sogar notwendig, bei Öllein die pauschale Bei- 
hilfe je Hektar durch eine besondere Regelung 
für Leinsaaten abzulösen. 

2. Das vorgeschlagene System lehnt sich an die Re- 
gelung an, die für Sojabohnen in Kraft ist. Es 
sieht die jährliche Festsetzung eines Zielpreises 
für in der Gemeinschaft erzeugte Leinsaaten aus 
Öllein wie aus Faserlein in einer Höhe vor, die 
den Erzeugern ein angemessenes Einkommen 
sichert. Falls der Zielpreis über dem Weltmarkt- 
preis liegt, wird für Leinsaaten eine Beihilfe in 
Höhe der Differenz zwischen beiden Preisen ge- 
zahlt. 

Zur Vereinfachung der Kontrollen, insbesondere 
um zu vermeiden, daß Kontrollen der erheblichen 
Mengen eingeführter Saaten erforderlich sind, 
wird die Beihilfe nicht für die tatsächlich erzeugte 
Menge, sondern für eine Erzeugung gezahlt, die 
durch Anwendung eines Richtertrags, der ungefähr 
den durchschnittlichen tatsächlichen Mengen ent- 
spricht, auf die geernteten Flächen berechnet 
wird. 

Diese der Eigenart der Ölleinproduktion besser 
angepaßte Regelung sollte ihre regelmäßige 
Fortentwicklung ermöglichen, wobei nur eine Bei- 
hilfe gezahlt würde, deren Höhe der tatsächlichen 
Marktlage Rechnung trüge, 

3. Es wird vorgeschlagen, daß das neue System 
auch für Leinsaaten aus Faserlein gelten soll. 
Der Hauptmangel des speziell für Faserlein gel- 
tenden Systems besteht in seinem pauschalen 
Charakter, den die Besonderheiten des Faser- 
flachsstrohs erforderlich machen. Jede Verminde- 
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rung ihres pauschalen Charakters kann die Re- 
gelung für Faserlein nur verbessern. Deshalb 
trägt die Gewährung einer Beihilfe für die Saaten 
aus Faserlein, die von der Preisentwicklung für 
diese Ware abhängt, zur Verringerung der Nach- 
teile bei, die sich aus dem pauschalen Charakter 
der Faserleinregelung ergeben. 

4. Ein erster Richtlinienvorschlag zielt darauf ab, 
vom Wirtschaftsjahr 1976/77 an erwähnte Pau- 
schalbeihilfe je Hektar für Öllein aufzuheben. 
Zur Ablösung dieser Regelung wird dem Rat ein 
zweiter Richtlinienvorschlag vorgelegt, der spe- 
zielle Maßnahmen für in der Gemeinschaft er- 
zeugte Leinsaaten vorsieht. 

Die Ausweitung des neuen Stützungssystems 
auf Leinsaaten aus Faserlein macht es notwendig, 
künftig bei der Festsetzung des pauschalen Bei- 
hilfesatzes für Faserlein demäß Artikel 4 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 die Auswirkun- 
gen der Festsetzung eines Zielpreises für Lein- 
saaten zu berücksichtigen. 

B. Preise und Beihilfesätze 

1. Was den erstmals für das Wirtschaftsjahr 1976/77 
(siehe A) vorgeschlagenen Zielpreis für Lein- 
saaten betrifft, wird angenommen, daß dieser zur 
harmonischen Entwicklung dieser Produktion auf 
einem Niveau festgesetzt werden muß, das dem 
Preis für Agrarerzeugnisse Rechnung trägt, die 
die Hauptkonkurrenten in der Fruchtfolge sind. 
Unter Berücksichtigung der wünschenswerten 
Anhebung des allgemeinen Niveaus der gemein- 
samen Agrarpreise einerseits und der vorge- 
schlagenen Währungsmaßnahmen für die Land- 
wirtschaft andererseits sollte mit einem Ziel- 
preis von 29,00 RE/100 kg das gesteckte Ziel er- 
reicht werden können. 

Dieser Preis ist für eine Qualität festgesetzt, die 
der durchschnittlichen Qualität der in der Ge- 
meinschaft geernteten Saaten entspricht. 

2. Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 
sieht die jährliche Festetzung einer Beihilfe je 
Hektar vor, die ab Wirtschaftsjahr 1976/77 nur 
noch für Faserlein gilt. Es wird vorgeschlagen, 
sie in Höhe von 188,15 RE/ha beizubehalten. Die- 
ser Vorschlag ist aus folgendem Grund gerecht- 
fertigt: 

Einmal ist die erwünschte Erhöhung des allge- 
meinen Niveaus der gemeinsamen Agrarpreise, 
zum anderen die vorgeschlagenen Währungs- 
maßnahmen für die Landwirtschaft zu berück- 
sichtigen. 

Eine Anhebung der Erzeugereinkommen, wie sie 
für die übrigen Agrarerzeugnisse vorgeschlagen 
wird, ist notwendig, damit nicht beim Flachsan- 
bau, der erheblich steigende Produktionskosten 
und 1975 mäßige Ernteerträgen bewältigen muß, 
durch Verringerung der Flachsanbaufläche für 
1976 die künftige Versorgung der Leinindustrie 
gefährdet wird. 


Da der Absatz der Fasern aus der Ernte 1975 
schwierig ist, können die Flachsröster und 
Schwinger nur teilweise zu dieser Anhebung der 
Erzeugereinkommen beitragen; diese muß daher 
zum Teil durch Erhöhung der Beihilfe gewähr- 
leistet werden. 

Die Auswirkungen der für Leinsaaten vorge- 
schlagenen neuen Maßnahmen, die sich auch auf 
Saaten von Faserlein erstrecken, dürften die not- 
wendige Anhebung sicherstellen. 

Aufgrund der Angleichungsbestimmungen wird 
vorgeschlagen, den Beihilfebetrag für Großbri- 
tannien von 128,20 auf 143,20 RE/ha zu erhöhen. 

Hanf 

Beihilfebeträge 

Es wird vorgeschlagen, den Betrag, der in Artikel 4 
der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 vorgesehenen 
Beihilfe für Hanf je Hektar von 161,90 auf 174,04 
RE/ha anzuheben. 

Diese Erhöhung, die die wünschenswerte Anhebung 
des allgemeinen Niveaus der gemeinsamen Agrar- 
preise einerseits und die vorgeschlagenen Wäh- 
rungsmaßnahmen für die Landwirtschaft anderer- 
seits berücksichtigt, scheint ausreichend, um den Er- 
zeugern eine angemessene Wirtschaftlichkeit zu ge- 
währleisten. 

Wenn im Wirtschaftsjahr 1976/77 der Vertragspreis 
zwischen Papierherstellern und Hanferzeugern we- 
gen wohl vorübergehender Schwierigkeiten seitens 
der Verarbeiter nicht ansteigen dürfte, so ist auf 
den erheblichen Anstieg dieses Preises im Wirt- 
schaftsjahr 1975/76 gegenüber den Vorjahren hin- 
zuweisen. 

Saatgut 

Beihilfehöhe 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 des Rates vom 
26. Oktober 1971 zur Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Saatgut sieht in Artikel 3 vor, 
daß, wenn die in der Gemeinschaft bestehende 
Marktlage für eines oder mehrere der im Anhang er- 
wähnten Erzeugnisse und deren voraussichtliche 
Entwicklung den Erzeugern keine angemessenen 
Einkünfte gewährleistet, eine Beihilfe für die Er- 
zeugung dieser Erzeugnisse gewährt werden kann. 
Unter Berücksichtigung der wünschenswerten An- 
hebung des allgemeinen Preisniveaus der gemeinsa- 
men Agrarpreise und der vorgesehenen Währungs- 
maßnahmen für die Landwirtschaft wird für das Ver- 
marktungsjahr für Saatgut 1976/77 in Anbetracht der 
besonderen Lage dieses Marktes vorgeschlagen, hin- 
sichtlich der Beihilfenhöhe ganz allgemein den be- 
stehenden Zustand beizubehalten. Bestimmte Ände- 
rungen sind jedoch auf Grund folgender Erwägun- 
den notwendig: 

1. Die Vorausschätzungen für die Ernte 1975 be- 
sagen, daß die Saatguterzeugung in der Gemein- 
schaft ungefähr den gleichen hohen Stand errei- 
chen wird wie 1974, also rd. 1 600 000 dz. 
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In den letzten zwei Jahren verzeichnet der Han- 
del mit Drittländern einen leichten Anstieg der 
Ausfuhren {199 000 dz im Jahre 1973; 233 000 dz 
1974, also + 17 Vo) und einen Rückgang der Ein- 
furhen (499 000 dz im Jahre 1973; 363 000 dz im 
Jahre 1974, also - 27 %). 

Unter Berücksichtigung der Lagerhaltung (rd. 
850 000 dz) werden die verfügbaren Saatgutmen- 
gen bei rd. 2 500 000 dz liegen. Da der Verbrauch 
rund 1 500 000 dz erreicht und die normale Lager- 
haltung sich auf rd. 30 ®/o dieses Verbrauchs be- 
läuft, besteht auf dem Gemeinschaftsmarkt also 
insgesamt ein Uberschuß. 

2. Im Sektor der Graspflanzen ist das Ungleichge- 
wicht zwischen Angebot und Nachfrage am aus- 
geprägtesten, insbesondere für bestimmte Sor- 
ten wie Weidelgras (Lolium perenne), auf das 
allein rd. 50 ^/o der Graspflanzenerzeugung ent- 
fällt, sowie bei Rohrschwingel (Festuca rubra). 

Wegen der Überschußlage auf dem Markt liegen 
die Preise für die meisten Sorten seit 1974 sehr 
niedrig. Gegenüber dem Vermarktungsjahr 1973 
sind die derzeitigen Preise für bestimmte Sorten 
um 70 Vo niedriger. Da es sich zumeist um mehr- 
jährige Kulturen handelt, ist der Umfang der be- 
stellten Flächen auch 1975 sehr hoch und läßt 
die voraussichtliche Erzeugung ein strukturelles 
Ungleichgewicht in bezug auf die Nachfrage er- 
warten. Dagegen deuten die Vorausschätzungen 
für 1976 auf eine ganz allgemeine Rückläufigkeit 
der bestellten Flächen in den Mitgliedstaaten, 
vor allem in Dänemark, hin, wo sie 20 ®/o errei- 
chen dürfte; daher stellt sich das Problem, diesen 
Rückgang entsprechend der Nachfrage für das 
Wirtschaftsjahr 1977/78 in Grenzen zu halten, 
wobei das jetzige Niveau der Lagerbestände die 
Versorgung für das Wirtschaftsjahr 1976/77 ge- 
währleisten dürfte. 

3. Weidelgras (Lolium perenne L.) 

Wie die Kommission dem Rat bereits bei den 
Beratungen über die Agrarpreise 1975/76 ange- 
kündigt hat, wird eine Aufteilung der Gemein- 
schaftshilfe nach Sorten und Gruppen vorgeschla- 
gen, die den qualitativen Erfordernissen des Ge- 
meinschaftmarktes besser entspräche. Hierzu ist 
es notwendig, die Einteilung der Weidelgrassor- 
ten, die sich bislang nach der Reifung richtete, 
durch ein qualitatives Merkmal, die Langlebig- 
keit der Sorten, zu berichtigen. 

Das Merkmal der Langlebigkeit wurde darum 
gewählt, weil in den meisten Regionen der Ge- 
meinschaft bei den Futterpflanzen alle 5 bis 6 
Jahre ein Fruchtwechsel vorgesehen ist. Es ist 
daher notwendig, durch die Beihilfenpolitik die 
Erzeugung von Sorten zu fördern, die verhältnis- 
mäßig langlebig sind. 

Deshalb schlägt die Kommission für das Wirt- 
schaftsjahr 1976/77 vor, in der das qualitative 
Merkmal für die Einteilung der Sorten den Aus- 
schlag gibt, zum anderen eine Senkung von 13,2 
auf 10 RE/100 kg der Beihilfe für die Sorten- 


gruppen, die qualitätsmäßig am niedrigsten ein- 
geschätzt werden, aber den höchsten Saatgut- 
ertrag je Einheit erbringen. 

Die Kommission schlägt daher folgende Aufglie- 
derung vor: 

— Sorten mit hoher Langlebigkeit 

- Beihilfe: 18 RE/100 kg 

(spät oder mittelspät) 

— - Sorten mit niedriger Langlebig- 
keit = Beihilfe: 10 RE/100 kg 

{mittelspät, mittelfrüh oder früh) 

— neue und andere Sorten = Bei- 
hilfe: 14 RE/100 kg 

4. Faserlein und einhäusiger Hanf 

Eine beschränkte Anhebung der Beihilfe (+ 1 RE/ 
100 kg) wird für diese beiden Sorten auf Grund 
der 1975 für zertifiziertes Saatgut im Vergleich zu 
nichtzertifiziertem Saatgut festgestellten Erhö- 
hungen der Produktionskosten vorgeschlagen. 

5. Großfrüchtige Hülsenfrüchte (Ackerbohnen und 
Ackererbsen) 

Letztes Jahr kam es im Rat zu einigen Bemer- 
kungen hinsichtlich der Beihilfe für Ackerbohnen 
(Vicia faba minor) und Ackererbsen (Pisum ar- 
vense) auf Grund ihrer Verwendung in bestimm- 
ten Mitgliedstaaten als Saatgut. Die Angelegen- 
heit wurde von Sachverständigen geprüft, die zu 
dem Schluß kamen, daß die Gemeinschaftshilfe 
die Kosten des Zertifikats nicht übersteigen 
sollte. Die Kommission schlägt daher eine Sen- 
kung der Beihilfe von 5 auf 4 RE/100 kg vor. 

6. Anträge auf Änderung des Anhangs zur Verord- 
nung (EWG) Nr. 2358/71 

1975 prüfte die Kommission die Anträge be- 
stimmter Mitgliedstaaten zur Aufnahme neuer 
Sorten in die Liste des Anhangs der Verord- 
nung (EWG) Nr. 2358/71. Die Kommission konnte 
diesen Anträgen insbesondere aus folgenden 
Gründen nicht stattgeben: 

a) Soja: die in der Gemeinschaft für die Erzeu- 
gung von Sojabohnen bestellte Fläche ist un- 
verändert geblieben; bei der Versorgung mit 
zertifiziertem Saatgut aus Drittländern ist 
keine Schwierigkeit aufgetreten. Andererseits 
sind die Forschungs- und Versuchsarbeiten 
zur Entwicklung neuer europäischer Sorten in 
Frankreich wie auch in Italien noch nicht ge- 
nügend fortgeschritten. 

b) Öllein: 1975 war eine Vergrößerung der Flä- 
chen um 20 000 ha festzustellen, die die Er- 
zeugung von Saatgut wie auch von Leinsaat 
betraf. 

Die derzeitige Produktion von zertifiziertem 
Saatgut reicht für die Versorgung des Ge- 
meinschaftsmarktes, die Preise sind immer 
noch sehr zufriedenstellend. 
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c) Phleum BeTtolonii: diese Sorte wird vor allem 
für die Schaffung von Rasenflächen benutzt. 
Die Preise für zertifiziertes Saatgut sind im 
allgemeinen hoch; diese Sorte dient vor allem 
für die Einsaat von Golf- und Fußballplätzen. 


Wein 

A. Preise 

1. Nach Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 des Rates vom 28. April 1970 zur Fest- 
legung ergänzender Vorschriften für die gemein- 
same Marktorganisation für Wein wird jedes 
Jahr von dem 1. August ein Orientierungspreis 
für jede repräsentative Tafelweinart der Gemein- 
schaftserzeugung festgesetzt. 

Nach dem genannten Artikel 2 Absatz 2 wird der 
Orientierungspreis auf der Grundlage des Mittels 
der Preise, die in den beiden Weinwirtschaftsjah- 
ren vor dem Zeitpunkt der Fesetzung für die be- 
treffende Weinart festgestellt worden sind, und 
unter Zugrundelegung der Preisentwicklung wäh- 
rend des laufenden Weinwirtschaftsjahres fest- 
gesetzt. 


B. Flankierende Maßnahmen 

1. Es wird daran erinnert, daß die Kommission dem 
Rat zur Verbesserung der Situation auf dem 
Weinmarkt mehrere Vorschläge von Verordnun- 
gen vorgelegt hat: zur Änderung der Grundver- 
ordnung 2), zur Anpassung des Weinbaupo- 
tentials an die Marktbedürfnisse und zur Ge- 
währung einer Umstellungsprämie im Wein- 
bau^). 

2. Im Rahmen der vom Rat zur Zeit diskutierten 
Änderungen wird außerdem vorgeschlagen, die 
Verordnung über die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Obst und Gemüse zu ändern. 

Die Produktion von Tafeltrauben in der Gemein- 
schaft ist durch bedeutende strukturelle Über- 
schüsse gekennzeichnet, die bei 500 000 t liegen 
und bislang der Weinherstellung zugeführt wur- 
den, wenn sie als frische Trauben Absatz fanden. 

Angesichts der erheblichen Weinüberschüsse auf 
dem Gemeinschaftsmarkt und im Hinblick auf 
ihren Abbau hat die Kommission dem Rat Maß- 
nahmen zur Rodung bestimmter Rebsorten vor- 
geschlagen. 

Um die Erzeuger zu veranlassen, die Rodungen 
vorzunehmen und auf diese Weise die Uber- 


Entwicklung der Weinpreise in der EWG (auf der Grundlage der Mitteilungen 
der Mitgliedstaaten gemäß Verordnung [EWG] Nr. 1020/70) 



R I 

RE/'^/hl 

R II 
RE/°/hl 

R III 
RE/hl 

A I 
RE/hl 

A II 
RE/hl 

A III 
RE/hl 

Weinwirtschaftsjahr 1973/74 

Weinwirtschaftsjahr 1974/75 

Weinwirtschaftsjahr 1975/76 *) 

1,716 2,005 18,40 1,555 19,14 33,63 

1,545 1,550 17,00 1,316 20,06 31,20 

1,632 1,570 16,43 1,359 20,01 29,29 



•) vom 2. September 1975 bis 28. Oktober 1976 


2. Die während des Wirtschaftsjahres 1974/75 so- 
wie während des laufenden Wirtschaftsjahres für 
sämtliche Tafelweinarten mit Ausnahme der Ta- 
felweinart A II festgestellten Preise lagen unter 
denen des Wirtschaftsjahres 1973/74. 

Die rückläufige Entwicklung der Notierungen ist 
zum einen auf die überreiche Ernte des Jahres 1973 
sowie auf die Ernte des Jahres 1974 zurückzuführen, 
die ebenfalls den Verbrauch überstieg. Diese Lage 
machte es notwendig, alle in den Gemeinschaftsbe- 
stimmungen vorgesehenen Interventionsmaßnahmen 
zu ergreifen, um einen völligen Preisverfall zu ver- 
meiden. 

Ausgehend von den Bestimmungen der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 sowie unter Berücksichtigung der 
erwünschten Anhebung des allgemeinen Niveaus 
der Agrarpreise und der agrarwährungspolitischen 
Maßnahmen wird für das Wirtschaftsjahr 1976/77 
eine Anhebung der Orientierungspreise für Tafel- 
wein um 6,5 ®/o vorgeschlagen. 


Schüsse weitgehend abzubauen, ist es erforder- 
lich, einen weniger attraktiven Interventions- 
preis für frische Trauben vorzusehen. 

Deshalb wird ein Vorschlag für eine Ratsverord- 
nung zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 über eine gemeinsame Marktorgani- 
sation für Obst und Gemüse vorgelegt. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen sehen vor, für 
an die Interventionsstellen gelieferte Trauben 
nur den Preis für die Kategorie III zu zahlen, 
auch wenn es sich um Trauben handelt, die höhe- 
ren Qualitätskategorien entsprechen. 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 31 
vom 8. Februar 1975, S. 3 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, C 167 
vom 24. Juli 1975, S. 5 

‘^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 167 
vom 24. Juli 1975, S. 2 

'‘j Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 249 
vom 30. Oktober 1975, S. 7 
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3. Die Preisvorschläge, die die Kommission dem 
Rat im Weinsektor vorlegt, gehen davon aus, 
daß der Rat gleichzeitig die Vorschläge zur Ver- 
besserung der Situation auf dem Weinmarkt 
verabschiedet. Nach Auffassung der Kommission 
stellen die Preisvorschläge und die flankieren- 
den Maßnahmen ein Ganzes dar. 


Rohtabak 

Nach Artikel 2 der Grundverordnung über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Rohtabak (Ver- 
ordnung [EWG] Nr. 727/70 des Rates vom 21. April 
1970) werden jährlich vor dem 1. August die Ziel- 
preise und Interventionspreise für Tabakblätter je- 
der der in der Gemeinschaft erzeugten Sorten fest- 
gesetzt. 

Wie in den letzten drei Jahren unterbreitet die 
Kommission dem Rat auf Wunsch aller Delegatio- 
nen der Mitgliedstaaten auch die Vorschläge hin- 
sichtlich der Festsetzung der Prämien und der ab- 
geleiteten Interventionspreise für das Wirtschafts- 
jahr 1976. 

Unter Berücksichtigung der erwünschten Anhebung 
des allgemeinen Niveaus der gemeinsamen Agrar- 
preise und der vorgesehenen agrarwährungspoli- 
tischen Maßnahmen wird für die Ernte 1976 eine 
durchschnittliche Anhebung der Preise um rd. 5 Vo 
sowie eine Anhebung der Prämien um 8 Vo vorge- 
schlagen. Diese vorsichtige Preispolitik in Verbin- 
dung mit einer ausgeprägteren Anhebung der Prä- 
mien ist aus folgenden Überlegungen notwendig. 

I. Situation auf dem Weitmarkt 

1. Die weltweite Entwicklung der Flächen und der 
Erzeugung ist (seit dem Preisanstieg der Jahre 
1973/74) durch folgende Faktoren gekennzeich- 
net: 

— Generelle Zunahme (ca. 6%), insbesondere 
für die amerikanischen Sorten (Burley und 
Virginia) ; 

— besonders spürbare Zunahme in den USA und 
in den Entwicklungsländern. 

2. Der Tabakwarenverbrauch folgte dem steigenden 
Trend (3 bis 4®/o), jedoch mit einer etwas ge- 
ringeren Zuwachsrate als bei der Erzeugung: er 
steigt stärker in den Entwicklungsländern (ca. 
5 ^/o) als in den industrialisierten Ländern und 
betrifft vor allem Zigaretten amerikanischen 
Typs (leicht im Geschmack, „blonder" Tabak, ge- 
ringer Nikotingehalt). 

3. Die Preisentwicklung tendiert nach dem star- 
ken Anstieg der vorangegangenen Jahre ganz 
allgemein zu einer Stabilisierung; man stellt je- 
doch einen gewissen Rückgang für Virginia flue 
cured fest (Folge der starken Produktionszu- 
nahme), dagegen einen weiteren Anstieg für die 
Orienttabake, deren Produktionskosten vor 
allem in Griechenland und in der Türkei sehr 
rasch ansteigen (20 bis 30 ®/o). 


II. Situation auf dem Gemeinschaftsmarkt 

Der innergemeinschaftliche Handel und der Dritt- 
länderhandel, die sich in den letzten Jahren sehr 
ausgeweitet haben, deuten auf eine zunehmende 
Integration des europäischen Tabakmarktes hin. 
Deshalb steht die Tabakproduktion der EWG mehr 
und mehr unter dem Einfluß der Entwicklung des 
europäischen und des Weltmarktes. 

1. Fläche und Erzeugung 

Als Folge der Preissituation auf dem Weltmarkt in 
den Jahren 1973 und 1974 setzte sich bei den Flä- 
chen und der Produktion der EWG die steigende 
Tendenz fort, die bereits nach Inkrafttreten der ge- 
meinsamen Marktorganisation eingesetzt hatte. Von 
1970 bis 1975 stieg die Produktion von 126 500 t 
auf 162 000 t, was eine jährliche Steigerung um 
rund 6 Vo bedeutet. Diese Steigerung ging einher 
mit einer der Nachfrage angepaßten Sortenumstel- 
lung. Einer Zunahme der amerikanischen Sorten 
(Burley, Bright und Maryland), der Sorte Paraguay 
sowie (in geringerem Maße) der Orienttabake ent- 
spricht ein Rückgang der von der Industrie in der 
Gemeinschaft und weltweit weniger gefragten Sor- 
ten (vor allem Badischer Geudertheimer, Nostrano, 
Kentucky). 

2. Absatzbedingungen 

Aus der oben beschriebenen Situation ergibt sich 
eine deutliche Verbesserung des Absatzes der Ge- 
meinschaftserzeugung. Diese Verbesserung hat ins- 
besondere zur Folge: 

— • einen erheblichen Rückgang der Verkäufe an 
die Interventionsstellen (10 000 t Ernte 1971 
gegenüber 3 100 t der Ernte 1972 und 2 600 t der 
Ernte 1973); 

— ■ befriedigende Erzeugererlöse, die allgemein in 
Höhe der Zielpreise oder gar darüber lagen. 

Die Anwendung der Ausfuhrerstattungen für be- 
stimmte Sorten hat sicherlich zur Verbesserung der 
Absatzbedingung geführt. 

Dennoch ist darauf hinzuweisen, daß für bestimmte 
Sorten Absatzschwierigkeiten fortbestehen, für die 
die Abschlüsse auf dem Markt unter dem Zielpreis 
liegen und/oder für die Verkäufe an die Interven- 
tionsstellen erfolgen (Badischer Geudertheimer, Ba- 
discher Burley und Virginia in der Bundesrepublik 
Deutschland, Kentucky, Nostrano und Beneventano 
in Italien). 

III. Preise und Prämien je Sorte 

Deshalb wird für den Sektor Tabak unter Berück- 
sichtigung der Entwicklung der Gemeinschaftspro- 
duktion, deren Steigerungsrate höher ist als die des 
Verbrauchs, und des Bestehens gewisser Absatz- 
schwierigkeiten für mehrere Sorten der Gemein- 
schaftsproduktion eine Preiserhöhung vorgeschla- 
gen, die im Durchschnitt unter der Erhöhung des 
allgemeinen Agrarpreisniveaus für das Wirtschafts- 
jahr 1976/77 liegt. 
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Die Aufgliederung nach Sorten basiert auf folgen- 
den Überlegungen: 

1 . Zielpreise 

— • für gefragte Sorten (Misionero, Maryland, Phil- 
ippin, Semois und Paraguay), wird eine Anhe- 
bung um 6 Vo vorgeschlagen; 

— für die Sorten, bei denen bestimmte Absatz- 
schwierigkeiten auftreten könnten, wird eine 
niedrigere Anhebung vorgeschlagen (Orient- 
tabake und Bright 5Vo, Burley, Virgin SCR und 
Nijkerk 4 Vo, Badischer Geudertheimer und Badi- 
scher Burley 3 Vo) ; 

— für jene Sorten, bei denen ein Ungleichgewicht 
zwischen Angebot und Nachfrage auf dem Markt 
festzustellen ist (Nostrano, Beneventano und Ken- 
tucky), wird eine Erhöhung um 1 % vorgeschla- 
gen. 

2. Prämie 

Unter Berücksichtigung der verschiedenen Fakto- 
ren, die die Höhe der Prämie bestimmten, nämlich; 

— Höhe des Zielpreises für Tabakblätter, 

— Verarbeitungskosten, 

— • Entwicklung der Angebotspreise auf dem Welt- 
markt, 

— • Entwicklung der Erzeugerpreise in der Gemein- 
schaft, 

wurde bei den einzelnen Sorten verschieden ver- 
fahren, wobei vor allem Prognosen, die für 1976 
auf eine gewisse Stagnation der Weltmarktpreise 
deuten, sowie die Senkung der Zollsätze des Ge- 
meinsamen Zolltarifs für Virginia Flue Cured im 
Rahmen der allgemeinen Präferenz berücksichtigt 
wurden. Es wird folgendes vorgeschlagen; 

a) in der Regel vollständiges Abwälzen der hinsicht- 
lich der Zielpreise und der Verarbeitungskosten 
gewährten Anhebungen auf die Prämie (Para- 
guay und Burley ca. 9 ®/o, Bright lOVo, Mary- 
land, Philippin und Semois ca. 12®/o, Round Tip 
30 / 0 ); 

b) keine Anhebung der Prämie für bestimmte Sor- 
ten, deren Erzeugerpreise erheblich über den 
Zielpreisen liegen (Orienttabaksorten) ; 

c) Verwendung des pauschalen Elements der Prämie 
(Artikel 4 b) der Verordnung (EWG) Nr. 727170, 
zur Gewährung um einer zusätzlichen Anhebung, 
damit die vertraglich vereinbarten Erzeuger- 
preise den Zielpreis erreichen (Badischer Geu- 
dertheimer 9 Vo, Badischer Burley 11 Vo, Virgin 
15 Vo, Kentucky und Beneventano ca 8 Vo). 


Obst und Gemüse 

A. Preise und Finanzausgleich 

1. Grundpreis und Ankaufspreis 

Nach Artikel 16 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72, 
zuletzt geändert durch Verordnung (EWG) Nr. 


2482/75 des Rates, muß die Kommission einen 
Grundpreis und einen Ankaufspreis für die in An- 
hang II der genannten Verordnung aufgeführten Er- 
zeugnisse Vorschlägen. 

Für das Wirtschaftsjahr 1975/76 wurden die Grund- 
und Ankaufspreise so festgesetzt, daß die den Er- 
zeugern bei der Rücknahme aus dem Markt ge- 
zahlten Preise im Vergleich zu denen für das Wirt- 
schaftsjahr 1974/75 eine Erhöhung um 11 ®/o erreich- 
ten; ausgenommen waren Äpfel und Birnen, wo die 
Erhöhung nur 9 Vo betrug. 

Unter Berücksichtigung der erwünschten Anhebung 
des allgemeinen Niveaus der gemeinsamen Agrar- 
preise und der Währungsmaßnahmen für die Land- 
wirtschaft wird für das Wirtschaftsjahr 1976/77 eine 
Anhebung der den Erzeugern tatsächlich gezahlten 
Interventionspreise um 8 ®/o für sämtliche Erzeug- 
nisse vorgeschlagen, Äpfel und Birnen ausgenom- 
men, für die die Erhöhung nur 4 Vo beträgt. 

Bei Äpfeln und Birnen liegt der Prozentsatz der 
Erhöhung der Erzeugerpreise im Falle der Inter- 
vention niedriger als für die anderen Erzeugnisse, 
weil für bestimmte Sorten strukturelle Überschüsse 
bestehen und die Wirksamkeit der vorgeschlagenen 
Sanierungsmaßnahmen nicht gefährdet werden soll. 
Diese Erhöhung der Interventionspreise ergibt sich 
aus der Anwendung eines einheitlichen Steigerungs- 
satzes auf Grundpreise und Ankaufspreise. 

Damit liegen für alle Erzeugnisse die Ankaufspreise 
innerhalb der in Artikel 16 Absatz 3 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1035/72 vorgesehenen Spannen. 

Auf diese Weise wird vermieden, daß den Erzeu- 
gern bei einer gestörten Marktlage zu hohe Ein- 
kommensverluste entstehen; gleichzeitig kann es 
aber nicht zur Bildung struktureller Überschüsse in 
der Gemeinschaft kommen, da die Interventions- 
preise weit unter den normalen Marktpreisen, näm- 
lich je nach Erzeugnis zwischen 40 und 70 ®/o, liegen. 

2. Finanzieller Ausgleich für Orangen, Mandarinen 
und Clementinen 

In Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 2511/69 
des Rates vom 9. Dezember 1969 über Sondermaß- 
nahmen zur Verbesserung der Erzeugung und Ver- 
marktung von Zitrusfrüchten der Gemeinschaft, ge- 
ändert durch Verordnung (EWG) Nr. 2481/75 vom 
29. September 1975, wird vorgeschrieben, vom Wirt- 
schaftsjahr 1976 an den Betrag des Finanzausgleichs 
für Orangen, Mandarinen und Clementinen der Ge- 
meinschaft unter Berücksichtigung der vorherigen 
Höhe dieser Beträge einerseits und der Entwick- 
lung der Grund- und Ankaufspreise der betroffenen 
Erzeugnisse andererseits festzusetzen. 

Außerdem besagt Artikel 23 Absatz 2 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1035/72 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Obst und Gemüse, zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2482/75, 
daß vom gleichen Wirtschaftsjahr an die Referenz- 
preise für die genannten Erzeugnisse auf der Höhe 
des vorangegangenen Wirtschaftsjahres festgesetzt 
werden, gegebenenfalls um einen Prozentsatz ange- 
paßt, der höchstens der Differenz zwischen den Pro- 
zentsätzen, die die Veränderung der Grund- und 
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Ankaufspreise darstellen, und dem der in der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2511/69 vorgesehenen finan- 
ziellen Ausgleichszahlungen entspricht. 

Für das Wirtschaftsjahr 1976/77 wird vorgeschla- 
gen, gegenüber dem vorangegangenen Wirtschafts- 
jahr den Betrag des finanziellen Ausgleichs für die 
betreffenden Erzeugnisse um 4 Vo zu erhöhen. 

Da sich nach dem in den beiden Verordnungen nie- 
dergelegten System der finanzielle Ausgleich und 
der Referenzpreis gegenseitig ergänzen, wird diese 
Erhöhung des finanziellen Ausgleichs, die niedriger 
ist als diejenige für die Grund- und Ankaufspreise, 
es ermöglichen, die fraglichen Erzeugnisse der Ge- 
meinschaft gegenüber dem Wettbewerb der Dritt- 
länder zu schützen, wenn die Marktpreise die An- 
hebung der Referenzpreise rechtfertigen. 


B. Flankierende Maßnahme: 

Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Festlegung neuer Maßnahmen 
zur Sanierung der Obsterzeugnisse 
in der Gemeinschaft 

Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 des Ra- 
tes vom 9. Dezember 1969 zur Festlegung einiger 
Maßnahmen zur Sanierung der Obsterzeugung in 
der Gemeinschaft (geändert durch Verordnungen 
[EWG] Nr. 2476/70 und [EWG] Nr. 2456/72), war für 
Erzeuger, die unter bestimmten Bedingungen ihre 
Äpfel-, Birnen- und Pfirsichpflanzungen rodeten, die 
Gewährung einer Prämie in Höhe von höchstens 
800 RE je gerodetes Hektar vorgesehen, wovon 
50 Vo zu Lasten des Mitgliedstaates gingen, in des- 
sen Gebiet die Rodung erfolgt, und 50 ®/o zu Lasten 
des EAGFL. 

Die auf Grund der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 
durchgeführten Rodungsmaßnahmen betrafen in der 
gesamten Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu- 
sammensetzung rd. 80 000 Hektar, die sich in fol- 
gender Weise aufgliedern: 



Apfel- 

bäume 

Birn- 

bäume 

Pfir- 

sich- 

bäume 

zusam- 

men 

Belgien 

3 363 

885 

177 

4 425 

Bundesrepublik 
Deutschland . . 

24 091 

1 802 

198 

26 091 

Frankreich .... 

15 705 

3 692 

2 520 

21 917 

Italien 

6 285 

10 386 

3 278 

19 949 

Luxemburg . . . 

226 

2 

— 

228 

Niederlande . . 

5 206 

1 369 

2 

6 577 

Total 

54 876 

18 136 

6 175 

79 187 


Da vor allem die weniger ertragreichen Obstpflan- 
zungen gerodet wurden, deren Hektarertrag im 
Durchschnitt auf 9 Tonnen Äpfel oder Birnen und 
8 Tonnen Pfirsiche geschätzt werden kann, stellen 


die Rodungen eine Verringerung der Jahrespro- 
duktion in folgender Höhe dar: 

bei Äpfeln 500 000 Tonnen 
bei Birnen 165 000 Tonnen 
bei Pfirsichen 50 000 Tonnen 

Trotz dieser Schrumpfung des Produktionspotentials 
stellte man fest, daß seither erhebliche Mengen, vor 
allem an Äpfeln und Birnen, aus dem Markt ge- 
nommen wurden, wie aus folgender Tabelle her- 
vorgeht: 



Äpfel 

Birnen 

in 

Tonnen 

in Vo 
der 
Erzeu- 
gung 
für den 
Handel 

in 

Tonnen 

in Vo 
der 
Erzeu- 
gung 
für den 
Handel 

1973/1974 

403 360 

6,29 

260 579 

11,21 

1974/1975') .. 

34 290 

0,59 

201 010 

7,90 

1975/1976 2) .. 

310 000 

4,38 

95 000 

4M 


^) vorläufige Angaben 
^) Teilangaben zum 15. November 1975 


Ferner zeigt sich, daß die umfangreichsten Inter- 
ventionen im allgemeinen: 

— bei Äpfeln bei der Sorte Golden Delicious er- 
folgen, auf die rund 60 Vo der Marktentnahmen 
entfallen, während die Pflanzungen dieser 
Sorte, die in den drei Beitrittsstaaten recht un- 
bedeutend ist, nur 40 bis 45 ®/o der Apfelbaumbe- 
stände der ursprünglichen Gemeinschaft ausma- 
chen; 

— bei Birnen die Sorte Passe Crassane betreffen, 
auf die 1973/74 87 ®/o der aus dem Markt genom- 
menen Mengen entfielen, während die Pflan- 
zungen dieser Sorte, die in den drei Beitritts- 
staaten ebenfalls weniger häufig ist, nur rund 
18®/o der Birnbaumpflanzungen in der ur- 
sprünglichen Gemeinschaft ausmachen. 

Es zeigt sich somit, daß eine Verringerung des Pro- 
duktionspotentials der beiden Sorten zur Verbes- 
serung der Lage bei Äpfeln und Birnen insgesamt 
beitragen dürfte. 

Daher wird vorgeschlagen, neue Sanierungsmaß- 
nahmen für die Obstpflanzungen der Gemeinschaft 
vorzusehen, die in der Gewährung einer Rodungs- 
prämie nach folgenden Modalitäten bestünden: 

— Die Prämie wird auf die Rodung von Apfelbäu- 
men der Sorte Golden Delicious und von Birn- 
bäumen der Sorte Passe Crassane beschränkt. 

— Die Anträge müssen vor dem 1. April 1976 ein- 
gereicht werden, die Rodung muß vor dem 
1. April 1977 erfolgt sein. 

— Die Höhe der Prämie wird auf 1 100 RE je Hek- 
tar festgesetzt. 
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— Die Prämie wird zu 50 Vo vom EAGFL, Ablei- 
tung Ausrichtung getragen. 

Die Höhe der Prämie wurde unter Berücksichtigung 
der seit der Festsetzung der durch Verordnung 
(EWG) Nr. 2517/69 vorgesehenen Prämie eingetre- 
tenen Erhöhungen festgelegt, nämlich 35 Vo für die 
Rodungskosten, die damals auf 500 RE geschätzt 
wurden, und (entsprechend der Anhebung des Inter- 
ventionspreises) 42 ‘^/o für entgangene Einnahmen, 
die sich auf 300 RE beliefen. 

Einheitliche Höhe der Prämie: 1 100 RE/ha 
Erwünschte Rodung: 14 250 Hektar, 

davon 6 250 ha Apfelbäume 
8 000 ha Birnbäume 

Die Gesamtkosten der Maßnahmen dürften sich auf 
15 675 000 RE belaufen, davon 50 Vo oder 7 837 500 
RE zu Lasten des EAGFL. 


Milch 

Teil I: Analyse der Lage 

im Sektor Milch und Milcherzeugnisse 

In der dem Rat übermittelten Bestandsaufnahme der 
gemeinsamen Agrarpolitik stellt die Kommission 
fest, daß es im Milchsektor Probleme gibt. Ange- 
sichts der Lage in diesem Bereich hält es die Kom- 
mission für notwendig, einen Überblick über die bis- 
herige Milchpolitik zu geben. 

Nach dem 1968 ein hoher gemeinsamer Milchpreise 
festgesetzt worden war, auf den in einigen Mitglied- 
staaten Berichtigungsbeträge Anwendung fanden, 
wurde im Verlauf der beiden folgenden Wirtschafts- 
jahre (1969/70 und 1970/71) der Richtpreis für Milch 
eingefroren. Die Folge war ein realer Preisrückgang 
in Höhe von jährlich 5 Vo, der mit Maßnahmen ein- 
herging, die unmittelbar auf das Potential der Milch- 
erzeugung einwirkten (Schlachtung von Milchkühen 
und Nichtanlieferung von Milch unter dem Einfluß 
des Mansholt-Plans). 

Seit 1971 ist der Richtpreis nominal um mehr als 
50 Vo gestiegen, was einen realen Rückgang um rd. 
2,5 Vo im Jahr entspricht. Gleichzeitig wurde das 
Stützungsniveau, das dank der Interventionspreise 
für Butter, Magermilchpulver und einige Käsesorten 
hoch lag, weiter leicht angehoben ^). Schließlich 
wurde das Verhältnis zwischen Milchfett und Milch- 
eiweiß, das 1968 70/30 betrug, schrittweise auf das 
derzeitige Verhältnis von ®V45 gesenkt. 

Die Veränderungen des Milchrichtpreises schlugen 
in der Regel auf die Erzeugererlöse durch, allerdings 
mit erheblichen Schwankungen zwischen den ein- 
zelnen Regionen. Die Gründe für diese Schwankun- 
gen lagen nicht nur in unterschiedlichen Strukturen 
und Handelsverhältnissen, sondern auch in be- 
stimmten Maßnahmen der Mitgliedstaaten (einzel- 
staatliche Beihilfen) bzw. der Gemeinschaft (positive 


^) Das Stützungsniveau entspricht derzeit durchschnitt- 
lich 96 ®/o 


und negative Berichtigungsbeträge; Änderungen 
der repräsentativen Kurse). Auch die Preispolitik 
bei Rindfleisch wirkt sich auf die Milcherzeugung 
aus. Der Grund hierfür liegt in der Struktur des 
Viehbestands, die bedingt, daß die beiden Nutzungs- 
richtungen sich im allgemeinen ergänzen und wird 
eine Alternative darstellen. 

Generell läßt sich feststellen, daß die Milcherzeu- 
gung auf Anstöße, die von der Preispolitik ausgin- 
gen, auch reagierte. 

Während die Milchproduktion zwischen 1968 und 
1971 (einschließlich) jährlich um 0,5 zurückging, stieg 
sie in der Folge um jährlich rd. 1,4 Vo an. Insgesamt 
hält sich der Viehbestand langfristig gesehen, in der 
erweiterten Gemeinschaft auf einem Stand von rd. 
35 Millionen Milchkühen; die Zunahme der Milch- 
lieferungen an die Molkereien ist deshalb zu rd. Vs 
auf die Steigerung der Milchleistung (zwischen 1968 
und 1975: + 2,8 Vo) und zu Vs auf den Anstieg der 
Rate der Milchablieferung an die Molkereien (zwi- 
schen 1968 und 1975: +10,6 Vo) zurückzuführen. 

Diese für die Gemeinschaft als ganzes geltenden 
Feststellungen müssen allerdings nach Regionen ab- 
gestuft werden: so hat die Milchproduktion in den 
Grünlandgebieten der Gemeinschaft in den letzten 
zehn Jahren um 25 Vo zugenommen, während sie in 
den anderen Gebieten um rd. 20 Vo sank. Im allge- 
meinen erhöht sich der Milchviehbestand mit zuneh- 
mender höherer Grünlandflächen, während er aber 
in Ballungsräumen und Berggebieten zurückgeht. 

Mit der Veränderung der Milchproduktion geht 
demnach auch eine tiefgreifende Veränderung der 
Strukturen Hand in Hand. So wird die Zahl der Er- 
zeuger, die in der ursprünglichen Gemeinschaft in 
den letzten zehn Jahren aus der Milchproduktion 
ausschieden, auf 120 000 im Jahr geschätzt. Heute, 
in der erweiterten Gemeinschaft, gibt es noch 2,2 Mil- 
lionen Milcherzeuger mit Durchschnittsbeständen 
von elf Kühen, fünf mehr als im Jahre 1967. Die Zahl 
der Erzeuger, die mehr als 40 Kühe halten, hat zwar 
steigende Tendenz, bleibt jedoch verhältnismäßig 
gering: weniger als 100 000 Betriebe haben einen 
Bestand von mehr als 40 Kühen, stellen aber 25 Vo 
des Gesamtkuhbestands. Rund 1,4 Millionen Be- 
triebe dagegen haben weniger als zehn Kühe und 
stellen 30 Vo des gesamten Bestands. 

Noch ausgeprägter sind diese strukturellen Verän- 
derungen auf regionaler Ebene, da der Milchvieh- 
bestand sich tendenziell auf die Regionen konzen- 
triert, die eine höhere Niederschlagsmenge aufwei- 
sen; dies sind insbesondere der Südwesten Irlands, 
der Westen des Vereinigten Königreichs, der 
Küstengürtel der Nordsee von der Bretagne bis nach 
Däneniark, der Süden Deutschlands und die Po- 
Ebene. Außerdem erhöht sich der durchschnittliche 
Bestand je Betrieb vor allem entsprechend der je 
Arbeitseinheit verfügbaren Fläche (z. B. 85 Kühe in 
Schottland, 23 in den Niederlanden und 10 in der 
Bretagne). 

Ebenso war in der Molkereiwirtschaft eine starke 
Konzentration zu beobachten, wobei sich die Zahl 
der Betriebe von 1965 bis heute um rd. die Hälfte 
verringert hat. Während der letzten zehn Jahre 
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haben die Molkereien, die mehr als 100 Tonnen 
Milch am Tag aufnehmen, ihren Marktanteil mehr 
als verdoppelt. Diese Konzentration ging Hand in 
Hand mit einer stärkeren Modernisierung der Ver- 
arbeitungsanlagen und einer bemerkenswerten Aus- 
weitung der Produktionskapazitäten. 

Seit 1968 hat sich die Struktur der Verwendung der 
einzelnen Milcherzeugnisse mehrfach geändert. Man 
kann jedoch sagen, daß der Gesamtverbrauch, aus- 
gedrückt in Vollmilchwert, nahezu gleichgeblaeben 
ist Der Butterverb rauch pro Kopf hat trotz des im 
Vergleich zu den Preisen anderer Milch- und Agrar- 
erzeugnisse niedrigeren Butterpreises und trotz 
einer Preispolitik, die systematisch darauf ausgerich- 
tet ist, den Butterpreis auf nominal unverändertem 
Niveau zu halten, abgenommen. Der Verbrauch von 
Flüssigmilch und Frischerzeugnissen ist verhältnis- 
mäßig konstant wies jedoch vor kurzem eine sin- 
kende Tendenz auf. Dagegen hat der Pro-Kopf-Ver- 
brauch von Käse trotz der im Vergleich zu anderen 
Milcherzeugnissen gestiegenen Käsepreise stark zu- 
genommen, Eine der markantesten Tatsachen der 
letzten zehn Jahre ist jedoch die beschleunigte Ab- 
kehr von auf dem Hof verwerteter flüssiger Mager- 
milch zum Molkereimagermilchpulver. Angesichts 
der Absatzschwierigkeiten bei diesem Erzeugnis bei 
den derzeitigen Handelsbedingungen auf innerge- 
meinschaftlicher wie auf internationaler Ebene sind 
die Magermilchpulverbestände immer mehr gewach- 
sen und haben im Oktober 1975 1 Million Tonnen 
überschritten. Zu dieser Situation hat auch die stän- 
dige Heraufsetzung des Magennilchpulverpreises, 
die sich aus der systematischen Politik der niedrigen 
Futterpreise ergab, das ihrige beigetragen. 

Insgesamt gesehen nehmen die Milchlieferungen an 
Molkereien bei stagnierendem innergemeinschaft- 
lichen Verbrauch und begrenzten Absatzmöglichkei- 
ten auf dem Weltmarkt weiter zu (1975 schätzungs- 
weise 0,7 ®/o). 

In Anbetracht der derzeitigen Entwicklung dürfte 
sich die Kluft zwischen Angebot und Nachfrage wäh- 
rend der nächsten fünf Jahre noch vertiefen. Selbst 
eine etwaige leichte Verringerung des Milchviehbe- 
stands würde durch die Steigerung der Milchleistung 
und durch den Anstieg der Rate der Milchlieferun- 
gen an die Molkereien mehr als ausgeglichen, so daß 
die in den Molkereien verwendeten Milchmengen 
um 1 bis 2®/o jährlich zunehmen dürften. Ein Ver- 
brauchszuwachs auf dem Binnenmarkt oder auf dem 
internationalen Markt ist aber schwer vorstellbar, 
solange dieser Markt nicht expandiert oder solange 
der Anteil der Gemeinschaft am Welthandel nahezu 
unverändert bleibt. 

Die Erweiterung der Gemeinschaft im Jahre 1973 
hat keine wesentlichen Änderungen im Gleichge- 
wicht zwischen Angebot und Nachfrage auf dem 
Milchmarkt bewirkt. Die drei neuen Mitgliedstaaten 
verfügen nämlich über ein Milchproduktionspoten- 
tial, das dem der Gemeinschaft in ihrer ursprüng- 
lichen Zusammensetzung proportioneil gleicht. Der 
hohe Pro-Kopf-Verbrauch von Flüssigmilch in diesen 
Ländern bewirkt jedoch ein Butter- und Käsedefizit, 
was im Zeitpunkt des Beitritts eine Veränderung der 
Marktlage bei diesen Erzeugnissen zur Folge hatte. 


Infolgedessen kann festgestellt werden, daß die 
strukturbedingte Überschußsituation, die ein stän- 
diges Merkmal des Milchmarktes der Sechserge- 
meinschaft zwischen 1968 und 1972 und seitdem auch 
der erweiterten Gemeinschaft war, in Anbetracht 
der Einfuhrverpflichtungen auch in den nächsten 
Jahren fortbestehen wird. 

Die Marktlage im Jahre 1975 

Die Erzeugung und die Lieferungen weisen 1975 
einen leichten tendenziellen Aufschwung auf. Die er- 
wartete prozentuale Zunahme der Milchlieferungen 
gegenüber 1974 beträgt 0,7 Vo, obwohl die Tendenz 
zu einer leichten jährlichen Verringerung des Milch- 
viehbestands weiter besteht. 

Nach dem sich der Absatz von Trinkmilch in den 
letzten Jahren in einem schnelleren Rhythmus als 
die Bevölkerungszunahme erhöhte, ist 1975 erstmals 
ein Stillstand zu verzeichnen. 

Eine weitere Zunahme der Käseherstellung wird 
wegen der langsameren Entwicklung des Verbrauchs 
in der EWG im Zusammenhang mit der allgemeinen 
Wirtschaftslage und den Ausfuhrschwierigkeiten 
sehr gering sein. 

Auch die zu Kasein verarbeiteten Milchmengen sind 
wegen des spürbaren Rückgangs der Nachfrage auf 
dem EWG-Markt wegen der Abnahme der Ausfuh- 
ren und insbesondere wegen der preisgünstigen 
Kaseineinfuhren aus Drittländern zurückgegangen. 

Die Verfütterung von flüssiger Magermilch ist ge- 
genüber 1974 um nahezu 20 Vo zurückgegangen. 

Die Verwendung von Magermilchpulver zu Futter- 
zwecken, für die eine Beihilfe gewährt wird, wurde 
durch die stark rückläufigen Preise für konkurrie- 
rende Eiweißstoffe beeinflußt. 

Die Ausfuhr von Magemülchpulver ist gegenüber 
den Vorjahren ebenfalls erheblich zurückgegangen. 

Die Höhe des Butterverbrauchs im Jahre 1975 wird 
bereits durch die niedrigeren Preise für konkurrie- 
rende Fette beeinflußt und wird um 1 bis 2 Vo ab- 
nehmen. 

Infolgedessen nehmen die Erzeugnismengen, die 
möglicherweise zur Intervention angeboten werden, 
gegenüber 1974 zu. Bei Butter wird die Produktions- 
zunahme auf 2 ®/o und bei Magermiilchpulver auf 6 Vo 
geschätzt. 

Die Lage auf dem Markt für Magermilch ist beson- 
ders kritisch, da die öffentlichen Magermilchpulver- 
bestände, die im Januar 1975 365 000 Tonnen betru- 
gen, Anfang Dezember 1975 1 Million Tonnen über- 
schritten. 

Kurzfristige Vorausschätzungen 

Wie es in dem Bericht 1975 über die Lage der Land- 
wirtschaft, Teil I (Gesamtschau) Absatz 16 heißt, 
wird die Zahl der Milchkühe tendenziell weniger zu- 
rückgehen und die Milchleistung tendenziell stärker 
zunehmen als 1975. 


1) KOM (75) 601 
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Die Gesamtverwendung von Milch für Trinkmilch 
und frische Milcherzeugnisse wird 1976 und 1977 
wahrscheinlich zurückgehen. Auf diese Weise bleibt 
eine größere Milchmenge für die Herstellung von 
Verarbeitungserzeugnissen, insbesondere Butter 
und Magermilchpulver, so daß sich die Kluft zwi- 
schen Erzeugung und Verbrauch bei diesen Erzeug- 
nissen vertiefen wird. 

Die Lage auf dem Käsemarkt bleibt unverändert 
beziehungsweise wird sich leicht verbessern, wäh- 
rend bei Dauermilcherzeugnissen, die zu einem groß- 
ßen Teil vom Weltmarkt abhängen, zusätzliche 
Schwierigkeiten auftreten werden. 

Im allgemeinen werden die Interventionsbestände 
der Gemeinschaft in den nächsten zwei Jahren an- 
gesichts der derzeitigen Entwicklung und mangels 
berichtigender Eingriffe steigen; das gilt sowohl für 
Butter als auch für Milchpulver, 


Teil Ih Preisvorschläge und flankierende Maßnahmen 

1. Die Kommission ist der Ansicht, daß die vor- 
stehend (in Teil I) beschriebene Marktlage bei 
Milch und Milcherzeugnissen bei den Preisvor- 
schlägen für den Milchsektor des Wirtschafts- 
jahres 1976/77 vorrangig Berücksichtigung fin- 
den muß. Außerdem sieht sich die Kommission 
angesichts dieser Lage veranlaßt, gewisse Än- 
derungen der Marktorganisationsregelung in 
Aussicht zu nehmen. 

Die Kommission glaubt, daß eine neue Politik 
mit Maßnahmen, mit denen die Höhe der Milch- 
lieferungen an die Molkereien der Höhe des 
Milchverbrauchs angenähert werden soll, un- 
bedingt notwendig ist. Damit wird auf eine aus- 
gewogenere Marktlage bei Milch abgezielt. Zur 
Erreichung dieses Ziels schlägt die Kommission 
verschiedene Uberbrückungsmaßnahmen vor, 
die kurzfristig die derzeitige Lage bei den Ma- 
germilchpulverbeständen verbessern sollen. 

Nach Ansicht der Kommission dürfte es möglich 
sein, einige Änderungen schon zu Beginn des 
Milchwirtschaftsjahres 1976/77 einzuführen, 
während andere Maßnahmen ab 16. September 
1976 in Kraft treten könnten. 

Die Vorschläge umfassen: 

— Festsetzung der Preise, in zwei Stufen wäh- 
rend des Milchwirtschaftsjahres, und zwar 
am 1. März 1976 und am 16. September 1976; 

— Festsetzung eines ab 16. September 1976 an- 
wendbaren Orientierungspreises für Mager- 
milchpulver anstelle des derzeitigen Inter- 
ventionspreises; 

— Änderung der Beihilfesätze für flüssige Ma- 
germilch für Futterzwecke, was als eine erste 
Etappe auf dem Wege zu einer vermehrten 
Verwendung von flüssiger Magermilch auf 
der Erzeugerstufe zu betrachten ist; 

— Änderung der Beihilferegelung für die pri- 
vate Lagerhaltung von Butter und Festset- 


zung der Kosten der Lagerhaltung auf der 
Grundlage eines Ausschreibungssystems; 

— Stützung der Vollmilchpulvererzeugung 
durch Gewährung von Beihilfen; 

- — kurzfristige Erweiterung des Marktes für 
Magermilchpulver durch Einführung eines 
Beimischungszwangs für dieses Erzeugnis 
bei allen Mischfuttermitteln; 

— Erhöhung der im Rahmen der Nahrungsmit- 
telhilfe-Programme bereitgestellte Mager- 
milchpulvermengen auf 200 000 Tonnen im 
Jahre 1976; 

— Förderung des Programms für den Trink- 
milchkonsum in den Schulen; 

Aufstellung eines Umstellungsplans. 

2. Im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisa- 
tion für Milch und Milcherzeugnisse hat der Rat 
jährlich für das folgende Milchwirtschaftsjahr 
festzusetzen: 

— den Richtpreis für Milch, 

— den Interventionspreis für Butter, Mager- 
milchpulver und die Käsesorten Grana Pa- 
dano und Parmigiano Reggiano; 

— den Schwellenpreis, 

— die unteren und oberen Grenzen für die Bei- 
hilfen für Magermilchpulver zu Futterzwek- 
ken, 

— die Frei-Grenze-Werte für einige im GATT 
konsolidierte Käsesorten. 

Gemäß Verordnung (EWG) Nr. 466/75 läuft das 
Milchwirtschaftsjahr 1975/76 am 31. Januar 1976 
aus. In Abweichung von Artikel 2 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 804/68 schlägt die Kommission 
vor, daß das Milchwirtschaftsjahr 1976/77 am 
1. März 1976 beginnt. 

3. Für das Milchwirtschaftsjahr 1974/75 hat der Rat 
folgende Erhöhungen des Richtpreises für Milch 
beschlossen: 

— 1. März 1975: Erhöhung um 6 Vo von 14,08 
auf 14,92 RE/100 kg. 

— ■ 16. September 1975: Erhöhung um 4,7 Vo 
von 14,92 auf 15,59 RE/100 kg. 

Unter Ziffer 92 und 106 des Kommissions- 
dokuments (KOM [75] 100) „Bestandsaufnahme 
der gemeinsamen Agrarpolitik" erläutert die 
Kommission die Grundsätze für die Preisfest- 
setzung. Unter Berücksichtigung dieser Grund- 
sätze sowie der Analyse der Lage auf dem 
Milchmarkt in Teil I schlägt die Kommission 
für das Milchwirtschaftsjahr 1976/77 vor, die 
Preise im Milchsektor in zwei Stufen, d. h. am 
1. März 1976 und am 16. September 1976, fest- 
zusetzen. 

In Anbetracht 

— der im Laufe der Jahre 1974 und 1975 ein- 
getretenen Änderungen der Produktions- 
kosten für Milch, 
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— der beiden 1975 beschlossenen Preisände- 
rungen, 

— des anhaltenden strukturellen Ungleichge- 
wichts in diesem Sektor, und 

— ' der agrarmonetären Maßnahmen 

schlägt die Kommission die Anhebung des Richt- 
preises für Milch um ab 1. März 1976 (von 
15,59 RE/100 kg auf 15,90 RE/100 kg) und um 
4,5 ®/o ab 16. September 1976 (von 15,90 RE/ 
100 kg auf 16,60 RE/100 kg), vor. 

Um die Durchführung der gemeinsamen Markt- 
organisation für Milch und Milcherzeugnisse zu 
erleichtern, schlägt die Kommission, gemäß den 
Änderungen der Interventionsregelung für Ma- 
germilch vor, ab 16. September 1976 statt des 
Interventionspreises einen Orientierungspreis 
für Magermilchpulver festzusetzen. 

Die Kommission schlägt außerdem vor, die fäl- 
ligen Preisänderungen so vorzunehmen, daß das 
derzeitige Wertverhältnis zwischen Milchfett 
und flüssiger Magermilch beibehalten wird. 

4. Die Kommission schlägt dem Rat vor, die 
Schwellenpreise anhand der Erhöhung des 
Richtpreises anzupassen. 

5. Gemäß Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 
823/68 unterliegt die Einfuhr in die Gemein- 
schaft von Käse der Sorten Emmentaler, 
Gruyere, Sbrinz, Bergkäse und Appenzeller der 
Tarifstelle Nr. 04.04 A 1 des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs bestimmten Bedingungen. Hierzu gehört 
insbesondere der Wert frei Grenze der Gemein- 
schaft, der einzuhalten ist. Nach der Erhöhung 
des Richtpreises für Milch muß der Frei-Grenze- 
Wert überprüft werden. 

6. Die Kommission schlägt vor, den Interventions- 
preis für Butter vom 16. September an herauf- 
zusetzen. Die Beihilfen für die private Lager- 
haltung von Butter werden je nach Marktlage 
beschlossen; die Lagerhaltungskosten werden 
dabei anhand eines Ausschreibungssystems 
festgesetzt. Die Kommission schlägt folglich eine 
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 
vor. Für das Wirtschaftsjahr 1976/77 beabsich- 
tigt die Kommission jedoch, die Beihilfen für 
die private Lagerhaltung von Butter nicht nach 
Maßgabe der am 16. September 1976 fälligen 
Änderungen des Interventionspreises für Butter 
festzusetzen. 

7. Nach den Erfahrungen, die in den letzten Jah- 
ren mit den Sondermaßnahmen für den Butter- 
verkauf zu herabgesetzten Preisen aus Lager- 
beständen der Interventionsstelle gemacht wur- 
den, sowie angesichts der derzeitigen Markt- 
lage, hat die Kommission nicht die Absicht, mit 
der Anwendung der in Verordnung (EWG) 
Nr. 349/73 und Verordnung (EWG) Nr. 232/75 
genannten Maßnahmen fortzufahren, mit Aus- 
nahme des Sektors Feinbackwaren, wo sie eine 
Neuuntersuchung für notwendig hält. 


Die Grundregeln für die Gewährung einer Ver- 
braucherbeihilfe für Butter (Verordnung (EWG) 
Nr. 1191/73) sind nach Ansicht der Kommission 
jedoch beizubehalten. Infolgedessen wird sie 
eine Verlängerung der vorgenannten Maßnah- 
men Vorschlägen, wobei jedoch die Beteiligung 
des EAGFL nur für Butter gilt, die in der Ge- 
meinschaft erzeugt wurde. Die Kommission 
schlägt eine Erhöhung der Beteiligung des 
EAGFL für diese Maßnahme vor. 

8. Um ein niedriges Preisniveau bei der Nachfrage 
nach Milchfett und Magermilch in besonderen 
Fällen zu erhalten, schlägt die Kommission vor, 
eine Beihilfe für die Erzeugung von Vollmilch- 
pulver zu gewähren. Diese Beihilfe sollte auf 
15 RE/ 100 kg festgesetzt werden. 

Vom Rat müssen Artikel 12 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 geändert sowie Grundregeln 
im Hinblick auf die Gewährung einer Beihilfe 
für Vollmilchpulver eingeführt werden. 

9. Gemäß Artikel 52 Absatz 2 Buchstabe a und 
unter Berücksichtigung von Artikel 52 Absatz 3 
der Beitrittsakte werden in Irland und im Ver- 
einigten Königreich im Milchwirtschaftsjahr 
1976/77 folgende Interventionspreise für Butter 
gelten: 

1. März 1976 16. September 1976 

Irland 

204,70 RE/100 kg 213,09 RE/100 kg 

Vereinigtes Königreich 

167,74 RE/100 kg 173,96 RE/100 kg 

10. Ausgehend von der Ausweitung der Mager- 
milchpulvererzeugung und -Verwendung schlägt 
die Kommission einige Änderungen vor, die das 
Stützungssystem für den Magermilchwert be- 
treffen. 

Die Methode der Festsetzung eines für das 
ganze Milchwirtschaftsjahr oder einen Teil des- 
selben geltenden Interventionspreis für Ma- 
germilchpulver wird durch die Festsetzung eines 
Orientierungspreises für Magermilchpulver er- 
setzt. Um flexibler auf die Entwicklung der 
Marktlage .reagieren zu können, wird für die 
Interventionskäufe von Magermilchpulver ein 
Ausschreibungsverfahren eingeführt. Dieses 
System wird zusammen mit der Festsetzung 
eines Orientierungspreises ab 16. September 
1976 angewandt. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß sich dank 
des Umstands, daß regelmäßig Ausschreibun- 
gen durchgeführt werden, anhand der gebote- 
nen Preise rasch ein Höchstankaufspreis für 
Magermilchpulver für unterschiedliche Qualitä- 
ten und unterschiedliche Verpackungen fest- 
setzen ließe. 

11. Um den Absatz von Magermilchpulver zu stei- 
gern, schlägt die Kommission vor, während 
eines begrenzten Zeitraums die Beimischung 
von Magermilchpulver in Mischfutter zwingend 
vorzuschreiben. Der vorgesehene Beimischungs- 
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satz beträgt 2 Vo. Dadurch soll eine zusätzliche 
Menge von rund 600 000 t Magermilchpulver 
abgesetzt werden. 

Würde diese Menge zu einem Preis, der mit den 
Preisen anderer Eiweißstoffe wettbewerbsfähig 
ist, verkauft, so wäre eine Ausgabe von 450 
Millionen Rechnungseinheiten erforderlich. Die 
Kommission glaubt jedoch, daß diese Ausgabe 
auf 225 Millionen Rechnungseinheiten begrenzt 
werden könnte, wenn für die Mengen die Bei- 
hilfe für Magermilchpulver zu Futterzwecken, 
die derzeit 36,50 RE/100 kg beträgt, gewährt 
werden kann, 

12. Nachdem in der Gemeinschaft die Erfahrung 
gemacht wurde, daß die Erzeugung von Ma- 
germilchpulver zunimmt, während die Verwen- 
dung von flüssiger Magermilch in den land- 
wirtschaftlichen Betrieben und Molkereien stän- 
dig zurückgeht, schlägt die Kommission vor, bei 
der Festsetzung der Beihilfe für flüssige Mager- 
milch, die von den Molkereien zurückgegeben 
wird, so vorzugehen, daß kurzfristig das Ver- 
wendungsniveau aufrechterhalten und lang- 
fristig der Absatzmarkt erweitert wird. Die 
Kommission erkennt dabei an, daß es wirt- 
schaftlich notwendig ist, in Anbetracht der ge- 
stiegenen Energiekosten in der Gemeinschaft 
den Markt für flüssige Magermilch gegenüber 
Magermilchpulver zu erweitern, 

13. Gemäß Artikel 2 Buchstabe a) der Verordnung 
(EWG) Nr. 986/68 betreffend Magermilchpulver 
müssen die Beihilfen für die Verfütterung nach 
folgenden vom Rat angenommenen Kriterien 
festgesetzt werden: 

— den Preisen für Magermilchpulver, 

— der Entwicklung der Versorgung mit Ma- 
germilch und Magermilchpulver sowie deren 
Verwendung in der Tierernährung, 

— der Entwicklung der Kälberpreise, 

— der Entwicklung der Marktpreise für die 
übrigen Eiweißstoffe, die Magermilch oder 
Magermilchpulver substituieren, 

— den Kosten des EAGFL in diesem Sektor. 

Die Kommission schlägt vor, daß der Beihilfe- 
satz für Magermilchpulver zu Futterzwecken 
zwischen 30 und 40 RE/100 kg liegen soll. 

14. Gemäß Artikel 26 der Verordnung (EWG) Nr. 
804/68 sind die Mitgliedstaaten ermächtigt, ein- 
zelstaatliche Beihilfen für Erzeugnisse der Tarif- 
nummer 04.01 bzw. 22.02 des Gemeinsamen 
Zolltarifs zu gewähren, die für die Programme 
für den Milchkonsum in Schulen verwendet wer- 
den. Die Kommission schlägt vor, diesen Artikel 
dahin gehend zu ändern, daß eine Beihilfe aus 
dem EAGFL gewährt wird, wenn das Programm 
für den Milchkonsum in den Schulen einzel- 
staatlichen Charakter hat und wenn die Mit- 
gliedstaaten sich an der Finanzierung derartiger 
Programme beteiligen. 


15. In Anbetracht des wachsenden Bedarfs der Ent- 
wicklungsländer an Eiweißstoffen sowie der 
verfügbaren Magermilchpuvlerbestände in der 
Gemeinschaft und angesichts der Tatsache, 
daß dieses Erzeugnis sich besonders für das 
Nahrungsmittelhilfsprogramm eignet, schlägt 
die Kommission eine wesentliche Erhöhung der 
Zuteilung von Magermilchpulver im Rahmen 
der Nahrungsmittelhilfeprogramme vor. Für 
1976 schlägt sie Spenden der Gemeinschaft in 
Höhe von 200 000 Tonnen für diese Programme 
vor. Drei Viertel dieser Menge dürften vor 
Ende des Jahres 1976 geliefert werden können. 

16. Zur Anpassung der Milchlieferungen in der Ge- 
meinschaft an die Nachfrage schlägt die Kom- 
mission einen Umstellungsplan vor. Die mit 
diesen Plänen verbundenen Gemeinschaftsko- 
sten wären nach Ansicht der Kommission er- 
heblich geringer als die Kosten für den über die 
kommerzielle Nachfrage hinausgehenden Ab- 
satz der Milcherzeugnisse. Da sich bei zuneh- 
mender Betriebsgröße das Einkommensgefälle 
zwischen den Milcherzeugungsbetrieben und 
den anderen Betrieben veringert, wird der Bei- 
hilfebetrag je 100 kg Milch nach dem Umfang 
der 1975 gelieferten Mengen gestaffelt. Vor- 
behaltlich einiger Bedingungen betreffend die 
Bewirtschaftung und insbesondere die Nicht- 
lieferung von Milch, schlägt die Kommission 
vor, den Erzeugern, die 1975 nachstehende Men- 
gen geliefert haben, folgende Beihilfen zu ge- 


währen: 

— weniger als 30 000 kg 14 RE/100 kg 

-- 30 000 bis 60 000 kg 12 RE/100 kg 

— 60 000 bis 120 000 kg 10 RE/100 kg 


Diese Beihilfen werden während eines Zeit- 
raums von fünf Jahren gezahlt und zu 50 ®/o vom 
EAGFL finanziert. 

17. Zusammenfassend schlägt die Kommission fol- 
gende Preise und Interventionsmaßnahmen für 
das Milchwirtschaftsjahr 1976/1977 vor: 


gültig ab 


1 . März 
1976 


16. Sep- 
tember 
1976 


(RE/100 kg) 


a) Richtpreis für Milch . 

b) Interventionspreis: 

Butter 

— Irland 

— Vereinigtes 

Königreich 

— übrige 

Mitgliedstaaten . 


15,90 16,60 

204,70 213,09 

167,74 173,96 

212.34 221,07 
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gültig ab 


1. März 
1976 

16. Sep- 
tember 
1976 


(RE/100 kg) 

Magennildipulver 

— Interventionspreis 

90,57 

93,87 

— Orientierungs- 
preis 



Grana Padano 

— 30 bis 60 Tage alt 

— mehr als 6 Monate 

alt 

204,89 

240,38 

212,35 

248,26 

Parminiano Reggiano 

— mehr als 6 Monate 
alt 

259,58 

267,46 

c) Beihilfen 

— Magermildipulver 
für Futterzwecke 
Höchst- und Min- 
destbetrag 

unverändert (30 
bis 40 RE/100 kg) 

— flüssige Mager- 
milch für Futter- 
zwedce 

Festsetzung durch 
die Kommission 

nach dem Verfah- 
ren des Verwal- 
tungsausschusses 
und gemäß den 
vom Rat aufge- 
stellten Kriterien 

— Vollmilchpulver . 

15 RE/100 kg 

— Programme für 
den Milchkonsum 
in den Schulen . . 

EAGFL — Zuschüs- 
se für die einzel- 
staatlichen Pro- 
gramme. 


Rindfleisch 

A. Preise 

1. Auf Grund der Verordnung (EWG) Nr. 805/68^) 
des Rates hat die Kommission einen Orientie- 
rungspreis für ausgewachsene Rinder und für 
Kälber für das Wirtschaftsjahr 1976/77 vorzu- 

Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des Rates vom 27. Juni 
1968 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Rindfleisch (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften L 148 vom 28, Juni 1968), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1855/74 (Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften L 195 vom 18. Juli 
1974, S. 14) 


schlagen, wobei der Orientierungspreis für Käl- 
ber bei einer neuen Einfuhrregelung für dieses 
Erzeugnis abgeschafft werden kann. 

In Abweichung von Artikel 4 der genannten 
Verordnung ist geplant, daß das Wirtschaftsjahr 
1976/77 am Montag, dem 1. März 1976, beginnt. 

2. Der derzeitige Orientierungspreis für ausgewach- 
sene Rinder beträgt 109,94 RE/100 kg Lebend- 
gewicht. Er ergibt sich aus wiederholten Erhö- 
hungen, und zwar um 10,5 Vo im Jahre 1973/74, 
um 17,6 Vo im Jahre 1974/75 (einschließlich der 
Erhöhung um 5Vo, die ab 7. Oktober 1974 be- 
schlossen wurde) und um 8,5 Vo im Jahre 1975/76. 

Für das Wirtschaftsjahr 1976/77 wird angesichts 
der wünschenswerten Anhebung des allgemei- 
nen Niveaus der gemeinsamen Agrarpreise und 
der vorgeschlagenen agrarwährungspolitischen 
Maßnahmen ein Orientierungspreis für ausge- 
wachsene Rinder von 118,74 RE/100 kg Lebend- 
gewicht vorgeschlagen (Erhöhung um 8 Vo) so- 
wie ein Orientierungspreis für Kälber von 139,04 
RE/100 kg Lebendgewicht, was ebenfalls eine 
Erhöhung um 8 Vo bedeutet. 

Für das Vereinigte Königreich und Irland da- 
gegen schlägt die Kommission gemäß Artikel 52 
der Beitrittsakte vor, den Orientierungspreis 
für ausgewachsene Rinder auf 109,81 RE/100 kg 
Lebendgewicht und den für Kälber auf 128,57 
RE/100 kg Lebendgewicht festzusetzen. Demnach 
wird der Orientierungspreis in diesen beiden 
Ländern um 12,6 Vo angehoben. 

3. Der Interventionspreis für ausgewachsene Rin- 
der war 1975/76 auf 99,42 RE/100 kg Lebendge- 
wicht, das sind 90,43 Vo des Orientierungspreises, 
festgesetzt worden. Der Interventionspreis wurde 
in dieser Höhe für 1975/76 in Abweichung von 
Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 
festgesetzt. 

Angesichts der den Rindfleischmarkt kennzeich- 
nenden Wirtschaftslage im Jahre 1976/77 wird 
geplant, den Interventionspreis um 7,5 Vo zu er- 
höhen, was in der Nähe der für den Orientie- 
rungspreis vorgesehenen Anhebung liegt. Der 
Interventionspreis wird so auf 90 Vo des neuen 
Orientierungspreises festgesetzt, das heißt auf 
98,83 RE/100 kg Lebendgewicht im Vereinigten 
Königreich und in Irland und auf 106,87 RE/100 
kg in den übrigen Mitgliedstaaten. 

4. Die während der Interventionsjahre 1974/75 und 
1975/76 gemachten Erfahrungen haben gezeigt, 
daß diese Möglichkeiten für eine Stützung des 
Marktes durch Beihilfen für die private Lager- 
haltung erweitert werden müßten. Gleichzeitig 
sind die Anreize zur Lagerhaltung in den Inter- 
ventionsstellen bei bestimmten Kategorien von 
Fleisch einzuschränken. 

Zu diesem Zweck müßte bei der jährlichen 
Überprüfung der maßgeblichen Koeffizienten für 
die Berechnung der für jede Fleischkategorie in 
den einzelnen Mitgliedstaaten festzusetzenden 
Ankaufspreise auf eine einheitlichere Anwen- 
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düng dieser Ankaufspreise in der gesamten Ge- 
meinschaft geachtet werden. 

Außerdem müßte die der jahreszeitlich beding- 
ten Entwicklung der Preise für die einzelnen 
Qualitäten und Angebotsformen angepaßte Di- 
versifizierung der zu lagernden Erzeugnisse in 
der Form beibehalten werden, in der sie wäh- 
rend des Wirtschaftsjahres 1975/76 angewandt 
wurde. 


B. Flankierende Maßnahmen 

1. Gemäß den Vorausschätzungen, die sich für die 
Marktlage 1976/77 ausstellen lassen, ist anzuneh- 
men, daß die Marktpreise verhältnismäßig hoch 
sein und im Verlauf des ersten Halbjahres 1976 
und des ersten Halbjahres 1977 sogar tendenziell 
noch anziehen werden. In einer derartigen Lage 
ist die allgemeine Anwendung der Prämien- 
regelung zugunsten von Rinderhaltern, trotz der 
antizyklischen Auswirkungen, die sie im voraus- 
gegangenen Wirtschaftsjahr hatte, für das Wirt- 
schaftsjahr 1976/77 nicht mehr angezeigt. Die 
Kommission schließt deshalb jedoch die Anwen- 
dung einer Prämienregelung in einer neuen 
Phase der Aufwärtsentwicklung der Rindfleisch- 
erzeugung und demnach in einer Phase sinken- 
der Preise nicht aus. 

Dabei sind bestimmte Übergangsbestimmungen 
zur Aussetzung der in der Verordnung (EWG) 
Nr. 464/75 des Rates vorgesehenen Prämien- 
regelung zugunsten der Rindfleischerzeuger an- 
gezeigt, um zu vermeiden, daß die Preise auf dem 
Rindfleischmarkt in der zweiten Februarhälfte 
1976 eine unerwünschte Entwicklung nehmen. 

Zu diesem Zweck wird vorgeschlagen, die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 464/75 des Rates in folgen- 
den Punkten zu ändern: 

— Die auf 28 RE je ausgewachsenes Rind fest- 
gesetzte und (zu Lasten des EAGFL, Abtei- 
lung Garantie gehende) Prämie im Sinne von 
Artikel 1 Absatz 1 der genannten Verordnung, 
die den Erzeugern beim Schlachten bestimm- 
ter ausgewachsener Schlachtrinder gewährt 
wird, wird für Februar 1976 durch einen Be- 
trag in Höhe von 18 RE je geschlachtetes 
ausgewachsenes Rind ersetzt. Es wird vor- 
geschlagen, den Unterschied von 10 RE je 
ausgewachsenes Rind für im März 1976 ge- 
schlachtete ausgewachsene Rinder derselben 
Kategorie zu gewähren. 

— Die Ermächtigung, eine einzelstaatliche Er- 
gänzungsprämie zu gewähren, für die in Arti- 
kel 1 Absatz 2 der genannten Verordnung 
ein Höchstbetrag von 52 RE je ausgewachse- 
nes Rind festgesetzt worden war, könnte im 


2) Verordnung (EWG) Nr. 464/75 des Rates vom 27. Fe- 
bruar 1975 zur Einführung von Prämienregelungen 
zugunsten der Rindfleischerzeuger (Amtsblatt L 52 
vom 28. Februar 1975, S. 5), geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. /75 (Dok. R/2291/75) (AGRI 
601). 


Februar 1976 unverändert beibehalten wer- 
den. Dagegen scheint ein schrittweiser Ab- 
bau dieser einzelstaatlichen Beihilfe ange- 
zeigt, indem für ausgewachsene Schlacht- 
rinder, mit Ausnahme von Kühen, ein Höchst- 
betrag von 34 RE im März 1976 und von 18 RE 
im April 1976 vorgesehen wird. 

— Derjenige Mitgliedstaat, der Artikel 4 der 
Verordnung (EWG) Nr. 464/75 nur für die 
Prämie bei der Geburt von Kälbern ange- 
wendet hat, ist ermächtigt, diese Prämie bis 
zu einem Zeitpunkt weiter zu gewähren, der 
nach Verwaltungsgebieten variiert und vor 
dem 1. März 1977 liegt, so daß die Prämie 
tatsächlich in jedem Gebiet während eines 
Zeitraums von 12 Monaten und längstens bis 
zum 28. Februar 1977 gewährt wird. Die 
Prämie beträgt weiter 56 RE je Kalb und geht 
voll zu Lasten des EAGFL (50 ®/o Abteilung 
Garantie und 50 Vo Abteilung Ausrichtung: 
Artikel 6 der vorgenannten Verordnung). 

Bei diesem Vorschlag ist in Rechnung ge- 
stellt, daß die Wiederherstellung des Rinder- 
bestandes in diesem Mitgliedstaat, wie sie 
bei Erlaß der Verordnung (EWG) Nr. 464/75 
des Rates zum Ziel gesetzt wurde, noch nicht 
erreicht werden konnte, so daß die Fest- 
setzung eines neuen Zeitraums für die Durch- 
führung der geplanten Maßnahmen zweck- 
mäßig erscheint. 

2. Die Erfahrungen, die bei der Durchführung der 
Verordnung (EWG) Nr. 181/73 des Rates ») im 
vergangenen Jahr gemacht wurden, als die 
Marktpreise insbesondere in Irland und im 
Vereinigten Königreich deutlich unter dem 
Orientierungspreis lagen, haben gezeigt, daß bei 
der Anwendung der Grundregeln für die Berech- 
nung der Beitrittsausgleichsbeträge, die im Han- 
del zwischen den alten und den neuen Mitglied- 
staaten tatsächlich angewandt werden, bestimmte 
künstliche Handelsströme entstehen könnten. 

Auf Grund der Verordnung (EWG) Nr. 2582/75 
der Kommission^) wurde seit dem 13. Oktober 
1975 eine Übergangslösung zur Vermeidung von 
Verkehrsverlagerungen im Rindfleischsektor an- 
gewandt. Bei Erlaß der Verordnung (EWG) 
Nr. 2582/75 war vereinbart worden, daß Ar- 
tikel 5 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung 
(EWG) Nr. 181/73 des Rates bereits zu Beginn 
des Wirtschaftsjahres 1976/77 geändert wird. Da- 


3) Verordnung (EWG) Nr. 181/73 des Rates vom 23. Ja- 
nuar 1973 zur Festlegung der Grundregeln des Systems 
der Beitrittsausgleichsbeträge für Rindfleisch (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften L 25 vom 
30. Januar 1973, S. 9). 

^) Verordnung (EWG) Nr. 2582/75 der Kommission vom 
10. Oktober 1975 zur Festsetzung der als Beitrittsaus- 
gleichsbeträge zu erhebenden Beträge zur Vermei- 
dung von Verkehrsverlagerungen im Rindfleischsektor 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 263 
vom 11. Oktober 1975, S. 10), geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2893/73 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften L 287 vom 6. November 
1975, S. 9). 
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bei ist vorzusehen, daß die Inzidenz der im 
innergemeinschaftlichen Handel noch anwend- 
baren Zölle für die Ausgleichsbeträge, die bei 
der Einfuhr aus Irland und dem Vereinigten 
Königreich in andere Mitgliedstaaten zu erhe- 
ben sind, anhand des in den Ausfuhrmitglied- 
staaten geltenden Preises und nicht wie bisher 
anhand des Orientierungspreises berechnet 
wird. 

3. Anpassung der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 

Die Anpassung der Verordnung (EWG) Nr. 
805/68, wie sie im Memorandum der Kommis- 
sion vom 31. Oktober 1973 angekündigt und am 
16, Januar 1974 (ABI. C 27 vom 15. März 1974, 
S. 68) vorgeschlagen wurde, ist im Rat geprüft 
worden, ohne daß es zu einem endgültigen Be- 
schluß kam. 

Die Kommission empfiehlt dem Rat, bereits zu 
Beginn des Wirtschaftsjahres 1976/77 die Mög- 
lichkeit einer Vorausfestsetzung der Erstattun- 
gen im Rindfleischsektor zu beschließen. 

Dieser Vorschlag ist bereits in dem vorgenann- 
ten Vorschlag vom 16. Januar 1974 enthalten. 


Schweinefleisch 

Preise 

1. Gemäß Verordnung (EWG) Nr. 2759/75 des Ra- 
tes ^) hat die Kommission einen Grundpreis für 
geschlachtete Schweine vorzuschlagen. Bei der 
Festsetzung des Grundpreises werden nament- 
lich der Einschleusungspreis und die Abschöp- 
fung, die ab 1. August jedes Jahres gelten, be- 
rücksichtigt. Um jedoch dem voraussichtlichen 
Anstieg der Produktionskosten ab 1. März 1976 
Rechnung zu tragen, wird vorgeschlagen, den 
neuen Grundpreis für das Wirtschaftsjahr 
1976/77 zu demselben Zeitpunkt festzusetzen. 

2. Es ist notwendig, den Grundpreis so festzuset- 
zen, daß er zur Stabilisierung der Preise auf den 
Märkten beiträgt, ohne daß dies zu strukturellen 
Überschüssen in der Gemeinschaft führt. Der für 
das Wirtschaftsjahr 1975/76 festgesetzte Grund- 
preis hat diese Voraussetzungen insbesondere 
im Verhältnis zu den im gleichen Wirtschafts- 
jahr geltenden Futtergetreidepreisen erfüllt. 

Voraussichtlich werden die Preise für die bei der 
Schweinemast verwendeten Futtergetreidearten 
während des nächsten Wirtschaftsjahres durch- 
schnittlich um 8,5 Vo steigen. Außerdem sind die 
Kosten für Arbeitskräfte, Tiergesundheit und 
Investitionen derart gestiegen, daß dies eine 
spürbare Auswirkung auf die Endkosten für ge- 
schlachtete Schweine hat. 


^) Verordnung (EWG) Nr. 2759/75 des Rates vom 29. Ok- 
tober 1975 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Schweinefleisch (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften L 282 vom 1. November 1975). 


3. Damit die Preisregelung durch Abschwächung 
der zyklischen Fluktuationen bei der Erzeugung 
und bei den Preisen zur Stabilisierung der 
Schweinefleischpreise beitragen kann, wird an- 
gesichts der wünschenswerten Anhebung des 
allgemeinen Niveaus der gemeinsamen Agrar- 
preise und der vorgeschlagenen agrarwährungs- 
politischen Maßnahmen vorgeschlagen, den 
Grundpreis für das Wirtschaftsjahr 1976/77 auf 
115,00 RE/ 100 kg festzusetzen. 


Seidenraupen 

A. Höhe der Beihilfe 

Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
845/72 ^) des Rates wird bei Seidenraupen in jedem 
Jahr eine Beihilfe je in Betrieb genommene Samen- 
schachtel festgesetzt. 

Für das am 1. April 1976 beginnende Wirtschafts- 
jahr 1976/77 wird vorgeschlagen, die Höhe der Bei- 
hilfe auf 36,5 bis 40 RE je Schachtel festzusetzen. 

Es wird angenommen, daß diese Erhöhung, die der 
wünschenswerten Anhebung des allgemeinen Ni- 
veaus der gemeinsamen Agrarpreise und den vor- 
geschlagenen agrarwährungspolitischen Maßnahmen 
Rechnung trägt, zusammen mit der unter B genann- 
ten Ergänzungsbeihilfe geeignet ist, diesem Produk- 
tionszweig, der unter der Konkurrenz der Einfuhren 
von preisgünstigem Grege leidet, wieder eine ge- 
wisse Bedeutung zu verleihen. 

B. Flankierende Maßnahmen 

1. Damit die Seidenraupenzüchter für die in diesem 
Sektor festgestellten konjunkturellen Schwierig- 
keiten besser gerüstet sind, hat der Rat auf sei- 
ner Tagung am 10. und 11. Februar 1975 die 
Kommission gebeten, „baldmöglichst einen Vor- 
schlag für eine Verordnung vorzulegen, die vor- 
sieht, daß den anerkannten Zusammenschlüssen 
von Seidenraupenzüchtern, die insbesondere zum 
Zwecke einer besseren Organisation der Ver- 
marktung der betreffenden Erzeugnisse gebildet 
werden, während eines Zeitraums von drei Jah- 
ren gemeinschaftliche Beihilfen gewährt werden, 
um ihre Bildung zu fördern und ihr Funktionie- 
ren zu erleichtern". 

2. Am 7. Juli 1975 legte die Kommission dem Rat 
gemäß dieser Entschließung den Entwurf einer 
Verordnung zur Einführung einer Regelung für 
die Beihilfe an die Seidenraupenzüchterorganisa- 
tion (R/1 864/75) vor. 

Danach soll den Zusammenschlüssen während 
drei Jahren eine degressive Beihilfe gewährt 
werden, die sich nach dem Wert der vermarkte- 
ten Erzeugung je Mitglied richtet. 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 100 
vom 27. April 1972, S. 1 


54 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4648 


3. Italien, das praktisch der einzige betroffene Mit- 
gliedstaat ist, hat jedoch versichert, daß es die- 
sen Vorschlag nicht annehmen kann. Es ist der 
Ansicht, daß damit das Hauptproblem der Sei- 
denraupenzüchter, nämlich die sehr schwierige 
Vermarktung von Kokons infolge der von China 
und Brasilien praktizierten niedrigen Angebots- 
preise für Grege, nicht gelöst wird. Italien er- 
innerte bei dieser Gelegenheit daran, daß es im 
Februar eine Beihilfe für die Lagerung von Ko- 
kons vorgeschlagen hatte, die jedoch aus recht- 
lichen Gründen abgelehnt wurde. 

4. Die Kommission ist der Ansicht, daß das Ziel, 
das der Rat mit der in Absatz 1 genannten Ent- 
schließung verfolgt, das heißt die Verbesserung 
der Vermarktungsbedingungen für Kokons, durch 
eine andere als die von der Kommission in Do- 
kument R/1 864/75 vorgeschlagene Regelung er- 
reicht werden kann. 

5. Diese Regelung sieht für das Wirtschaftsjahr 
1976/77 im Seidenraupensektor zusätzlich zu der 
allen Erzeugern gewährten normalen Beihilfe 
eine Ergänzungsbeihilfe vor, die nur den Seiden- 
raupenzüchtern gewährt wird, die einem aner- 
kannten Erzeugerzusammenschluß angehören. 
Die Erzeuger sollen auf diese Weise veranlaßt 


werden, ihre Kokons gemeinschaftlich zu ver- 
markten und so auf der Angebotsseite ein ratio- 
nelleres Verfahren einzuschlagen. Die Beihilfe 
soll nur dann gewährt werden, wenn die Erzeuger 
nach ordnungsgemäß durchgeführter Zucht ihrer 
Organisation je in Betrieb genommene Samen- 
schachtel eine festzusetzende Mindestmenge Ko- 
kons abliefern. 

Die Ergänzungsbeihilfe wird auf Antrag gewährt, 
den jede Erzeugerorganisation für die Gesamt- 
heit ihrer Mitglieder einzureichen hat. 

Es wird vorgeschlagen, die Höhe der Beihilfe auf 
6 RE je in Betrieb genommene Schachtel festzu- 
setzen. Das bedeutet für die Gemeinschaft eine 
finanzielle Verpflichtung, die praktisch der 
gleichkommt, die sich aus dem in Ansatz 2 ge- 
nannten zurückgezogenen Vorschlag der Kom- 
mission ergab. 

Gleichzeitig wird ein zweiter Verordnungsvor- 
schlag vorgelegt, der darauf abzielt, die Funk- 
tionsweise der neuen Regelung für die Ergän- 
zungsbeihilfe festzulegen. Sie enthält die Grund- 
regeln für die Anerkennung der Erzeugerorga- 
nisationen. Diese Grundregeln entsprechen dem 
in Absatz 2 genannten Vorschlag der Kommis- 
sion. 


D. Begründung zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 

zur Änderung der Richtlinie des Rates 75/268/EWG vom 28. April 1975 über die Landwirtschaft 
in Berggebieten und in bestimmten anderen benachteiligten Gebieten 


Die Richtlinie 75/268/EWG des Rates vom 28. April 
1975 über die Landwirtschaft in Berggebieten und 
in bestimmten anderen benachteiligten Gebieten 
betrifft die in der Gemeinschaft am stärksten be- 
nachteiligten Agrargebiete und ist der konkrete 
Ausdruck der Gemeinschaftssolidarität gegenüber 
diesen Gebieten. 

Das in der Liste der fraglichen Gebiete erfaßte Ge- 
samtgebiet macht 27 Vo der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche der EWG aus und betrifft 19 ^/o der Be- 
triebe. Als wichtigste Maßnahme sieht die in der 
Richtlinie angestrebte besondere Beihilfenregelung 
die Gewährung einer jährlichen Ausgleichszulage 
vor, deren Höhe unter Berücksichtigung des Aus- 
maßes der die landwirtschaftliche Tätigkeit beein- 
trächtigenden ständigen natürlichen Nachteile zwi- 
schen 15 und 50 RE je Großvieheinheit oder ge- 
gebenenfalls je Hektar festgesetzt wird. 

Die erstattungsfähigen Ausgaben im Zusammen- 
hang mit der Ausgleichszulage betragen schätzungs- 
weise 90 % der sich aus der Anwendung der in der 
Richtlinie vorgesehenen besonderen Beihilferege- 
lung ergebenden Gesamtkosten. 


Der Rat hat die finanzielle Beteiligung der Gemein- 
schaft an den Ausgaben im Zusammenhang mit der 
Ausgleichszulage auf 25 Vo festgesetzt. Er hat sich 
jedoch bei Erlaß der Richtlinie am 28. und 29. April 
1975 verpflichtet, vor Ende des Jahres auf Vor- 
schlag der Kommission diesen Punkt erneut zu er- 
örtern, um festzustellen, ob es zweckmäßig ist, den 
vorgenannten Satz ab 1. Januar 1976 auf mehr als 
25 Vo festzulegen. 

Der zu Lasten des EAGFL, Abteilung Ausrichtung, 
gehende Teil von 25 Vo der erstattungsfähigen Aus- 
gaben im Zusammenhang mit der Ausgleichszulage 
scheint für eine wirksame Durchführung der Richt- 
linie, insbesondere in den am stärksten benach- 
teiligten Gebieten, nicht auszureichen. Insbeson- 
dere beim derzeitigen Stand kann behauptet werden, 
daß bei den unzulänglichen Mitteln zu befürch- 
ten ist, daß einige dieser Gebiete bei der Durch- 
führung der Richtlinie in erheblichen Rückstand ge- 
raten, während in anderen Gebieten die Ausgleichs- 
zulage in einer Höhe festgesetzt wird, die in Anbe- 
tracht des Ausmaßes der beeinträchtigenden stän- 
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digen natürlichen Nachteile weit unter dem erfor- 
derlichen Niveau liegt. 

Infolgedessen dürfte die Anhebung der Beteiligung 
des EAGFL, Abteilung Ausrichtung, an den erstat- 
tungsfähigen Ausgaben der Mitgliedstaaten im Zu- 


E. Finanzielle Auswirkungen 

1. Die Vorschläge der Kommission haben finan- 
zielle Auswirkungen auf: 

— die Abteilung Garantie {Haushaltstitel 6 
und 7), 

— die Nahrungsmittelhilfe (Kapitel 92), 

— ' die Abteilung Ausrichtung (Titel 8). 

2, Für die Abteilung Garantie bewirken die Preis- 
vorschläge und die flankierenden Maßnahmen 
Einsparungen von 220 Millionen RE. Jedoch sind 
die Vorausschätzungen auch nach Maßgabe der 
konjunkturbedingten Veränderungen der seit der 
Annahme des Haushaltsvorentwurfs 1976 vom 
Rat neu verabschiedeten bzw. ihm vorgeschlage- 
nen Bestimmungen und der Notwendigkeit zu 
berichtigen, im Anschluß an eine 1975 erfolgte 
vorläufige Überweisung zugunsten der Abteilung 
Garantie auf den Posten „Nahrungsmittelhilfe'' 
Mittel zu übertragen; dies führt zu zusätzlichen 
Ausgaben von 193 Millionen RE. 

Die Gesamtheit dieser Faktoren bewirkt eine 
Nettoeinsparung von 27 Millionen RE. 

Das zusätzliche Nahrungsmittelhilfeprogramm 
für Magermilchpulver führt zu Ausgaben, die 
beim derzeitigen Stand der Vorausschätzungen 
für die Abteilung Garantie und die Nahrungsmit- 
telhilfe zu einem theoretischen Defizit von 53 
Millionen RE führen. Wegen der engen Verflech- 
tungen zwischen der Abteilung Garantie und der 
Nahrungsmittelhilfe ist diese Lage jedoch nach 


sammenhang mit der Ausgleichszulage die Vorbe- 
dingung dafür sein, daß die Gemeinschaftssolidari- 
tät gegenüber der Gesamtheit der von der Richtlinie 
betroffenen Gebiete wirksam wird und demnach 
auch dafür, daß diese Richtlinie in allen Gebieten 
einheitlich angewandt werden kann. 


Maßgabe der gesamten Mittel der beiden Sek- 
toren (5 366,9 Millionen RE) zu beurteilen. 

Das theoretische Defizit ist folglich geringer als 
1 ®/o, was keinen Deckungsvorschlag rechtfertigt, 
da diese Vorausschätzungen vorläufiger Art sind. 
Sie stützen sich nämlich einmal auf vorgeschla- 
gene Maßnahmen und zum anderen auf eine 
erste Überprüfung der konjunkturbedingten Aus- 
gabenveränderungen. Die Kommission wird nicht 
verfehlen, unter Berücksichtigung der Beschlüsse, 
die der Rat auf Grund der vorliegenden Kom- 
missionsvorschläge zu fassen gedenkt, sowie un- 
ter Berücksichtigung etwaiger Veränderungen in 
den Konjunkturprognosen eine überprüfte Aus- 
gabenvorausschätzung aufzustellen. 

3. Für die Abteilung Ausrichtung ist zu betonen, 
daß auf Grund der Rückvergütungsregelung die 
Vorschläge der Kommission auf den Haushalts- 
plan 1976 keine Auswirkungen haben. 


I. Auswirkungen der Preisvorschläge, 
der flankierenden Maßnahmen 
und der Nahrungsmittelhilfe 

Nachstehende Tabelle gibt Aufschluß über die Aus- 
gabenveränderungen für die Garantie und die Nah- 
rungsmittelhilfe. 

Im Anhang sind die Ausgabenveränderungen für 
jeden Haushaltsposten angegeben. 
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A. Abteilung Garantie 


Tabelle der Ausgabenveränderungen 

in Millionen RE 




Voraussichtliche Veränderungen 
der Ausgaben 1976 


Sektor und Haushaltseingliederungsplan 

Mittel 

1976 

infolge der 
Konjunktur 

infolge der 
Preisvor- 
schläge und 
flankieren- 
den Maß- 
nahmen 

insgesamt 

voraussicht- 
liche Aus- 
gaben 1976 

a 1 

b 1 

c 

d 

e=c+d 1 

f=b+c 

Getreide 

714,8 

+ 108 

- 80 

+ 28 

742.8 

Reis 

24 — 

— 

— 

— 

24,— 

Milch 

— Butter 

363,5 


- 85 

- 85 

278,5 

— Magermilch 

1 257,7 

+ 82 

“109 

- 27 

1 230,7 

— Sonstiges 

319,9 

+ 14 

+ 45 

+ 59 

378,9 

Milch insgesamt . . . 

1 941,1 

+ 96 

-149 

- 53 

1 888,1 

Fette 






— Olivenöl 

339.8 

— 

— 

— 

339,8 

— Ölsaaten 

71,5 

+ 38 

+ 12 

+ 50 

121,5 

Zucker 


+ 10 

+ 10 

+ 20 

190,4 

Rindfleisch 

679,4 

- 125 

- 4 

-129 

550,4 

Schweinefleisch 


— 

+ 4 

+ 4 

73,— 

Eier und Geflügel 


+ 5 

+ 2 

+ 7 

31,— 

Obst und Gemüse 

112,8 

+ 10 

+ 2 

+ 12 

124,8 

Wein 

196,1 

- 10 

-- 

- 10 

186,1 

Tabak 


+ 4 

— 

+ 4 

207,3 

Sonstige Sektoren 

91,4 

+ 10 

+ 1 

+ 11 

102,4 

A insgesamt . . . 

4 637,6 

+ 146 

-202 

- 56 

4 581,6 

Beitrittsausgleichsbeträge 

262,— 

+ 5 

+ 7 

+ 12 

274,— 

B insgesamt . . . 

4 899,6 

+ 151 

-195 

- 44 

4 855,6 

Währungsausgleichsbeträge 

260,7 

- 1 

- 25 

- 26 

234,7 

C insgesamt . . . 

% 

5 160,3 


-220 

“ 70 


Rücktransfer an die Nahrungsmittel- 
hilfe der 1975 vorgenommenen vor- 
läufigen Überweisung aus Mitteln des 
Kapitels 92 an den EAGFL-Garantie . . 




+ 43 


D insgesamt . . . 

5 160,3 



- 27 

5 133,3 
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Zu den Ausgabeveränderungen bei den wichtigsten 
Sektoren ist folgendes zu bemerken: 

Getreide 

Dieser Sektor verzeichnet 1976 für das Wirtschafts- 
jahr 1975/76 eine konjunkturbedingte Steigerung 
der Ausgaben um rd. 108 Millionen RE, und zwar 
einmal infolge der Verschlechterung der Weltmarkt- 
lage und zum anderen wegen derzeit besserer In- 
formationen über die Lage auf dem Gemeinschafts- 
markt, insbesondere bezüglich Hartweizen und be- 
züglich der vorhandenen Mengen an verschiedenen 
Getreidearten. 

Der Vorschlag der Kommission würde 1976 infolge 
einer geringeren Preisdifferenz beim Übergang zu 
dem neuen Wirtschaftsjahr, die zu einer Höher- 
bewertung der Bestände führt, sowie infolge der 
stärkeren Flexibilität in der Marktorganisation, der 
vermehrten Beweglichkeit des Gemeinschaftsmark- 
tes, einer besseren Wettbewerbsfähigkeit von Gerste 
und Futterweizen gegenüber Mais und der Anpas- 
sung der Prämie für Hartweizen eine Ausgaben- 
senkung um rund 80 Millionen RE bewirken. 

Milcherzeugnisse 

Dieser Sektor verzeichnet hauptsächlich wegen der 
Verschlechterung der Weltmarktlage und der er- 
forderlichen Anhebung der Beihilfe für flüssige 
Magermilch für Futterzwecke 1976 eine konjunktur- 
bedingte Ausgabensteigerung von 96 Millionen RE. 

Dagegen bewirkt der Vorschlag der Kommission 
1976 eine Ausgabensenkung um rund 149 Millionen 
RE, und zwar hauptsächlich, weil die vorgeschla- 
gene Preisanhebung zum größten Teil erst am 
16. September 1976 in Kraft tritt, was ihre Auswir- 
kung auf 2 V 2 Zahlungsmonate einschränkt und eine 
Neubewertung der vor diesem Zeitpunkt gebildeten 
Butter- und Milchpulverbestände bewirkt, und weil 
bestimmte Sondermaßnahmen für den Butterabsatz 
aufgehoben und die im Haushaltsplan vorgesehenen 
Sondermaßnahmen für den Absatz von Milchpulver 
durch einen Beimischungszwang ersetzt werden, der 
mit Bestimmungen verbunden ist, die seine An- 
wendung gewährleisten. Das Anwachsen der Milch- 


pulverbestände führt nämlich dazu, für 1976 einen 
eindeutig höheren Absatz vorzusehen. Dank der vor- 
geschlagenen Regelung kann dies mit einer Bei- 
hilfe von nur 365 RE/t erreicht werden. Dies führt 
dazu, daß die im Haushaltsplan vorgesehenen 338 
Millionen RE (450 000 t X 730 RE/t + doppelter 
Satz) nicht verwendet werden und die Ausgaben 
nur 218 Millionen RE (575 000 t X 365 RE/t + dop- 
pelter Satz) betragen. Die Nichteinführung dieser 
Maßnahme würde eine zusätzliche Erhöhung der 
Ausgaben um rd. 300 Millionen RE bewirken. 

Zucker 

Die Steigerung der Ausgaben ist der Erhöhung der 
Lagerkosten zuzuschreiben, die durch die Lager- 
haltungsabgabe voll ausgeglichen wird. 

Rindfleisch 

Die voraussichtliche Verbesserung der Marktlage 
würde hauptsächlich bei der öffentlichen Lagerhal- 
tung zu Einsparungen führen. 

Ferner bewirken die Vorschläge der Kommission 
trotz der Erhöhung der Erstattungssätze wegen der 
Höherbewertung der Bestände einen leichten Aus- 
gabenrückgang. 

Wein 

Die Lage auf dem Weinmarkt könnte eine erheb- 
liche Ausgabensenkung erwarten lassen; ihr Um- 
fang wird jedoch durch die Zahlungsrückstände aus 
dem letzten Wirtschaftsjahr begrenzt. 


B. Nahrungsmittelhilfe 

Um das Nahrungsmittelhilfeprogramm auf 200 000 t 
Milchpulver zu erhöhen, ist ein ergänzendes Pro- 
gramm von 145 000 t vorgesehen, von denen auf- 
grund der Durchführungsfristen dieses Programms 
50 000 t 1977 zu finanzieren sind. 

Die Kosten der 1976 zu finanzierenden zusätzlichen 
95 000 t betragen ohne Transport- und Verteilungs- 
kosten 87 Millionen RE ^), die sich wie folgt ver- 
teilen: 



Kosten 

Auswirkung 
der Preis- 
steigerung 

Gesamt- 

kosten 

verfügbare 

Mittel 

zu finanzie- 
render Rest- 
betrag 

Garantie 

46 

2 

48 

27 2) 

21 

Nahrungsmittelhilfe 

39 

— 

39 

7 8) 

32 




87 

34 

53 


h Erstattung: 485 RE/t, die von der Garantie zu finanzieren sind. Wert der Ware 408 RE/t, die von der Nahrungs- 
mittelhilfe zu finanzieren sind. 

^) Verfügbare Mittel, die sich aus der überprüften Aufstellung über die Mittel der Garantie ergeben. 

^) Da die Erstattungen im Rahmen der Garantie aufgrund der Konjunktur erhöht wurden, ergibt sich eine Senkung 
des Warenwertes, wodurch für die Nahrungsmittelhilfe Mittel freigesetzt werden, die es ermöglichen, rund 15 000 t 
zusätzlich zu finanzieren. 
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II. Finanzielle Auswirkungen der Strukturmaßnahmen 

auf die Abteilung Ausrichtung 

1. Folgende Maßnahmen sind geplant: 

— Änderung von Artikel 15 der Richtlinie über 
die Landwirtschaft in Berggebieten und in be- 
stimmten anderen benachteiligten Gebieten 
(Nr. 75/268/EWG); 

— Einführung einer Prämienregelung für die 
Nichtvermarktung von Milch; 

— Einführung einer neuen Prämie für das Roden 
bestimmter Obstbaumsorten. 


2. An allen diesen Maßnahmen beteiligt sich die 
Abteilung Ausrichtung durch Rückvergütung von 
Ausgaben der Mitgliedstaaten. Die finanziellen 
Auswirkungen werden folglich erst nach Ablauf 
eines Jahres sichtbar. Folglich haben sie auf den 
Haushalt 1976 keine Auswirkungen. 

3. Die gesamten finanziellen Auswirkungen belau- 
fen sich auf 275 Millionen RE und verteilen sich 
entsprechend den Maßnahmen auf die Haushalts- 
jahre 1977 bis 1981, davon: 

— Richtlinie Berggebiete: 107 RE 
— Milchprämie: 160 RE 

— Obstbäume: 7,8 RE 


Anhang 


Veränderung der verschiedenen Posten der Abteilung Garantie 
des EAGFL im Haushaltsplan 1976 

in Millionen RE 


Sektor und 
Eingliede- 
rungsplan 

Art der Maßnahmen 

Mittel 1976 

Vorauss 
Veränd 
der Ausg 

Aufgrund 

der 

Konjunktur 

ichtliche 
erungen 
aben 1976 

Aufgrund 
der Preis- 
vorschläge 
und flan- 
kierender 
Maßnahmen 

Getreide 





6000/1/2 

Ausfuhrerstattungen 

361,8 

+ 108 

-10 

6010 

Prämien für die Beimischung von Weizen in Futter- 





mittein 

26,6 

— 

— 

6011 

Erstattungen bei der Erzeugung für Kartoffelstärke . 

13,5 

— 

— 

6012 

Sonstige Erstattungen bei der Erzeugung 

31,5 

— 

— 

6013 

Beihilfe für Hartweizen 

179,2 

— 

-12 

6014 

Jahresend Vergütung 

25,— 




6015 

öffentliche Lagerhaltung 

61,7 


‘ — 

-57,5 

6016 

Besondere Interventionsmaßnahmen 

15,— 




6019 

Sonstiges (Einfuhr von Futtergetreide nach Italien) . 

0,5 

— 

— 


Getreide Kapitel 61 insgesamt . . . 

714,8 

+ 108 

-79,5 

Reis 





6100/1/2 

Ausfuhrerstattungen 

22,7 

— 

— 

611 

Interventionen 

1,3 

— 

— 


Reis Kapitel 61 insgesamt . . . 

24,— 

— 

— 
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Sektor und 
Eingliede- 
rungsplan 

Art der Maßnahmen 

Mittel 1976 

Vorauss 
Veränd 
der Ausg 

Aufgrund 

der 

Konjunktur 

ichtliche 
erungen 
aben 1976 

Aufgrund 
der Preis- 
vorschläge 
und flan- 
kierender 
Maßnahmen 

6200 

6220 

6221 

6223 

6200 

6210 

6211 

6212 

6213/14 

6200 

6230 

. 

Mildi und Mildierzeugnisse 

Butter 

Ausfuhrerstattung 

Private Lagerhaltung 

öffentliche Lagerhaltung und Sondermaßn ahmen für 
den Absatz 

130,— «) 

40,— 

151,5 

42,— 

— + 5,0 

— - 40,— 

- 35,1 

- 12,0 

- 3,1 

Sondermaßnahmen für den Abbau 

Butter insgesamt . . . 

363,5 

— - 85,2 

Magermildi 

Ausfuhrerstattung 

Beihilfe für Magermilchpulver zu Futterzwecken . . 

Beihilfe für flüssige Magermilch 

Beihilfe für Kasein 

Sondermaßnahmen 

172,1 ») 
416,7 

116,3 

83,— 

469,6 

+23,2 + 8,5 

— + 36,3 

+217,9 

+83,— + 7,9 

+ 16,6 + 3,8 

-41,2 - 40,8 

-338,4 
- 4,5 

Magermilch insgesamt . . . 

1 257,7 

+81,6 -109,3 

Sonstige Erzeugnisse 

Erstattimg 

308,— «) 

11,9 

+ 14,2 + 15,3 

— + 5, — 

— + 25,— 

Lagerung von Käse 

Milch für Schüler 

Beihilfe für Vollmilchpulver 

Sonstige Erzeugnisse insgesamt ... 

319,9 

+ 14,2 + 45,3 

Milchsektor insgesamt . . . 

1 941,1 

+95,8 -149,2 


a) Zusammensetzung der Mittel von Artikel 620. Ausfuhrerstattung: 610,1 Millionen 


Erstattimgen für Butter 

Erstattungen für Milrhpulver 

130,— 

172,1 

308,— 

^ + 5,0 

+23,2 + 8,5 

+ 14,2 + 15,3 

Erstattungen für sonstige Erzeugnisse 


Erstattungen insgesamt . . . 

610,1 

+37,4 + 28,8 


60 


































Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DruCksache 7/4648 





Voraussichtliche 
Veränderungen 
der Ausgaben 1976 

Sektor und 
Eingliede- 
rungsplan 

Art der Maßnahmen 

Mittel 1976 

Aufgrund 

der 

Konjunktur 

Aufgrund 
der Preis- 
vorschläge 
und flan- 
kierender 
Maßnahmen 

630 

Fette 

Olivenöl 

Ausfuhrerstattungen 

1,— 



6310 

Beihilfe bei der Erzeugung 

337,8 

— 

— 

6311/9 

Sonstiges 

1,— 

— 

— 


Olivenöl insgesamt . . . 

339,8 

— 

— 

632/6330 

Ölsaaten 

Ausfuhrerstattungen 

Beihilfe 

70,— 

+ 38 — 

+ 12,— 

6331/9 

Sonstiges 

1 — 

— 

— 

634 

Beihilfe für Baumwollsaat 

0,5 

— 

— 


Ölsaaten insgesamt . . . 

71,5 

+ 38,— 

+ 12,— 


Fette Kapitel 63 insgesamt . . , 

411,3 

+ 

CO 

CO 

1 

+ 12,— 

6400/1/2 

Zucker 

Ausfuhrerstattungen 

35,2 



6410 

Denaturierungsprämien 

p. m. 

— 

— 

6411 

Erstattungen für Verwendung in der chemischen 
Industrie 

p. m. 

_ 

_ 

6412 

Vergütung der Lagerkosten 

131,6 

+ 10,— 

+ 10,— 

6413 

öffentliche Lagerhaltung 

p. m. 

— 

— 

6414 

Maßnahmen für den Zucker der überseeischen 
Departements 

3,6 





6415 

Subvention bei der Einfuhr 

p. m. 

— 

— 


Zucker Kapitel 64 insgesamt . . . 

170,4 

+ 10,— 

+ 10,— 

6500/1 

Rindfleisdi 

Ausfuhrerstattungen 

138,6 

- 35,— 

+ 12,— 

6510 

Private Lagerhaltung 

62,6 

+ 31,6 

— 

6511 

Öffentliche Lagerhaltung 

331,— 

-121,6 

-15,5 

6520 

Beihilfen für Sozialhilfeempfänger 

p. m. 

— 

— 

6521 

Prämien für die geregelte Vermarktung und Schlach- 
tung ausgewachsener Rinder 

88,8 





6522 

Prämien für die Wiederherstellung des Viehbe- 
standes 

58,4 





6529 

Sonstiges 

p. m. 

— 

— 


Rindfleisch Kapitel 65 insgesamt . . . 

679,4 

-125,— 

■■ 
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Voraussichtliche 
Veränderungen 
der Ausgaben 1976 


Sektor und 
Eingliede- 
rungsplan 

Art der Maßnahmen 

Mittel 1976 

Aufgrund 

der 

Konjunktur 

Aufgrund 
der Preis- 
vorschläge 
und flan- 
kierender 
Maßnahmen 


Schweinefleisch 




660 

Ausfuhrerstattungen 

66 — 

1 





r — 

+ 4,— 

661 

Interventionen 

3 — 

j 



Schweinefleisch Kapitel 66 insgesamt . . . 

69 — 

— 

+ 4 — 


Eier und Geflügel 




670 

Erstattungen für Eier 

5 — 






r + 5, — 

+ 2, — 

671 

Erstattungen für Geflügel 

19 — 

1 



Eier und Geflügel Kapitel ( ) insgesamt . . . 

i 24 — 

+ 5,- 

+ 2,— 


Obst und Gemüse 




6800 

Erstattungen für frisches Obst und Gemüse 

28 — 


1 

6801 

Erstattungen für Verarbeitungserzeugnisse auf der 


j 

^unerheblich 


Grundlage von Obst und Gemüse 

11,9 

+ 5,- J 

1 

6810 

Finanzausgleich für Rücknahmemaßnahmen und 





Ausgaben für Käufe 

45,— 

+ 5,— 

l ^ o 





r + 2,— 

6811 

Maßnahmen zur Verarbeitung und Verteilung .... 

4,3 

— 

) 

6812 

Finanzausgleich für die Förderung der Zitrusfrüchte 





aus der Gemeinschaft 

15,7 

— 

gering 

6813 

Finanzausgleich für die Orangenverarbeitung 

5,5 

— 

— 

6819 

Sonstiges 

p. m. 

— 

— 

682 

Interventionen für Verarbeitungserzeugnisse auf 





der Grundlage von Obst und Gemüse (Beihilfe für 





Ananaskonserven) 

2,4 

— 



Obst und Gemüse Kapitel 68 insgesamt . . . 

112,8 

+ 10,— 

+ 2, — 


Wein 




690 

Ausfuhrerstattungen 

T— 

— 

— 

691/92 

Interventionen 

195,1 

-90,-1 





+ 80,— 



Wein Kapitel 69 insgesamt . . . 

196,1 

- 10,— 

— 


Tabak 




700 

Ausfuhrerstattungen 

1,— 

— 

— 

701 

Interventionen 

202,3 

+ 4.— 



Tabak Kapitel 70 insgesamt . . . 

203,3 

+ 4,— 

— 
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Fisdiereierzeugnisse 

710 Ausfuhrerstattungen 

711 Interventionen 


Mittel 1976 


1 — 
3 — 


Voraussichtliche 
Veränderungen 
der Ausgaben 1976 


Aufgrund 
der Preis- 

Aufgrund 

vorschläge 

der 

und 

Konjunktur 

flankieren- 

der 

Maßnahmen 



Fischereierzeugnisse Kapitel 71 insgesamt ... 4, — 



Sonstige Erzeugnisse 

• 



730 

Interventionen für Flachs und Hanf 

16,6 

+ 1,8 

- 0,5 

731 

Interventionen für Saatgut 

22,1 

+ 1, 

— 

732 

Interventionen für Hopfen 

7 — 

+ 7,— 

— 

733 

Interventionen für Seidenraupen 

2 — 

— 

unerheblich 

734 

Interventionen für künstlich getrocknetes Futter . , 

14,2 

— 

+ 1,3 

735 

Interventionen für Soja 

0,5 

— 

— 

739 

Sonstige Interventionen 

p. m. 

— 

— 


Kapitel 73 insgesamt . , . 

62,4 

+ 9,8 

+ 0,8 


Nicht unter Anhang II fallende Erzeugnisse 

1 




Ausfuhrerstattungen 

25,— 

— 

unerheblich 


Kapitel 74 insgesamt . . . 

25,— 

— 

unerheblich 

750 

Beitrittsausgleichsbeträge im innergemeinschaftli- 





chen Handel Kapitel 75 

262,— 

+ 5,— 

+ 7,— 


Währungsausgleichsbeträge: 




760 

— im innergemeinschaftlichen Handel 

170,5 

1 





r - 1,— 

-25,— 

761 

— im außergemeinschaftlichen Handel 

90,2 

i 



Kapitel 76 insgesamt . . . 

260,7 


-25,— 


Titel 6 und 7 insgesamt . . . 

5 160,3 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom . . . 

zur Festsetzung der monatlichen Zuschläge zu den Preisen für Getreide, Mehle von Weizen und Roggen 
sowie Großgrieß und Feingrieß von Weizen im Wirtschaftsjahr 1976/1977 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Eu- 
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 
des Rates vom 29. Oktober 1975 über die gemein- 
same Marktorganisation für Getreide^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr /75^), 

insbesondere auf Artikel 6 Abs. 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Anzahl und des Betrages 
der monatlichen Zuschläge sowie des ersten Monats, 
in dem diese Zuschläge Anwendung finden, ist den 
in der Gemeinschaft anfallenden Lager- und Finan- 
zierungskosten für die Einlagerung von Getreide 
sowie der Notwendigkeit Rechnung zu tragen, die 
Getreidebestände entsprechend den Markterforder- 
nissen abzusetzen. 

Aus der Anwendung dieser Kriterien ergibt sich 
keine Änderung des Betrages der für das Wirt- 
schaftsjahr 1975/76 festgesetzten monatlichen Zu- 
schläge. Wegen der im Agrarsektor beschlossenen 
Währungsmaßnahmen muß der Betrag dieser monat- 
lichen Zuschläge jedoch geringfügig geändert wer- 
den. 

Die monatlichen Zuschläge sind auch auf den Re- 
ferenzpreis für Weichweizen anwendbar. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

In dieser Verordnung werden für das Wirtschafts- 
jahr 1976/77 die monatlichen Zuschläge festgesetzt, 
die auf den Richtpreis, den Schwellenpreis und den 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 1. November 1975, S. 45 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . S. . . . 


Interventionspreis der in Artikel 1 Buchstaben a, 
b und c der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 ge- 
nannten Erzeugnisse sowie auf den Referenzpreis 
für Weichweizen anzuwenden sind. 


Artikel 2 

Auf den im ersten Monat des Wirtschaftsjahres 
geltenden Richtpreis, den Schwellenpreis und den 
Interventionspreis für Weichweizen, Roggen, Gerste, 
Mais und Hartweizen sowie auf den Referenzpreis 
für Weichweizen sind folgende monatliche Zu- 
schläge anzuwenden. 


(Rechnungseinheiten/1 000 kg) 


Zeitraum 

Weich- 
weizen, 
Roggen 
Gerste und 
Mais 

Hart- 

weizen 

August 1976 

— 

— 

September 1976 

1,42 

1,52 

Oktober 1976 

2,84 

3,04 

November 1976 

4,26 

4,56 

Dezember 1976 

5,68 

6,08 

Januar 1977 

7,10 

7,60 

Februar 1977 

8,52 

9,12 

März 1977 

9,94 

10,64 

April 1977 

11,36 

12,16 

Mai 1977 

12,78 

13,68 

Juni 1977 

(14,20) 

(15,20) 

Juli 1977 

(14,20) 

(15,20) 


Die in Klammer gesetzten monatlichen Zuschläge 
gelten weder für die Interventionspreise noch den 
Referenzpreis für Weichweizen. 


67 




Drucksache 7/4648 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


(Rechnungseinheiten/1 000 kg) 


Zeitraum 

Mehl von 
Weizen und 
Mengkorn 
— Grobgrieß 
und Fein- 
grieß von 
Weich- 
weizen — 
Mehl von 
Roggen 

Grobgrieß 
und Fein- 
grieß von 
Hartweizen 

August 1976 

— 

— 

September 1976 

2,13 

2,33 

Oktober 1976 

4,26 

4,66 

November 1976 

6,39 

6,99 

Dezember 1976 

8,52 

9,32 

Januar 1977 

10,65 

11,65 

Februar 1977 

12,78 

13,98 

März 1977 

14,91 

16,31 

April 1977 

17,04 1 

18,64 

Mai 1977 

19,17 1 

20,97 

Juni 1977 

21,30 

23,30 

Juli 1977 

21,30 

23,30 


Geschehen zu 

Im Namen des Rates 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom . . . 

zur Festsetzung des Beihilfebetrags für Hartweizen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Eu- 
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft, gestützt auf die 
Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates vom 29. 
Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Getreide^), zuletzt geändert durch die 

Verordnung (EWG) Nr /76^), insbesondere auf 

Artikel 10 Abs. 2, auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlamen- 
tes, 

in Erwägung nachstehender Punkte; 

Bei Beibehaltung des jetzigen Produktionsvolu- 
mens von Hartweizen ist es erforderlich, den Pro- 
duktionsanreiz für dieses Getreide in den ertrag- 
reichen Gebieten zu verringern und das Einkom- 
mensniveau der Erzeuger in den ertragsschwachen 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 1. November 1975, S. 1 
2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 


Artikel 3 

Auf den im ersten Monat des Wirtschaftsjahres 
geltenden Schwellenpreis für Mengkorn, Hafer, 
Buchweizen, Hirse aller Art und Kanariensaat sind 
die gleichen monatlichen Zuschläge anzuwenden wie 
für Getreide außer Hartweizen. 


Artikel 4 

Auf den im ersten Monat des Wirtschaftsjahres 
geltenden Schwellenpreis für Mehl von Weizen, 
Mengkorn und Roggen sowie auf den Schwellen- 
preis für Grobgrieß und Feingrieß von Weichwei- 
zen und Hartweizen sind folgende monatlichen Zu- 
schläge anzuwenden. (Nebenstehende Tabelle) 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1976 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gebieten zu halten. Zu diesem Zweck ist der Bei- 
hilfebetrag für Hartweizen je nach Anbaugebiet da- 
nach festzulegen, ob der Hektarertrag in diesem 
Gebiete unter 2,2 Tonnen oder zwischen 2,2 und 3 
Tonnen liegt. 

Es erscheint sinnvoll, bei der Berechnung der Er- 
träge den durchschnittlichen Erträgen Rechnung zu 
tragen, die in den Wirtschaftsjahren 1971/72, 1972/73 
und 1973/74 in den einzelnen Gebieten festgestellt 
worden sind 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1976/77 wird die in Arti- 
kel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 genannte 
Beihilfe für Hartweizen festgesetzt auf: 

— 42 Rechnungseinheiten je Hektar in den in An- 
hang A aufgeführten Gebieten, 

— 21 Rechnungseinheiten je Hektar in den in An- 
hang B aufgeführten Gebieten. 


68 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4648 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1976 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat 


Geschehen zu 


Im Namen des Rates 


Anhang A 

Italien — Verwaltungsregionen 

Abruzzen 

Apulien 

Basilicata 

Kalabrien 

Anhang B 

Frankreich — Verwaltungsregionen 

Bordeaux 

Clemont 

Dijon 

Lyon 

Marseille 

Nancy 

Nantes 

Poitiers 

Toulouse 


Kampanien 

Molise 

Sardinien 

Sizilien 

Umbrien 


Italien — Verwaltungsregionen 

Emilia-Romagna 

Friaul Julisch-Venetien 

Latium 

Ligurien 

Lombardei 

Marken 

Toskana 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom . . . 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 über die gemeinsame Marktorganisation für Getreide 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Punkte: 

Die gemeinsame Marktorganisation für Getreide 
enthält eine einheitliche Preisregelung für die Ge- 


meinschaft. Hiernach sind namentlich für jede 
Grundgetreideart ein Richtpreis und ein einziger 
Interventionspreis festzusetzen, mit Ausnahme von 
Weichweizen, für den ein Grundinterventionspreis 
und mehrere abgeleitete Interventionspreise fest- 
gesetzt werden sollen. 

Bei dieser Preisregelung und der sich aus ihrer 
Anwendung ergebenden Preisstaffel können die 
Ziele nach Artikel 39 des Vertrags heutzutage nicht 
mehr bestmöglich verwirklicht werden. Insbeson- 
dere hat sich, wie die ungewöhnlich hohe Zahl der 
Interventionen bei bestimmten Getreidearten be- 
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weist, die angestrebte Festigkeit der Marktpreise, 
die für eine angemessene Lebenshaltung der betref- 
fenden landwirtschaftlichen Erwerbsbevölkerung 
entscheidend ist, nicht voll eingestellt. 

Aus diesen Gründen ist eine Reform der Regelung 
geboten. Zunächst empfiehlt es sich, unter Berück- 
sichtigung der Erfahrungen bei anderen Getreide- 
arten die regionale Staffelung bei Weichweizen ab- 
zuschaffen und durch eine Interventionsregelung 
mit einem einzigen Preisniveau für die Gemeinschaft 
zu ersetzen. 

Außerdem ist es im Hinblick auf einen flüssigen 
Getreidemarkt angezeigt, Interventionspreise für die 
Hauptgetreidearten nach einer neuen Struktur fest- 
zusetzen, damit ein besseres Gleichgewicht zwischen 
den einzelnen Erzeugungszweigen nach Maßgabe 
des echten Marktbedarfs sichergestellt wird, ohne 
daß dadurch jedoch das Einkommensniveau der Er- 
zeuger beeinträchtigt würde. Hierzu ist notwendig, 
eine Angleichung zwischen den Interventionspreisen 
für Weichweizen mit hohem Ernteertrag und gerin- 
ger Backfähigkeit einerseits sowie Gerste und Mais 
andererseits vorzusehen. Dieses allen Futterge- 
treidearten, mit Ausnahme des als voll backfähig 
geltenden Roggens, gemeinsame Interventions- 
niveau entspricht der Mindesthöhe der dem Erzeu- 
ger gewährten Garantie; über dieses Mindestniveau 
hinaus müssen sich die Marktpreise für diese Ge- 
treidearten entsprechend ihrem Wert als Futtermit- 
tel entwickeln. Es ist jedoch angebracht, die Erzeu- 
gung von Weichweizen mit guter Backfähigkeit auf 
einem über dem Interventionspreis liegenden Niveau 
zu fördern und notfalls die Entwicklung der Markt- 
preise im Verhältnis zu diesem Niveau zu stützen. 

Der Referenzpreis, in dem dieses Niveau zum 
Ausdruck kommt, muß das Gefälle zwischen dem 
Bruttoerlös aus der Erzeugung von backfähigem 
Weichweizen und der Erzeugung von Weichweizen 
mit hohem Ernteertrag widerspiegeln. 

Der Richtpreis, auf dessen Grundlage das Schutz- 
niveau des Gemeinschaftsmarktes ermittelt wird, 
muß eine ausreichende Differenz zum Interventions- 
preis aufweisen, damit ein flüssiger Markt gewähr- 
leistet ist und insbesondere ein Ausgleich zwischen 
den Überschüssen der Produktionsgebiete und den 
Defiziten der Verbrauchsgebiete ermöglicht wird. 
Zur Verwirklichung dieses Ziels ist bei der Fest- 
setzung der Richtpreise neben dem repräsentativen 
Faktor für die Kosten der Beförderung zwischen 
dem Gebiet mit dem größten Überschuß und dem 
Gebiet mit dem größten Defizit ein Marktfaktor zu- 
grunde zu legen, der das in einer Preisstaffel, die 
sich normalerweise in dem Produktionsgebiet mit 
dem größten Überschuß entwickelt, festgestellte Ge- 
fälle zwischen Marktpreisen und Preisstützungs- 
niveau wiedergibt, das bei Weichweizen im Refe- 
renzpreis und bei den anderen Getreidearten im 
Interventionspreis zum Ausdruck kommt. 

Wegen der grundlegenden Bedeutung dieser Re- 
form empfiehlt es sich, zur bestmöglichen Anpas- 
sung des Marktes an diese Reform die Möglichkeit 
vorzusehen, die Festsetzung einer in allen Punkten 
mit der neuen Regelung übereinstimmenden Preis- 
staffel im Wirtschaftsjahr 1976/77 auszusetzen. 


Zu den Preisen für die während des Wirtschafts- 
jahres monatliche Zuschläge festgesetzt werden, ge- 
hört auch der Referenzpreis für backfähigen Weich- 
weizen. 

Wegen besonderer Umstände kann sich in be- 
stimmten Gebieten der Gemeinschaft vorübergehend 
eine andere Marktpreisentwicklung als in der übri- 
gen Gemeinschaft vollziehen. Um massive Interven- 
tionen in diesen Gebieten zu verhindern, ist es an- 
gezeigt, Vorbeugungsmaßnahmen vorzunehmen, die 
während eines bestimmten Zeitraums eine Entla- 
stung des Marktes ermöglichen. Außerdem müssen 
spezifische Interventionsmaßnahmen für backfähi- 
gen Weichweizen beschlossen werden können, wenn 
Gefahr besteht, daß sich die Marktpreise gegenüber 
dem Referenzpreisniveau nicht mehr normal ent- 
wickeln. 

Im Hinblick auf einen in sich geschlossenen Ge- 
treidemarkt der Gemeinschaft empfiehlt es sich, bei 
Beschlüssen über die vorgenannten besonderen spe- 
zifischen Interventionsmaßnahmen die Belange der 
Gemeinschaft in den Vordergrund zu stellen. 

Wegen der beträchtlichen Steigerung der Hart- 
weizenerzeugung der Gemeinschaft ist es nicht 
mehr gerechtfertigt, allen Erzeugern eine einheit- 
liche Beihilfe zu gewähren. Zur Förderung einer 
Ertragssteigerung und Qualitätsverbesserung bei 
diesem Erzeugnis ist es jedoch angezeigt, vorüber- 
gehend die Möglichkeit beizubehalten, für dieses 
Erzeugnis eine Beihilfe zu gewähren. Diese Beihilfe 
kann jedoch auf bestimmte ertragsschwache Gebiete 
sowie auf Hartweizen beschränkt werden, der we- 
gen bestimmter qualitativer und technischer Merk- 
male zur Teigwarenherstellung geeignet ist. 

Um bei Hartweizen, der nicht die genannten Merk- 
male aufweist, zu umfangreiche Interventionszu- 
gänge zu verhindern, müssen strengere Bedingungen 
für die Zulassung von Hartweizen zur Intervention 
festgelegt werden. 

HAT FOLGEDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Artikel 2, 3 und 4 der Verordnung (EWG) Nr. 
2727/75 erhalten folgende Fassung: 

„Artikel 2 

Das Getreidewirtschaftsjahr für alle in Artikel 1 ge- 
nannten Erzeugnisse beginnt am 1. August und 
endet am 31. Juli des folgenden Jahres. 

Artikel 3 

1. Für die Gemeinschaft werden jährlich bis zum 
31. Juli für das im folgenden Jahr beginnende 
Getreidewirtschaftsjahr folgende Preise festge- 
setzt: 

— ein gemeinsamer einziger Interventionspreis 
für Weichweizen, Gerste und Mais sowie ein 
einziger Interventionspreis für Roggen und 
Hartweizen; 
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— ein Referenzpreis für backfähigen Weich- 
weizen; 

— ein Richtpreis für Weichweizen, Hartweizen 
und Roggen sowie ein gemeinsamer Richt- 
preis für Gerste und Mais. 

2. Diese Preise werden für eine Standardqualität 
festgelegt, die für jede der genannten Getreide- 
arten bestimmt wird. 

3. die einzigen Interventionspreise werden für die 
in dem Gebiet mit den größten Getreideüber- 
schüssen der Gemeinschaft gelegene Interven- 
tionsstelle Ormes auf der Großhandelsstufe bei 
Anlieferung frei Lagerhaus, nicht abgeladen, 
festgesetzt. Sie gelten für alle für die einzelnen 
Getreidearten festgelegten Interventionsstellen 
der Gemeinschaft. 

Die einzigen Interventionspreise gelten vom 
1. August bis 31. Mai des folgenden Jahres. Vom 
1. bis 31. Juli finden die für August zu Beginn 
des Wirtschaftsjahres geltenden Interventions- 
preise Anwendung. 

4. Zur Ermittlung des Referenzpreises für backfähi- 
gen Weichweizen wird der für dieses Erzeugnis 
festgesetzte gemeinsame einzige Interventions- 
preis um einen Betrag erhöht, der das Gefälle 
zwischen dem Hektarertrag seiner Erzeugung 
und der Erzeugung von Weichweizen mit hohem 
Ernteertrag wiedergibt. 

5. Die Richtpreise werden für Duisburg, das in dem 
Gebiet mit dem größten Getreidedifizit der Ge- 
meinschaft liegt, auf der Großhandelsstufe bei 
Anlieferung frei Lagerhaus, nicht abgeladen, 
festgesetzt. 

Bei der Ermittlung dieser Richtpreise werden 
folgende Preise um einen Marktfaktor und um 
einen für die Kosten der Beförderung zwischen 
dem Gebiet Ormes und dem Gebiet Duisburg 
repräsentativen Faktor erhöht: 

— bei Weichweizen der Referenzpreis, 

— bei Roggen und Hartweizen der jeweilige 
einzige Interventionspreis, 

— bei Gerste und Mais der gemeinsame einzige 
Interventionspreis, 

Der Marktfaktor für Roggen, Hartweizen und 
Weichweizen bezeichnet bei jedem dieser Er- 
zeugnisse das Gefälle zwischen: 

a) dem einzigen Interventionspreis für Roggen, 
dem einzigen Interventionspreis für Hart- 
weizen sowie dem Referenzpreis für back- 
fähigen Weichweizen einerseits und 

b) dem jeweiligen Marktpreisniveau für Rog- 
gen, Hartweizen und backfähigen Weichwei- 
zen, das bei normaler Ernte unter normalen 
Preisbildungsbedingungen auf dem Gemein- 
schaftsmarkt im Produktionsgebiet mit den 
größten Überschüssen zu erwarten ist, ande- 
rerseits. 

Der Marktfaktor für Gerste und Mais bezeichnet 
das Gefälle, das zwischen dem Marktpreis für 
Gerste und dem gemeinsamen einzigen Inter- 


ventventionspreis bestehen muß, zuzüglich der 
Marktpreisdifferenz, die das Verhältnis der rela- 
tiven Verwendungs werte der betreffenden bei- 
den Getreidearten als Futtermittel widerspiegeln 
soll. Die zu berücksichtigenden Marktpreise sind 
diejenigen, die bei normaler Ernte unter norma- 
len Preisbildungsbedingungen auf dem Gemein- 
schaftsmarkt in dem Produktionsgebiet mit den 
größten Überschüssen zu erwarten sind. 

Der für die Beförderungskosten repräsentative 
Faktor wird auf der Grundlage des oder der 
günstigsten Beförderungsmittel und der gelten- 
den Tarife ermittelt. 

6. Die in Absatz 1 genannten Preise und die in Ab- 
satz 2 genannten Standardqualitäten werden 
nach dem Verfahren von Artikel 43 Absatz 2 des 
Vertrages festgesetzt. 

7. Der Rat legt mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission die Regeln für die Be- 
stimmung der Interventionsstellen fest, für die 
die einzigen Interventionspreise gelten. 

8. Die im vorstehenden Absatz genannten Inter- 
ventionsstellen werden bis zum 30. April jedes 
Jahres nach Anhörung der beteiligten Mitglied- 
staaten gemäß dem Verfahren des Artikels 26 
für das folgende Wirtschaftsjahr festgelegt. 

Artikel 4 

Um den Übergang von der im Wirtschaftsjahr 
1975/76 geltenden Regelung zu der in Artikel 3 vor- 
gesehenen Regelung, insbesondere der sich norma- 
lerweise daraus ergebenden Preisstaffel, zu erleich- 
tern, können die einzigen Interventionspreise für 
Weichweizen, Gerste und Mais entgegen Absatz 1 
des genannten Artikels für das Wirtschaftsjahr 
1976/77 in einer Höhe festgesetzt werden, die nicht 
dem gemeinsamen Preisniveau entspricht. In diesem 
Fall ist der gemeinsame einzige Interventionspreis, 
der zur Festlegung des Referenzpreises für backfähi- 
gen Weichweizen wie auch des gemeinsamen Richt- 
preises für Gerste und Mais herangezogen wird, als 
einziger Interventionspreis für Gerste zu betrach- 
ten". 

Artikel 2 

Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
2727/75. erhält folgende Fassung: 

„Für die Interventionspreise, den Referenzpreis für 
backfähigen Weichweizen, die Richtpreise und die 
Schwellenpreise werden monatliche Zuschläge fest- 
gesetzt, die über das ganze oder einen Teil des Wirt- 
schaftsjahres gestaffelt werden." 

Artikel 3 

Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 er- 
hält folgende Fassung; 

„1. Die von den Mitgliedstaaten bestimmten In- 
terventionsstellen sind während des gesamten Wirt- 
schaftsjahres verpflichtet, das ihnen angebotene, in 
Artikel 3 genannte und in der Gemeinschaft geern- 
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tete Getreide aufzukaufen, sofern die Angebote be- 
stimmten gemäß Absatz 5 festzulegenden Bedin- 
gungen, insbesondere hinsichtlich Qualität und 
Menge, entsprechen. 

2. Die Interventionsstellen kaufen das Getreide 
unter den nach den Absätzen 4 und 5 festzulegen- 
den Bedingungen unabhängig von der angebotenen 
Getreideart zum einzigen Interventionspreis auf. 
Weicht jedoch die Qualität des Getreides von der 
Standardqualität ab, für die der Interventionspreis 
festgesetzt wurde, so wird der Interventionspreis 
durdi Zu- oder Abschläge berichtigt, die in Tabellen 
festgelegt werden. 

3. Unter den nach den Absätzen 4 und 5 festzu- 
legenden Bedingungen geben die Interventionsstel- 
len das gemäß Absatz 1 aufgekaufte Getreide 

— zur Ausfuhr nach dritten Ländern oder 

— zur Versorgung des Binnenmarktes 
ab. 

4. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die Grundregeln für die 
Interventionstätigkeit fest. 

5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden nach dem Verfahren des Artikels 26 
festgesetzt, insbesondere 

— für jede Getreideart die Mindestqualität und 
Mindestmenge, die für eine Intervention gefor- 
dert werden, sowie bei Hartweizen die techni- 
schen Bedingungen, die diese Getreideart erfül- 
len muß, 

— die bei der Intervention anzuwendenden Tabel- 
len der Zu- und Abschläge, 

— die Verfahren und Bedingungen für die Über- 
nahme durch die Interventionsstellen, 

— die Verfahren und Bedingungen für die Abgabe 
durch die Interventionsstellen“. 


Artikel 4 

Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 er- 
hält folgende Fassung: 

„1. Um in bestimmten Regionen der Gemein- 
schaft umfangreiche Käufe gemäß Artikel 7 Ab- 
satz 1 zu verhüten, kann beschlossen werden, daß 
die Interventionsstellen spezifische Interventions- 
maßnahmen ergreifen. 

2. Wenn die Lage des Gemeinschaftsmarktes für 
backfähigen Weichweizen es erforderlich macht, kön- 
nen besondere Interventionsmaßnahmen für diese 
Getreideart beschlossen werden, um die Marktent- 
wicklung im Hinblick auf den in Artikel 3 Abs. 1 
genannten Referenzpreis zu stützen. 


3. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die allgemeinen Durch- 
führungsbestimmungen zu diesem Artikel fest. 

4. Art und Anwendung der besonderen und spe- 
zifischen Interventionsmaßnahmen sowie Bedingun- 
gen und Verfahren zur Abgabe oder anderweitigen 
Verwendung der von diesen Maßnahmen betroffe- 
nen Erzeugnisse werden nach dem Verfahren des 
Artikels 26 beschlossen. 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel 
werden notfalls nach dem gleichen Verfahren er- 
lasseri. 

Artikel 5 

Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 er- 
hält folgende Fassung: 

„1. Für die Hartweizenerzeugung der Gemein- 
schaft kann eine Beihilfe gewährt werden. 

2. Der Beihilfebetrag wird je Hektar Aussaat- 
und Erntefläche festgesetzt und hat während des 
gesamten Wirtschaftsjahres die gleiche Höhe. Die 
Beihilfe wird nur für Hartweizen gewährt, der noch 
festzulegende qualitative und technische Merkmale 
aufweist, außerdem kann sie auf bestimmte Produk- 
tionsgebiete beschränkt werden. 

3. Der Beihilfebetrag sowie gegebenenfalls die in 
Absatz 2 genannten Produktionsgebiete werden bis 
31. Juli nach dem Verfahren des Artikels 42 Ab- 
satz 2 des Vertrages für das im folgenden Jahr be- 
ginnende Getreidewirtschaftsjahr festgesetzt. 

4. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die allgemeinen Durch- 
führungsbestimmungen zu diesem Artikel fest, ins- 
besondere die Grundsätze für die Festsetzung der 
in Absatz 2 genannten qualitativen und technischen 
Merkmale. 

5. Nach dem Verfahren des Artikels 26 werden 
erlassen: 

— die Durchführungbestimmungen zu diesem Arti- 
kel, 

— die qualitativen und technischen Merkmale, de- 
nen Hartweizen, für den die Beihilfe gewährt 
werden soll, entsprechen muß, sowie gegebenen- 
falls das Verzeichnis der betreffenden Sorten." 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1976 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom . . . 

zur Festlegung der Regeln für die Bestimmung der Interventionsorte für Getreide 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 
des Rates vom 29. Oktober 1975 über die gemein- 
same Marktorganisation für Getreide^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. .../75^), 
insbesondere auf Artikel 3 Abs. 7, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Punkte: 

Die Regeln für die Ableitung der Interventions- 
preise gelten ab 1. August 1976 nicht mehr; daher 
sind die einzigen Interventionspreise künftig nicht 
mehr für alle Interventionsorte gültig. 

Um das reibungslose Funktionieren der Inter- 
ventionsregelung sicherzustellen, empfiehlt es sich, 
die Interventionsorte auf Grund einer geographi- 
schen Lage und von Lagereinrichtungen zu bestim- 
men, die das Zusammenstellen und den Absatz gro- 
ßer Getreidepartien ermöglichen. 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2733/75 des Rates vom 
29. Oktober 1975 zur Festlegung der Regeln für die 
Ableitung der Interventionspreise für Weichweizen 
und für die Festsetzung bestimmter Handelsplätze 
für Getreide ^) erfüllt nicht mehr die Bedingungen 
der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75; sie ist daher 
aufzuheben. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die nach Artikel 3 Absatz 7 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2727/75 zu bestimmenden Interventions- 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 1. November 1975, S. 1 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom S. . . . 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 1. November 1975, S. 31 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


orte müssen eine der folgenden Bedingungen er- 
füllen: 

a) Lage in einem Gebiet mit bedeutender Getreide- 
erzeugung, die die örtlichen Absatzmöglichkei- 
ten ständig oder gelegentlich erheblich über- 
schreitet; 

b) große Lagermöglichkeiten; 

c) besondere Bedeutung für den Absatz der Ware 
innerhalb und außerhalb der Gemeinschaft. 


Artikel 2 

1. Von den Interventionsorten, die in den in 
Artikel 1 Buchstabe a) genannten Gebieten liegen, 
dürfen nur diejenigen ausgewählt werden, die fol- 
gende Bedingungen erfüllen: 

— Vorhandensein von Lagerräumen, die technisch 
so ausgestattet sind, daß eine ausreichend große 
Getreidemenge aufgenommen, gebeizt und lau- 
fend abgegeben werden kann; 

— günstige Verkehrslage für die Übernahme und 
vor allem für den Absatz des Getreides. 

2. Von den Interventionsorten, welche die in 
Artikel 1 Buchstaben b) oder c) genannten Bedingun- 
gen erfüllen, dürfen jedoch nur diejenigen ausge- 
wählt werden, die auf Grund ihrer Lagerräume, 
ihrer technischen Ausrüstung und günstigen geo- 
graphischen Lage die Möglichkeit für das Zusam- 
menstellen und insbesondere den Absatz großer 
und einheitlicher Getreidepartien bieten. 


Artikel 3 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2733/75 wird auf- 
gehoben. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1976 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom . . . 

über besondere und spezifische Interventionsmaßnahmen für Getreide 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 
des Rates vom 29. Oktober 1975 über die gemein- 
same Marktorganisation für Getreide^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. .../76 2), 
insbesondere auf Artikel 8 Abs. 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 8 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2727/75 können besondere Interventionsmaß- 
nahmen für Getreide getroffen werden, bei dem in 
bestimmten Gebieten der Gemeinschaft die Gefahr 
umfangreicher Anlieferungen zur Intervention be- 
steht. Es ist angebracht festzulegen, welche der Um- 
stände, die zu einer solchen Lage führen, besondere 
Interventionsmaßnahmen rechtfertigen können. 

Nach Artikel 8 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2727/75 können spezifische Interventionsmaß- 
nahmen für backfähigen Weichweizen getroffen 
werden, um die Entwicklung der Marktpreise dieses 
Erzeugnisses im Verhältnis zu seinem Referenzpreis 
zu stützen. 

Der Weichweizen muß daher ausreichende qua- 
litative und technische Eigenschaften aufweisen, um 
zur Brotherstellung geeignet zu sein. Als „back- 
fähig" kann jedoch nach Maßgabe der vorgesehenen 
Verwendung Weichweizen bezeichnet werden, der 
je nach den spezifischen Erfordernissen dieser Ver- 
wendung unterschiedliche qualitative Merkmale 
aufweist. Es muß möglich sein, die spezifischen In- 
terventionsmaßnahmen bei ihrer Anwendung ent- 
sprechend anzupassen. Die Durchführung von Aus- 
schreibungen für den Ankauf von backfähigem 
Weichweizen mit spezifischen Merkmalen durch die 
Interventionsstellen scheint hierfür ein geeignetes 
Mittel zu sein. 

Die Interventionsstellen müssen das auf Grund 
besonderer oder spezifischer Interventionsmaßnah- 
men in ihrem Besitz befindliche Getreide dem Käu- 
fer der Gemeinschaft zu Preisen abgeben, die die 
normale Preisentwicklung auf dem Markt der Ge- 
meinschaft nicht behindern können; die vorstehend 
genannten Ziele können durch Ausschreibungen er- 


q Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 1. November 1975, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . S. . . . 


reicht werden. Wird dieses Verfahren jedoch nicht 
angewandt oder befindet sich das Getreide für das 
besondere oder spezifische Interventionsmaßnah- 
men getroffen werden, nicht im Besitz der Interven- 
tionsstellen, so ist, wenn die Marktlage es erfordert, 
die Festsetzung besonderer Bedingungen für die 
Wiedervermarktung oder jede andere in Aussicht 
genommene Verwendung des betreffenden Getrei- 
des zu ermöglichen 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die in Artikel 8 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2727/75 genannten besonderen Interventions- 
maßnahmen können getroffen werden, wenn in 
einem oder mehreren Gebieten der Gemeinschaft 
die Marktpreise absinken oder sich nicht erholen 
und die Interventionsstellen wegen des Umfangs 
der Ernte oder der Lagervorräte in diesem Gebiet 
sowie der geographischen Lage der Vorräte ge- 
zwungen sein könnten, gemäß Artikel 7 dieser Ver- 
ordnung umfangreiche Aufkäufe zu tätigen. 


Artikel 2 

Die in Artikel 8 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2727/75 genannten spezifischen Interventions- 
maßnahmen für backfähigen Weichweizen können 
insbesondere im Wege von Ausschreibungen getrof- 
fen werden, die durchgeführt werden, damit die 
Interventionsstellen backfähigen Weichweizen, der 
spezifische qualitative und technische Merkmale 
aufweist, aufkaufen. 

Artikel 3 

1. Wurden die besonderen oder spezifischen In- 
terventionsmaßnahmen in Form von Getreideauf- 
käufen durch die Interventionsstelle getroffen, so 
wird dieses Getreide später im Wege der Ausschrei- 
bung abgegeben: 

a) entweder zur Wiedervermarktung in der Ge- 
meinschaft zu Preisen, durch die eine Verschlech- 
terung der Marktlage vermieden wird, 

b) oder für die Ausfuhr zu Preisen, die von Fall zu 
Fall je nach Entwicklung und Bedarf des Marktes 
festzulegen sind. 

Ist die Ausschreibung dafür gedacht, daß von den 
Interventionsstellen aufgekauftes Getreide wieder 
auf dem Markt in der Gemeinschaft gebraucht wird. 
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SO kann sie für bestimmte Verwendungszwecke 
durchgeführt werden. 

2. Werden besondere und spezifische Interven- 
tionsmaßnahmen in einer anderen als der in Absatz 
1 genannten Form getroffen, so können besondere 
Bedingungen für die Wiedervermarktung oder jede 
andere in Aussicht genommene Verwendung vor- 
gesehen werden. 

3. Wenn besondere Umstände es erfordern, kann 
der Rat auf Vorschlag der Kommission mit quali- 
fizierter Mehrheit ein anderes Verfahren für die 
Abgabe festlegen, als in Absatz 1 vorgesehen ist. 


Artikel 4 

Wird gemäß dieser Verordnung eine Ausschrei- 
bung durchgeführt, so müssen ihre Bedingungen ge- 
währleisten, daß der Zugang allen Beteiligten un- 


Geschehen zu Brüssel am 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom . . . 

über die Beihilfe für Hartweizen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 
des Rates vom 29. Oktober 1975 über die gemein- 
same Marktorganisation für Getreide^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. .../76 2) 
insbesondere auf Artikel 10 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

'in Erwägung nachstehender Punkte: 

Nach Artikel 10 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2727/75 kann in der Gemeinschaft eine Beihilfe 
für die Hartweizenerzeugung gewährt werden. Um 
die Verbesserung der Qualität im allgemeinen zu 
fördern und sicherzustellen, daß der geerntete Hart- 
weizen insbesondere für die Teigwarenherstellung 
geeignet ist, sind die qualitativen und technischen 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 1. November 1975, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . ., S. . . 


abhängig von ihrem Niederlassungsort in der Ge- 
meinsdiaft zu den gleichen Bedingungen offensteht. 

Artikel 5 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2740/75 des Rates 
vom 29. Oktober 1975 über besondere Interven- 
tionsmaßnahmen für Getreide ^) wird aufgehoben. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1975 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 1. November 1975, S. 54 


Merkmale die der Hartweizen aufweisen muß, damit 
ihm die Beihilfe gewährt werden kann, nach Maß- 
gabe dieser Ziele festzusetzen. 

Nach Artikel 10 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2727/75 wird die Beihilfe von den Mitglied- 
staaten je Hektar Aussaat- und Erntefläche gewährt. 
Das Funktionieren der Beihilferegelung erfordert 
eine Kontrolle durch die Mitgliedstaaten, die ge- 
währleistet, daß die Beihilfe nur für die betreffen- 
den Flächen und die einschlägigen Erzeugnisse ge- 
währt wird. Zu diesem Zweck ist vorzusehen, daß 
jeder betroffene Mitgliedstaat die Meldung dieser 
Flächen einführt. Außerdem können die Kontroll- 
maßnahmen wirksamer durchgeführt werden, wenn 
die Verwendung bestimmter noch festzulegender 
Saatgutsorten bei der Aussaat und ihre Nämlich- 
keit bei der Ernte überprüft werden 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 


Artikel 1 

Die in Artikel 10 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2727/75 vorgesehene Beihilfe wird von den 
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Mitgliedstaaten für in ihrem Hoheitsgebiet ange- 
bauten Hartweizen unter den in den folgenden Ar- 
tikeln festgelegten Bedingungen gewährt. 


Artikel 2 

Hartweizen im Sinne dieser Verordnung sind 
Weizen der Art Triticum dumm imd die Hybrid- 
sorten aus der Kreuzung innerhalb der Art „Triti- 
cum dumm'\ welche die gleiche Chromosomenzahl 
wie Triticum durum aufweisen. 


Artikel 3 

Die qualitativen und technischen Eigenschaften, 
die der Hartweizen aufweisen muß, damit ihm die 
Beihilfe gewährt werden kann, sollen sicherstellen, 
daß dieses Erzeugnis für die Verwendimg zur Fein- 
grieß- und Teigwarenher Stellung geeignet ist, und 
daß die Verarbeitungserzeugnisse bestimmten An- 
sprüchen des menschlichen Verbrauchs genügen. 


Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten führen eine Verwaltungs- 
kontrolle ein, die sicherstellt, daß das Erzeugnis, für 
das die Beihilfe beantragt wird, die Voraussetzun- 
gen für die Beihilfegewährung erfüllen. 

2. Für diese Kontrolle führen die Mitgliedstaa- 
ten die Meldung der Aussaat- und Erntefläche ein. 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten überprüfen stichprobenweise 
an Ort und Stelle die Richtigkeit der Angaben über 
die Aussaat- und Ernteflächen und der Beihilfe- 
anträge der Erzeuger. 

Artikel 6 

Die zu zahlende Beihilfe berechnet sich nach der 
Aussaat- und Erntefläche. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
gemäß dieser Verordnung getroffenen Maßnahmen 
und am Ende jedes Halbjahres die Hartweizenmen- 
gen mit, für die die Beihilfe gewährt worden ist. 

Artikel 8 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2741/75 des Rates 
vom 29. Oktober 1975 über die Beihilfe für Hart- 
weizen wird aufgehoben. 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1976 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 1. November 1975, S. 55 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates 
vom . . . 

zur Festsetzung des In den Schwellenpreisen für vollständig geschliffenen Reis einzubeziehenden 
Schutzbetrages im Wirtschaftsjahr 1976/1977 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis ^), zuletzt geändert durch die 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 


Verordnung (EWG) Nr. 668/75 2), insbesondere auf 
Artikel 14 Abs. 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 14 Abs. 3 der Verordnung Nr. 359/ 
67/EWG wird der Schwellenpreis für vollständig ge- 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 20. März 1975, S. 18 
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schliffenen Reis vom Sdiwellenpreis für geschälten 
Reis abgeleitet Und enthält außerdem einen Betrag 
zum Schutz der Industrie. Mit Rücksicht auf die Lage 
der Reisindustrie der Gemeinschaft empfiehlt es sich, 
im Wirtschaftsjahr 1976/77 den gleichen Schutzbe- 
trag wie im Wirtschaftsjahr 1975/76 anzuwenden 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Einziger Artikel 

Für das Wirtschaftsjahr 1976/77 wird der zum 
Schutz der Industrie in den Schwellenpreis für voll- 
ständig geschliffenen Reis einzubeziehenden Betrag 
auf 11,50 Rechnungseinheiten je Tonne festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


Im Namen des Rates 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom . . . 

zur Festsetzung der monatlichen Zuschläge zu den Preisen für Rohreis (Paddy-Reis) 
und geschälten Reis im Wirtschaftsjahr 1976/1977 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis ^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 668/75^), insbesondere auf 
Artikel 7 Abs. 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Anzahl und des Betrags 
der monatlichen Zuschläge sowie des ersten Monats, 
in dem diese Zuschläge Anwendung finden, ist den 
in der Gemeinschaft anfallenden Lager- und Finan- 
zierungskosten für Reis sowie der Notwendigkeit 
Rechnung zu tragen, die Reisbestände entsprechend 
den Markterfordernissen abzusetzen. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 20. März 1975, S. 18 


Aus der Anwendung dieser Kriterien ergibt sich 
keine Änderung des Betrags der für das Wirtschafts- 
jahr 1975/76 festgesetzten monatlichen Zuschläge. 
Wegen der im Agrarsektor beschlossenen Wäh- 
rungsmaßnahmen muß der Betrag dieser monat- 
lichen Zuschläge jedoch geringfügig geändert werden 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

1. Für das Wirtschaftsjahr 1976/77 beläuft sich der 
Betrag der in Artikel 7 Abs. 1 und Artikel 14 Abs. 2 
der Verordnung Nr. 359/67/EWG vorgesehenen mo- 
natlichen Zuschläge auf: 

— 1,74 Rechnungseinheiten je Tonne Rohreis (Paddy- 
Reis), 

— 2, 18 Rechnungseinheiten je Tonne geschälten Reis. 

2. Diese monatlichen Zuschläge sind vom 1. Okto- 
ber 1976 bis 1. Juli 1977 anwendbar? die sich für 
Juli 1977 ergebenden Preise bleiben bis zum 31. 
August 1977 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu . . . 


Im Namen des Rates 


77 



Drucksache 7/4648 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates 
vom , . . 

zur Festsetzung der abgeleiteten Interventionspreise, der interventionspreise für Rübenzucker, 
der Mindestpreise für Zuckerrüben, der Schweiien preise, des Höchstbetrages der Produktionsabgabe 
sowie des Koeffizienten zur Berechnung der besonderen Höchstquote im Landwirtschaftsjahr 1976/1977 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 
des Rates vom 19. Dezember 1974 über die gemein- 
same Marktorganisation für Zucker zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. ...^), 
insbesondere auf Artikel 3 Abs. 6, Artikel 4 Abs. 4, 
Artikel 9 Abs. 5, Artikel 13 Abs. 5, Artikel 28 und 
Artikel 32 Abs. 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. des Rates 

vom zur Festsetzung der im Agrarsektor im 
Zuckerwirtschaftsjahr 1976/77 anwendbaren Preise 
und Beträge ®) ist der für das Hauptüberschußgebiet 
der Gemeinschaft geltende Interventionspreis für 
Weißzucker 33,14 Rechnungseinheiten je 100 Kilo- 
gramm festgesetzt worden. Gemäß Artikel 3 Abs. 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 werden für an- 
dere Gebiete abgeleitete Interventionspreise unter 
Berücksichtigung der regionalen Preisunterschiede 
für Zucker festgesetzt, die bei normaler Ernte und 
freiem Warenverkehr mit Zucker auf Grund der 
natürlichen Bedingungen der Marktpreisbildung zu 
erwarten sind. 

Unter Zugrundelegung der für die Produktions- 
gebiete Belgiens, Dänemarks, Deutschlands, Frank- 
reichs und der Niederlande festgesetzten Quoten ist 
eine durch Ausgewogenheit oder Überschüsse ge- 
kennzeichnete Versorgungslage zu erwarten. In den 
genannten Gebieten, mit Ausnahme der französi- 
schen überseeischen Departements dürften die Preise 
ab Fabrik weitgehend den Preisen im Hauptüber- 
schußgebiet der Gemeinschaft entsprechen. 

In Italien wird die Zuckererzeugung wegen der 
relativ hohen Produktionskosten die festgesetzte 
Grundmenge wahrscheinlich nicht nennenswert 
überschreiten. Es ist infolgedessen mit einem Fehl- 
bedarf von rd. 500 000 Tonnen zu rechnen, der aus 
der Erzeugung der Überschußgebiete der Gemein- 
schaft zu decken ist. 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 359 
vom 31. Dezember 1974, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . , 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 


Für das Marktpreisniveau in Italien werden daher 
die Angebotspreise für Zucker aus den Überschuß- 
gebieten der Gemeinschaft maßgebend sein. Der ab- 
geleitete Interventionspreis für Italien kann unter 
Berücksichtigung des in Nordfrankreich geltenden 
Interventionspreises zuzüglich der Vermarktungs- 
kosten für Lieferungen nach Italien sowie der Ab- 
satzkosten für die italienische Zuckerindustrie auf 
35,70 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm fest- 
gesetzt werden. 

Bei normaler Ernte deckt die Zuckererzeugung 
Irlands und des Vereinigten Königreichs den Be- 
darf des einheimischen Marktes zu rd. 90 v. H. bzw. 
rd. 40 V. H., so daß dieser Bedarf teilweise durch die 
in den Überschußgebieten der Gemeinschaft verfüg- 
baren Zuckermengen befriedigt werden muß. 

Das Marktpreisniveau in Irland wie auch im Ver- 
einigten Königreich wird daher weitgehend durch 
die Angebotspreise für Zucker aus den genannten 
Gebieten bestimmt. Es empfiehlt sich somit, für alle- 
Gebiete Irlands und des Vereinigten Königreichs 
einen einzigen abgeleiteten Interventionspreis für 
Weißzucker zugrunde zu legen, der unter Berück- 
sichtigung des in dem Hauptüberschußgebiet der 
Gemeins^aft geltenden Interventionspreises zuzüg- 
lich der Vermarktungskosten für die Lieferung nadi 
Irland und in das Vereinigte Königreich sowie der 
Absatzkosten für die Zuckerindustrie dieser Mit- 
gliedstaaten auf 33,14 Rechnungseinheiten je 100 
Kilogramm festgesetzt werden kann. 

Die Rohzuckererzeugung in den französischen 
überseeischen Departements weist beträchtliche 
Überschüsse auf. Die besten Möglichkeiten für den 
Absatz dieses Zuckers in der Gemeinschaft bestehen 
in Südfrankreich und Italien, wo der Zucker nach 
der Raffination direkt verkauft werden kann. Aus- 
gehend von den voraussichtlichen Marktpreisen in 
den Zuschußgebieten Italiens, die um 0,57 Rech- 
nungseinheiten je 100 Kilogramm über dem abge- 
leiteten Interventionspreis in Italien liegen dürften, 
und unter Berücksichtigung der Kosten der Beförde- 
rung zwischen den überseeischen Departements und 
diesen Gebieten ist es angezeigt, den abgeleiteten 
Interventionspreis für diese Departements auf 32,94 
Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm Weißzucker 
festzusetzen. 

Nach Artikel 3 Abs. 4 der Verordnung (EWG) 
Nr, 3330/74 ist für diese Departements ein Inter- 
ventionspreis für Rohzucker festzusetzen. Dieser 
Interventionspreis wird unter Berücksichtigung einer 
Qualitätsprämie von 0,60 Rechnungseinheiten sowie 
einer einheitlichen Verarbeitungsspanne und eines 
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pauschalen Ausbeutesatzes von dem für diese De- 
partements festgesetzten Interventionspreis für 
Weißzucker abgeleitet. Die Raffinationskosten las- 
sen sich anhand der vorliegenden Angaben mit 2,64 
Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm raffinierten 
Zucker veranschlagen. Außerdem ist entsprechend 
der in der Verordnung (EWG) Nr. 431/68 enthalte- 
nen Definition der Standardqualität für Rohzucker 
ein Ausbeutesatz von 92 v. H. zugrunde zu legen. 

Gemäß Artikel 9 Abs. 5 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3330/74 sind Interventionspreise für Rübenroh- 
zucker festzusetzen. Diese Preise sind unter Be- 
rücksichtigung der Faktoren, die bereits für die Fest- 
setzung des Interventionspreises für Rohzucker in 
den französischen überseeischen Departements an- 
gegeben worden sind, sowie der Beförderungskosten 
für Rohzucker, die pauschal mit 0,50 Rechnungsein- 
heiten je 100 Kilogramm veranschlagt werden, vom 
Interventionspreis für Weißzucker abzuleiten. 

Die in Artikel 4 Abs. 1 erster Gedankenstrich 
der Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 genannten Min- 
destpreise für Zuckerrüben sind für die Gebiete der 
Gemeinschaft, mit Ausnahme des Hauptüberschuß- 
gebietes, unter Zugrundelegung der in den betref- 
fenden Gebieten geltenden Interventionspreise für 
Weißzucker und unter besonderer Berücksichtigung 
der Beträge festzulegen, die bei der Festsetzung der 
im Hauptüberschußgebiet geltenden Mindestpreise 
für Zuckerrüben für die Verarbeitungsspanne, den 
Ausbeutesatz, die Melasseerlöse und die Kosten für 
die Anlieferung dieser Zuckerrüben festgelegt wor- 
den. 

Nach Artikel 13 Abs. 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3330/74 ist der Schwellenpreis für Weißzucker 
gleich dem für das Hauptüberschußgebiet der Ge- 
meinschaft geltenden Richtpreis, zuzüglich der pau- 
schal berechneten Kosten für den Transport von 
diesem Gebiet zu dem am weitesten entfernten Ver- 
brauchsgebiet der Gemeinschaft mit einem Zuschuß- 
bedarf. Angesichts der Versorgungslage in der Ge- 
meinschaft empfiehlt es sich, hierbei die Kosten des 
Transports zwischen den nordfranzösischen Departe- 
ments und Palermo, dem Haupteinfuhrhafen Sizi- 
liens, zugrunde zu legen. 

Der Schwellenpreis für Rohzucker ist unter Be- 
rücksichtigung einer Verarbeitungsspanne und eines 
pauschalen Ausbeutesatzes vom Schwellenpreis für 
Weißzucker abzuleiten. Es empfiehlt sich daher, die 
gleichen Kriterien wie bei der Ableitung des Inter- 
ventionspreises für Rohzucker anzuwenden. 

Der Schwellenpreis für Melasse ist so festzuset- 
zen, daß die bei der Festsetzung der Mindestpreise 
für Zuckerrüben berücksichtigten Erlöse der Unter- 
nehmen aus Melasseverkäufen erzielt werden kön- 
nen. 

Gemäß Artikel 28 der Verordnung (EWG) Nr. 
3330/74 sind der Höchstbetrag der Produktionsab- 
gabe, die in den Zuckerrübenerzeugungsgebieten, für 
die ein Interventionspreis festgesetzt ist, geltenden 
Mindestpreise für Zuckerrüben außerhalb der Grund- 
quote sowie der Hundertsatz für den gegebenenfalls 


^ ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 89 
vom 10. April 1968, S. 3 


zusätzlich von den Zuckerherstellern an die Zucker- 
rübenerzeuger zu zahlenden Betrag festzulegen. 
Nach Artikel 27 Abs. 3 der Verordnung (EWG) Nr. 
3330/74 darf die Produktionsabgabe 30 v. H. des 
Interventionspreises nicht überschreiten. Für das 
Hauptüberschußgebiet ist der Mindestpreis für Zuk- 
kerrüben außerhalb der Grundquote auf 70 v. H. des 
Mindestpreises für Zuckerrüben festzusetzen. Für 
die vorgenannte zusätzliche Zahlung kann unter Be- 
rücksichtigung des Wertes der Zuckerrüben im Ver- 
hältnis zum Interventionspreis für Zucker ein Hun- 
dertsatz von 60 festgesetzt werden. Es ist angezeigt, 
diesen Hundertsatz auch auf die Abgabe anzuwen- 
den, die die Zuckerhersteller von den Rohzucker- 
verkäufern verlangen können. 

Gemäß Artikel 32 Abs. 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3330/74 ist es für Zeiträume nach dem 30. Juni 
1976 angezeigt, die Dauer jedes Zeitraums festzu- 
legen, für den die Entscheidung über die Nichtan- 
wendung von Artikel 30 getroffen werden kann, 
den Koeffizienten zu bestimmen, der zur Festlegung 
der besonderen Höchstquote herangezogen wird und 
die Grundquote anzugeben, auf die dieser Koeffi- 
zient anzuwenden ist 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für das Zuckerwirtschafts- 
jahr 1976/77. 

Artikel 2 

In den Gebieten der Gemeinschaft mit Ausnahme 
des Hauptüberschußgebiets beträgt der Interven- 
tionspreis je 100 Kilogramm Weißzucker: 

a) 35,70 Rechnungseinheiten für alle Gebiete Ita- 
liens; 

b) 32,94 Rechnungseinheiten für die französischen 
überseeischen Departements; 

c) 34,14 Rechnungseinheiten für alle Gebiete Irlands 
und des Vereinigten Königreichs; 

d) 33,14 Rechnungseinheiten für die anderen Ge- 
biete der Gemeinschaft. 


Artikel 3 

1. Der Interventionspreis für 100 Kilogramm Rü- 
benrohzucker beträgt: 

a) 28,15 Rechnungseinheiten für das Hauptüber- 
schußgebiet der Gemeinschaft und die in Artikel 
2 Buchstabe d genannten Gebiete, 

b) 30,51 Rechnungseinheiten für die in Artikel 2 
Buchstabe a genannten Gebiete, 

c) 29,07 Rechnungseinheiten für die in Artikel 2 
Buchstabe c genannten Gebiete. 

Dieser Interventionspreis gilt für Rohzucker der 
Standardqualität, unverpackt, ab Fabrik, verladen 
auf einem vom Käufer gewählten Transportmittel. 

2. Der für die französischen überseeischen Depar- 
tements geltende und in Artikel 3 Abs. 4 der Ver- 
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Ordnung (EWG) Nr. v3330/74 genannte abgeleitete 
Interventionspreis für Rohzucker wird unter Be* 
rücksichtigung von Artikel 3 Absatz 6 zweiter Un- 
terabsatz der genannten Verordnung auf 28,43 Rech- 
nungseinheiten je 100 Kilogramm festgesetzt. 


Artikel 4 

1. Der Mindestpreis je Tonne Zuckerrüben beträgt: 

a) 27,90 Rechnungseinheiten für die in Artikel 2 
Buchstabe a genannten Gebiete 

b) 25,87 Rechnungseinheiten für die in Artikel 2 
Buchstabe c genannten Gebiete 

c) 24,57 Rechnungseinheiten für die in Artikel 2 
Buchstabe d genannten Gebiete 

2. Der Mindestpreis je Tonne Zuckerrüben außer- 
halb der Grundquoten beträgt: 

a) 17,20 Rechnungseinheiten für das Hauptüber- 
schußgebiet und für die in Artikel 2 Buchstabe d 
genannte Gebiete 

b) 20,53 Rechnungseinheiten für die in Artikel 2 
Buchstabe a genannten Gebiete 

c) 18,50 Rechnungseinheiten für die in Artikel 2 
Buchstabe c genannten Gebiete 


Artikel 5 

Der Schwellenpreis beträgt: 

a) 37,96 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm 
Weißzucker, 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rates 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 

vom . . . 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 über 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 


b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C . . . 


b) 33,05 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm Roh- 
zucker, 

c) 3,20 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm Me- 
lasse. 

Artikel 6 

1. Der in Artikel 28 der Verordnung (EWG) Nr. 
3330/74 genannten Höchstbetrag der Produktions- 
abgabe wird auf 9,94 Rechnungseinheiten je 100 
Kilogramm Weißzucker festgesetzt. 

2. Die in Artikel 27 Abs. 4 und 5 der Verordnung 
(EWG) Nr. 3330/74 genannten Hundertsätze werden 
auf 60 festgesetzt. 


Artikel 7 

1. Der in Artikel 32 Abs. 4 erster Gedankenstrich 
der Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 genannte Zeit- 
raum beginnt am 1. Juli 1976 und endet am 30. Juni 
1978. Für diesen Zeitraum muß der Beschluß des 
betreffenden Mitgliedstaates bis zum 30. April 1976 
ergehen. 

2. Der in Artikel 32 Abs. 4 zweiter Gedankenstrich 
der Verordnung (EWG) Nr. 3330/74 genannte Koef- 
fizient beträgt für den in Absatz 1 genannten Zeit- 
raum 2,35. Dieser Koeffizient ist auf die für das 
Zuckerwirtschaftsjahr 1976/77 geltende Grundquote 
anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


die gemeinsame Marktorganisation für Zucker 


in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das dem am 28. Februar Unterzeichneten Abkom- 
men von Lome zwischen AKP-Staaten und EWG 
beigefügte Protokoll Nr. 3 betreffend AKP-Zucker, 
das durch das Rohrzuckerabkommen in Form von 
Briefwechseln zwischen der Gemeinschaft und be- 
stimmten AKP-Staaten vorläufig angewandt wird^), 
ebenso der Beschluß des Rates vom 25. Februar 1975 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 268 
vom 17. Oktober 1975, S. 39 
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Über die Einfuhr von Rohrzucker mit Ursprung in 
den überseeischen Ländern und Gebieten (OLG) ^), 
der durch den Beschluß des Rates vom 26. März 1975 
ergänzt wird^), und auch das Abkommen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik 
Indien über Rohrzucker^) bestätigen zwei Leitsätze: 
erstens kommt dem betreffenden Zucker eine Kauf- 
garantie zu einem ausgehandelten Preis, verbunden 
mit einem Interventionsrecht und einer Einfuhrga- 
rantie in die Gemeinschaft, zugute; zweitens muß 
die Anwendung dieser Garantien im Rahmen der 
gemeinsamen Marktorganisation für Zucker sicher- 
gestellt werden. Die Aufnahme von Titel V über 
die präferentielle Einfuhrregelung in die Verord- 
nung (EWG) Nr. 3330/74 des Rates vom 19. Dezem- 
ber 1974 über die gemeinsame Marktorganisation 
für Zucker®), zuletzt geändert durch die Verordnung 

(EWG) Nr /75^), erhärtet diesen Leitsatz in 

dauerhafter Weise. Die Bestimmungen der anderen 
Titel der genannten Verordnung gelten infolgedes- 
sen gemäß Artikel 43 dieser Verordnung und für 
Präferenzzucker, außer wenn ausdrücklich gegentei- 
lige Bestimmungen vorgesehen sind. 

Gemäß Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 
3330/74 werden die Lagerkosten für Weißzucker, 
Rohzucker und bestimmte als Vorstufe für Zucker 
in fester Form hergestellte Sirupe, die aus in der 
Gemeinschaft geernteten Zuckerrüben oder aus in 
der Gemeinschaft geerntetem Zuckerrohr gewonnen 
worden sind, von den Mitgliedstaaten pauschal ver- 
gütet, während für Präferenzzucker keine solche 
Vergütung vorgesehen ist. 

Der Ausgleich für Lagerkosten ist als Mittel zur 
Sicherstellung einer möglichst ausgewogenen Ver- 
teilung des Angebots während des ganzen Wirt- 
schaftsjahres anzusehen. Zur Verwirklichung dieses 
Zieles empfiehlt es sich, den Präferenzzucker mitein- 
zubeziehen, vor allem aber es den Raffinerien zu er- 
mölichen, trotz der durch die geographische Her- 
kunft bedingten Unregelmäßigkeit der Lieferungen 
an Präferenzzucker einen regelmäßigen Arbeits- 
rhythmus aufrechtzuerhalten. 

Durch die genannten Garantien erfährt Präferenz- 
zucker dieselbe Behandlung wie Zucker, der in der 
Gemeinschaft im Rahmen der Quoten erzeugt wor- 
den ist. Somit muß der Präferenzzucker dazu bei- 
tragen, die Versorgung der Gemeinschaft, das we- 
sentliche Ziel von Artikel 18 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3330/74 sicherzustellen. Es ist daher angebracht, 
Präferenzzucker künftig in die Regelung der Min- 
destlagermenge einzubeziehen 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


®) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 268 
vom 17. Oktober 1975, S. 43 

^) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 268 
vom 17. Oktober 1975, S. 75 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 190 
vom 23. Juli 1975, S. 36 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 359 
vom 31. Dezember 1974, S. 1 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . 


Artikel 1 

Artikel 8 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
3330/74 erhält folgende Fassung: 

„1. Vorbehaltlich von Artikel 31 Abs. 2 werden 
die Lagerkosten für Weißzucker, Rohzucker und be- 
stimmte als Vorstufe für Zucker in fester Form her- 
gestellte Sirups, die aus in der Gemeinschaft ge- 
ernteten Zuckerrüben bzw. aus in der Gemeinschaft 
geerntetem Zuckerrohr gewonnen worden sind, so- 
wie die Lagerkosten für Präferenzzucker gemäß 
Artikel 43 von den Mitgliedstaaten pauschal ver- 
gütet. 

Die Mitgliedstaaten erheben eine Abgabe: 

a) von jedem Zuckerhersteller: 

— je Gewichtseinheit der erzeugten Zucker- 
mengen oder 

— je Gewichtseinheit der in Absatz 1 genannten 
Sirupe, die als solche erzeugt und ohne wei- 
tere Verarbeitung abgesetzt werden; 

b) von jedem Einführer von Präferenzzucker je Ge- 
wichtseinheit des Zuckers, der als solcher einge- 
führt und ohne weitere Verarbeitung abgesetzt 
wird; 

c) von jedem Raffineur von Präferenzzucker je Ge- 
wichtseinheit der raffinierten Zuckermengen. 

Der Betrag der Vergütung ist für die gesamte Ge- 
meinschaft gleich. Dasselbe gilt für die Abgabe. 

Der Rat kann jedoch gemäß dem in Absatz 2 
Buchstabe 1 vorgesehenen Verfahren von der Regel 
der einheitlichen Abgabe für Präferenzzucker ab- 
weichen, um die Besonderheiten bei der Lagerung 
dieses Zuckers gegenüber den Besonderheiten bei 
der Lagerung des im Rahmen der Quoten erzeugten 
Zuckers zu berücksichtigen." 


Artikel 2 

Artikel 18 Abs. 1 Buchstabe 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 3330/74 erhält folgende Fassung: 

„Diese Mindestlagermenge beträgt grundsätzlich 
10 V. H. der Grundquote jedes Unternehmens oder, 
wenn die Erzeugung geringer ist als die Grund- 
quote, 10 V. H. der von dem Unternehmen im Rah- 
men dieser Quote getätigten Erzeugung für den in 
Artikel 43 genannten Präferenzzucker beträgt diese 
Mindestlagermenge grundsätzlich 10 v. H. der Prä- 
ferenzzuckermenge, die ein Unternehmen während 
eines festzulegenden Zeitraums raffiniert." 


Artikel 3 

Artikel 20 erster Gedankenstrich der Verordnung 
(EWG) Nr. 3330/74 erhält folgende Fassung: 

„ — für die in Artikel 1 Abs. 1 genannten Erzeug- 
nisse, die zur Herstellung von in Artikel 1 
Abs. 1 Buchstaben a und d genannten Erzeug- 
nisse bestimmt sind,". 
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Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am achten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 


Artikel 1 gilt erst ab Zuckerwirtschaftsjahr 
1976/77. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


Im Namen des Rates 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates 
vom . . . 

zur Festsetzung der monatlichen Zuschläge zum Marktrichtpreis, Interventionspreis und Schwellenpreis 
für Olivenöl im Wirtschaftsjahr 1976/77 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1707/73 ^), insbesondere auf Artikel 9, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 9 der Verordnung Nr, 136/66/EWG 
sind der Marktrichtpreis, der Interventionspreis und 
der Schwellenpreis für Olivenöl vom 1. Januar 1977 
an zehn Monate lang monatlich um einen Betrag zu 
erhöhen, der für die drei Preise gleich sein muß. 

Diese Zuschläge, die für alle zehn Monate gleich 
sind, müssen unter Berücksichtigung der durch- 
schnittlichen Lager- und Zinskosten in der Gemein- 
schaft festgesetzt werden. Es empfiehlt sich, die 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 29. Juni 1973, S. 5 


Lagerkosten nach Maßgabe der Einlagerungskosten 
in geeigneten Räumlichkeiten und den Kosten der 
für eine einwandfreie Aufbewahrung des Öls er- 
forderlichen Behandlung festzusetzen. Die Zinsen 
können unter Zugrundelegung eines in den Erzeu- 
gungsgebieten geltenden Durchschnittspreises für 
Olivenöl berechnet werden. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1976/77 wird der Betrag 
der in Artikel 9 der Verordnung Nr. 136/66/EWG ge- 
nannten und ab 1. Januar 1977 anwendbaren monat- 
lichen Zuschläge auf 1,12 Rechnungseinheiten je 
100 kg festgesetzt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom , , . 

zur Festsetzung der monatlichen Zuschläge zu dem Richtpreis und dem Interventionspreis für Olsaaten 
für das Wirtschaftsjahr 1976/77 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
1707/73 ^), insbesondere auf Artikel 25, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Punkte: 

Nach Artikel 25 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
erscheint es angezeigt, für das Wirtschaftsjahr 
1976/77 den Betrag, um den der Richtpreis und der 
Interventionspreis für Raps- und Rübsensamen und 
Sonnenblumenkerne vom Beginn des dritten Monats 
des Wirtschaftsjahres an monatlich erhöht werden, 
festzulegen und die Anzahl der Monate zu bestim- 
men, für die diese Zuschläge angewandt werden; 
dieser Betrag muß für beide Preise gleich sein. 

Die monatlich gleichbleibenden Zuschläge sind 
unter Berücksichtigung der durchschnittlichen Lager- 
kosten und Zinsen in der Gemeinschaft festzuset- 
zen; es empfiehlt sich, die durchschnittlichen Lager- 
kosten je nach den Einlagerungskosten der Ölsaaten 
in angemessenen Räumlichkeiten und den Kosten 
der für die Aufbewahrung der Ölsaaten erforder- 
lichen Behandlung festzulegen. 

Die Zinsen können auf der Grundlage des Satzes, 
der für die Erzeugergebiete als normal gilt, berech- 
net werden. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 29. Juni 1973, S. 5 


Unter den genannten Anforderungen erscheint es 
angezeigt, für das Wirtschaftsjahr 1976/77 die mo- 
natlichen Zuschläge höher als das vorige Wirt- 
schaftsjahr anzusetzen. 

Die Erfahrungen des Wirtschaftsjahres 1975/76 und 
die Ernteaussichten rechtfertigen nicht, für das Wirt- 
schaftsjahr 1976/77 eine andere Anzahl monatlicher 
Zuschläge als für das vorige Wirtschaftsjahr fest- 
zulegen. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Für das Wirtschaftsjahr 1976/77 wird der Be- 
trag der monatlichen Zuschläge für Raps- und Rüb- 
sensamen und Sonnenblumenkerne auf 0,304 Rech- 
nungseinheit je 100 kg festgesetzt. 

2. Diese Zuschläge werden sieben Monate lang 
angewandt. 

Artikel 2 

1. Für das Wirtschaftsjahr 1976/77 wird der Betrag 
der monatlichen Zuschläge für Sonnenblumenkerne 
auf 0,355 Rechnungseinheit je 100 kg festgesetzt. 

2. Diese Zuschläge werden fünf Monate lang an- 
gewandt. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu . . , 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom . . . 

über Sondermaßnahmen für Leinsamen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erzeugung von Leinsamen ist für die Gemein- 
schaft von wachsender Bedeutung. Es empfiehlt sich, 
zur Förderung der Entwicklung dieser Erzeugung, 
die mit den aus Drittländern zu Nullzollsätzen ein- 
geführten Leinsamen in unmittelbarem Wettbewerb 
steht, geeignete Stützungsmaßnahmen vorzusehen. 

Hierzu muß den Erzeugern in der Gemeinschaft 
beim Absatz ihrer Ernte auf dem Markt ein ange- 
messener Erlös sichergestellt werden, der mittels 
eines Zielpreises bestimmt werden kann. In Höhe 
des Unterschieds zwischen diesem Preis und dem 
Weltmarktpreis für Leinsamen sollte während 
eines repräsentativen Zeitraums eine Beihilfe zur 
Erreichung des verfolgten Ziels gewährt werden. 

Es ist vorzusehen, daß die Ausgaben, die den 
Mitgliedstaaten auf Grund der sich aus dieser Ver- 
ordnung ergebenden Verpflichtungen entstanden 
sind, entsprechend den Bestimmungen über die Fi- 
nanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik von der 
Gemeinschaft getragen werden 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Jährlich vor dem 1. August wird für die Ge- 
meinschaft ein Zielpreis für Leinsamen der Tarif- 
nummer 12.01 des Gemeinsamen Zolltarifs nach dem 
Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages 
festgesetzt. 

Dieser Preis wird auf einer für die Erzeuger an- 
gemessenen Höhe unter Berücksichtigung der Not- 
wendigkeiten der Versorgung der Gemeinschaft 
festgesetzt. 

2. Der Zielpreis gilt während des gesamten 
folgenden Wirtschaftsjahres; dieses beginnt am 

1. August und endet am 31. Juli. 

3. Der Zielpreis bezieht sich auf eine Standard- 
qualität. Diese Qualität wird vom Rat nach dem in 
Absatz 1 genannten Verfahren festgelegt. 


Artikel 2 

1. Liegt der für ein Wirtschaftsjahr geltende 
Zielpreis über dem auf die Standardqualität bezo- 
genen durchschnittlichen Weltmarktpreis für Lein- 
samen, der für eine Grenzübergangsstelle der Ge- 
meinschaft für einen repräsentativen Zeitraum fest- 
gestellt wird, so wird den in der Gemeinschaft ge- 
ernteten Leinsamen eine Beihilfe gewährt, die dem 
Unterschied zwischen diesen beiden Preisen ent- 
spricht. 

2. Die Beihilfe wird für eine Produktion gewährt, 
die durch Anwendung eines Richtertrags auf die 
abgeernteten Leinaussaatflächen ermittelt wird. 
Dieser Richtertrag kann unter Berücksichtigung der 
Eigenschaften des erzeugten Leinsamens sowie dem 
in den wichtigsten Erzeugungsgebieten in der Ge- 
meinschaft festgestellten Ertrag differenziert wer- 
den. 

3. Der Rat erläßt mit qualifizierter Mehrheit auf 
Vorschlag der Kommission: 

a) die Merkmale für die Festsetzung des durch- 
schnittlichen Weltmarktpreises; 

b) die Grundregeln, nach denen die Beihilfe ge- 
währt wird, sowie die Grundregeln für die Kon- 
trolle der in der Gemeinschaft geernteten Aus- 
saatflächen im Hinblick auf die Feststellung des 
Anspruchs auf die Beihilfe. 

4. Nach dem Verfahren des Artikels 38 der Ver- 
ordnung Nr. 136/ß6/EWG des Rates vom 22. Sep- 
tember 1966 über die Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Fette wird folgendes fest- 
gelegt: 

a) der durchschnittliche Weltmarktpreis; 

b) die Durchführungsbestimmungen zu dem vor- 
liegenden Artikel. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen 
einander die zur Anwendung dieser Verordnung 
erforderlichen Angaben mit. Diese Angaben wer- 
den nach dem Verfahren des Artikels 38 der Ver- 
ordnung Nr. 136/66/EWG festgelegt. Nach dem glei- 
chen Verfahren werden die Einzelheiten der Mit- 
teilung und der Bekanntgabe dieser Angaben fest- 
gelegt. 

Artikel 4 

Für die Beihilferegelung dieser Verordnung gel- 
ten die Bestimmungen über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik. 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 
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Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften ;in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat 


Geschehen zu Brüssel am . . . 
Im Namen des Rates 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom . . . 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 hinsichtlich der Beihilferegelung für Flachs 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 4 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1308/70 des Rates vom 29. Juni 1970 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Flachs und 
Hanf^), geändert durch die Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassungen der Verträge^), 
wird eine Beihilfe für in der Gemeinschaft erzeug- 
ten Flachs und Hanf gewährt. Auf Grund der Eigen- 
schaften von hauptsächlich zur Fasererzeugung 
bestimmten Flachs sowie von Hanf wurde für diese 
Beihilfe die pauschale Festsetzung je Hektar vor- 
gesehen. Angesichts der geringeren Bedeutung von 
überwiegend zur Erzeugung von Leinsamen be- 
stimmten Flachs wurde diese Beihilfe auch für die- 
ses Erzeugnis vorgesehen. 

Die Erzeugung von Leinsamen ist seit einigen 
Jahren für die Gemeinschaft von wachsender Be- 
deutung. Unter diesen Umständen empfiehlt es sich, 
ein den Eigenschaften des betreffenden Erzeugnis- 
ses angepaßtes Stützungssystem, das die Weiter- 
entwicklung dieser Erzeugung ermöglicht, vorzu- 
sehen. Daher sollte die Pauschalhilfe auf Flachs, der 
überwiegend zur Fasererzeugung verwendet wird, 
sowie auf Hanf beschränkt werden. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 146 
vom 4. Juli 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 


Bei der Festsetzung des Betrages der Pauschal- 
beihilfe je Hektar für Flachs muß die für Leinsamen 
vorgesehene Regelung berücksichtigt werden. 

Hierzu ist klarzustellen, daß die nach Artikel 4 
Abs. 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 festzu- 
setzenden Grundregeln für die Beihilfe insbeson- 
dere Maßnahmen zur Kontrolle des Beihilfean- 
spruchs umfassen müssen 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 4 Abs. 1 Unterabsatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1308/70 erhält folgende Fassung: 

„1. Für in der Gemeinschaft erzeugten, über- 
wiegend zur Fasererzeugung bestimmten Flachs 
und für Hanf wird eine Beihilfe eingeführt." 

Artikel 2 

Artikel 4 Abs. 2 Unterabsatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1308/70 erhält folgende Fassung: 

„Bei Festsetzung des Beihlilfebetrags werden auch 
berücksichtigt 

— für Flachs und Hanf: 

der Weltmarktpreis für Flachs- und Hanffasern 
sowie der Preis der anderen konkurrierenden 
Naturerzeugnisse, 

— für Flachs: 

der Zielpreis für Leinsamen, 

— für Hanf: 

der Weltmarktpreis für Hanfsaaten." 

Artikel 3 

Artikel 4 Abs. 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1308/70 erhält folgende Fassung: 
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„Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die Grundregeln zur 
Anwendung dieses Artikels, insbesondere die Re- 
geln für die Kontrolle des Anspruchs auf die Bei- 
hilfe." 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1976 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu . . . 


Im Namen des Rates 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates 
vom . . . 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 über die gemeinsame Marktorganisation 
für Obst und Gemüse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Punkte : 

Die Erzeugung von Tafeltrauben ist durch erheb- 
liche Strukturüberschüsse gekennzeichnet. Diese 
Überschüsse beeinträchtigen den Weinmarkt. Die 
Gemeinschaft hat in diesem Sektor Sanierungsmaß- 
nahmen durch Einführung von Rodungsmaßnahmen 
für bestimmte Rebsorten vorgesehen. Zur Errei- 
chung der Ziele dieser Maßnahmen empfiehlt es sich, 
den Ankaufspreis für Taf eltrauben anzupassen, in- 
dem auf ihn der Anpassungskoeffizient für die Gü- 
teklasse III angewandt wird 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Dem Artikel 18 Abs. 1 Buchstabe a der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1035/72 wird folgender Unterab- 
satz hinzugefügt: 

„Dabei muß der Rücknahmepreis für Tafeltrauben 
auf einem Niveau liegen, das höchstens so hoch 


wie das nach dem zweiten Gedankenstrich für die 
Erzeugnisse mit den in den Qualitätsnormen für 
die Güteklasse III oder die höheren Güteklassen 
vorgesehenen Merkmalen festgelegte Niveau ist." 

Artikel 2 

Dem Artikel 19 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 wird folgender Unterabsatz hinzugefügt: 

„Tafeltrauben, die in bezug auf Güte und Grö- 
ßensortierung den Anforderungen der Qualitäts- 
normen für die Güteklasse III oder die höheren 
Güteklassen entsprechen, werden jedoch nur zu 
dem nach dem zweiten Gedankenstrich festgelegten 
Preis angekauft." 

Artikel 3 

Absatz 2 des Artikels 20 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 wird gestrichen. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am ... ^) in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gleicher Zeitpunkt wie für das Inkrafttreten der Ver- 
ordnung des Rates über die Gewährung einer Umstel- 
lungsprämie im Weinbau. 


Brüssel, den . . . 


Für die Kommission 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. , . . des Rates 
vom . . . 

zur Festlegung neuer Maßnahmen zur Sanierung der Obsterzeugung in der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtsdiaftsgemeinsdiaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Unbeschadet der Anwendung der in der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2517/69 des Rates vom 9. De- 
zember 1969 zur Festlegung einiger Maßnahmen 
zur Sanierung der Obsterzeugung in der Gemein- 
schaft vorgesehenen Sanierungsmaßnahmen be- 
steht auf den Gemeinschaftsmärkten für Äpfel und 
Birnen noch immer ein Ungleichgewicht zwischen 
Angebot und Nachfrage. Diese Lage ist vor allem 
darauf zurückzuführen, daß ein Überangebot an 
Äpfeln der Sorte „Golden Delicious" und Birnen 
der Sorte „Passa Crassana" besteht. 

Die Maßnahmen zur Marktstabilisierung sind 
nicht geeignet, derartigen Schwierigkeiten abzu- 
helfen. Daher ist das Produktionspotential dieser 
Sorten zu beeinflusen, um es soweit wie möglich 
den derzeitigen und voraussichtlichen Absatzmög- 
lichkeiten für Gemeinsdiaftserzeugnisse anzupassen. 

Um eine Aktion in diesem Sinne zu fördern, sind 
Anreize zu schaffen, damit die Erzeuger die Pro- 
duktion der Erzeugnisse ganz oder teilweise auf- 
geben. Zu diesem Zweck ist es angezeigt, daß die 
Mitgliedstaaten Prämien an die Erzeuger zahlen, die 
sich bereit erklärt haben, ihre Pflanzungen von 
Äpfeln und Birnen der genannten Sorten ganz oder 
teilweise zu roden und sich außerdem verpflichten, 
während eines bestimmten Zeitraums den Teil der 
Obstpflanzung, den sie behalten haben, nicht zu 
erweitern. Aus Billigkeitsgründen dürfte es zweck- 
mäßig sein, die Verpflichtungen, die den Empfän- 
gern der in der Verordnung (EWG) Nr. 2517/69 
vorgesehenen Prämien übernommen wurden, dem- 
entsprechend anzupassen. 

Die Prämie muß so festgesetzt werden, daß den 
Kosten der Rodung und dem vorübergehenden 
Mangel des Einkommens Rechnung getragen wird. 

Um die ordnungsgemäße Durchführung der Prä- 
mienregelung für Rodungen zu gewährleisten, emp- 
fiehlt es sich vorzusehen, daß die einzelstaatlichen 
Beihilfen, mit denen ähnliche Ziele wie mit diesem 
Ziel verfolgt werden, nur gewährt werden dürfen. 


') Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 318 
vom 18. Dezember 1969, S. 15 


wenn die entsprechenden Anträge vor dem Inkraft- 
treten dieser Verordnung eingereicht worden sind. 

Alle geplanten Maßnahmen sind von gemein- 
schaftlichem Interesse und bezwecken, die Ziele des 
Artikels 39 Abs. 1 Budistabe a des Vertrages zu 
verwirklichen. Sie sind mithin eine gemeinsame 
Maßnahme gemäß Artikel 6 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 1970 über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik^), die 
zuletzt durch die Verordnung (EWG) Nr. 2788/72 
geändert wurde. 

Es ist angezeigt, die Ausgaben für die Rodeprä- 
mien gemeinschahlich zu finanzieren 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Den Landwirten der Gemeinschaft, die Obst- 
erzeuger sind, wird auf Antrag unter den nach- 
stehend festgelegten Bedingungen eine Prämie für 
das Roden: 

— von Apfelbäumen der Sorte „Golden Delicious" 
und von Birnbäumen der Sorte „Passa Crassana" 

— von Bäumen anderer Sorten als den oben er- 
wähnten, wenn diese Sorten für die Befruchtung 
der Sorten „Golden Delicious" oder „Passa Cras- 
sana" nötig sind. 

Die Bedingungen für die Gewährung dieser Prä- 
mie, insbesondere in bezug auf die Mindestzahl der 
Bäume und deren Alter, werden nach dem Verfahren 
in Artikel 33 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 
des Rates über eine gemeinsame Marktorganisation 
für Obst und Gemüse ^) festgelegt. 

Artikel 2 

1. Die Anträge auf Gewährung von Prämien sind 
vor dem 1. April 1976 zu stellen. 

2. Die Gewährung der Prämie ist unter anderem 
davon abhängig, daß der Empfänger sich schriftlidi 
verpflichtet: 

a) die Apfel- und Birnbäume, für die die Prämie 
beantragt wird, vor dem 1. April 1977 zu roden 
oder roden zu lassen, 


^) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 29. April 1970, S. 13 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 20. Mai 1972, S. 1 
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b) für einen nach der Rodung beginnenden Zeit- 
raum von fünf Jahren im Rahmen seines Betriebs 
auf die Anlage von Apfel-, Birnen- und Pfirsich- 
pflanzungen mit Ausnahme derjenigen zu ver- 
zichten, die nach Mitteilung an den betreffen- 
den Mitgliedstaat im Hinblick auf eine vollstän- 
dige oder teilweise normale Erneuerung auf 
den Flächen angelegt werden, die nach der Ro- 
dung, für die die Prämie gewährt wird, noch 
bepflanzt sind. 

Artikel 3 

1. Die Prämie wird nach dem Verfahren in Arti- 
kel 33 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 in unter- 
schiedlicher Höhe festgesetzt, um unter anderem der 
Art des Wachstums der Bäume Rechnung zu tragen. 

Sie beträgt höchstens 1 100 Rechnungseinheiten 
je gerodeten Hektar. 

2. Die Prämie wird spätestens drei Monate, nach- 
dem der Antragsteller den Nachweis erbracht hat, 
daß er die Rodung tatsächlich vorgenommen hat, 
auf einmal gezahlt. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten prüfen, ob der Empfänger der 
Prämie die in Artikel 2 Abs. 2 Buchstabe b dieser 
Verordnung genannte Verpflichtung eingehalten hat. 
Sie nehmen diese Prüfung in den letzten drei Mo- 
naten des nach der Rodung beginnenden Fünfjah- 
reszeitraums vor. 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
über das Ergebnis dieser Kontrolle. 

Artikel 5 

Alle in dieser Verordnung vorgesehenen Maß- 
nahmen stellen eine gemeinsame Maßnahme ge- 
mäß Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
729/70 dar. 

Artikel 6 

1. Die veranschlagten Gesamtkosten der gemein- 
samen Maßnahme zu Lasten des EAGFL betragen 
7 837 500 Rechnungseinheiten. 

2. Der Zeitraum, der für die Durchführung der in 
Absatz 1 genannten Maßnahme vorgesehen ist, wird 
bis zum 1. April 1977 begrenzt. 

Artikel 7 

1. Für die Ausgaben, die im Rahmen der in die- 
ser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen von den 
Mitgliedstaaten getätigt werden, werden Zuschüsse 
vom EAGFL, Abteilung Ausrichtung, gewährt. 

2. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, erstattet 
den Mitgliedstaaten sämtliche zuschußfähigen Aus- 
gaben. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu Ab- 
satz 2 werden nach dem Verfahren in Artikel 13 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 


Artikel 8 

1. Die Erstattungsanträge beziehen sich auf die 
von den Mitgliedstaaten im Laufe eines Kalender- 
jahres getätigten Ausgaben und werden der Kom- 
mission vor dem 1. Juli des darauffolgenden Jahres 
unterbreitet. 

2. Die Kommission trifft über diese Anträge ein 
oder mehrere Male eine Entscheidung nach den in 
Artikel 7 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
vorgesehenen Verfahren. 

Artikel 9 

1. Unbeschadet des Artikels 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 treffen die Mitgliedstaaten gemäß 
den einzelstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften die erforderlichen Maßnahmen, um die Be- 
träge wieder einzuziehen, die in den Fällen gezahlt 
wurden, in denen die in Artikel 2 genannten Ver- 
pflichtungen nicht eingehalten wurden. 

Sie teilen der Kommission die angewandten Maß- 
nahmen mit und unterrichten sie insbesondere in 
regelmäßigen Abständen über den Stand der dies- 
bezüglichen Verwaltungs- und Gerichtsverfahren. 

2. Die wieder eingezogenen Beträge fließen den 
Einrichtungen oder Dienststellen zu, die ausgezahlt 
hatten; diese ziehen die Beträge von den Ausgaben 
ab, die durch den Fonds finanziert werden. 

3. Die Gemeinschaft trägt die finanziellen Fol- 
gen, die sich daraus ergeben, daß die gezahlten Be- 
träge nicht wieder eingezogen werden können. 

4. Die wieder einzuziehenden Beträge können 
um einen Zinssatz erhöht werden. 

5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden nach dem Verfahren in Artikel 13 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 

Artikel 10 

1. Die Kommission unterbreitet dem Rat vor dem 
1. April 1979 auf der Grundlage der ihr von den 
Mitgliedstaaten übermittelten Angaben einen Be- 
richt über die Anwendung der mit dieser Verord- 
nung eingeführten Prämienregelung. 

2. Der Rat beschließt auf Vorschlag der Kommis- 
sion nach dem Abstimmungsverfahren in Artikel 43 
Abs. 2 des Vertrages die Änderung der Prämien- 
regelung. 

3. Die allgemeinen Durchführungsvorschriften zu 
Artikel 5 werden nach demselben Verfahren fest- 
gelegt. 

Artikel 11 

Diese Verordnung steht der Gewährung von Bei- 
hilfen, die in einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
vorgesehen sind, und mit denen ähnliche Ziele wie 
mit dieser Verordnung erreicht werden sollen, nicht 
entgegen, sofern die Anträge auf Gewährung dieser 
Beihilfen vor dem Inkrafttreten der Verordnung ge- 
stellt worden sind. 
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Artikel 12 

Beim Inkrafttreten dieser Verordnung erhält der 
Wortlaut des Artikels 2 Abs. 2 Buchstabe b der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2517/69 folgende Fassung: 

„b) Für einen nadi der Rodung beginnenden Zeit- 
raum von 5 Jahren im Rahmen seines Betriebes 
auf die Anlage von Apfel-, Birnen- und Pfir- 
sidipflanzungen mit Ausnahme derjenigen zu 
verzichten, die nadi Mitteilung an den betref- 
fenden Mitgliedstaat im Hinblick auf die 
vollständige oder teilweise normale Erneuerung 


der Pflanzungen auf den Flächen angelegt wer- 
den, die nach der Rodung, für die die Prämie 
gewährt wird, noch bepflanzt sind." 

Artikel 14 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, den . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


Vorschlag einer Verordnung (EVifG) Nr. . . . des Rates 
vom ... 

zur Festsetzung der Schwellenpreise für bestimmte Milcherzeugnisse im Milchwirtschaftsjahr 1976/77 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse ^) , zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr 2), insbesondere auf Artikel 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Punkte: 

Zum Schutz der Verarbeitungsindustrie der Ge- 
meinschaft müssen die Schwellenpreise so festge- 
setzt werden, daß das Preisniveau bei eingeführten 
Milcherzeugnissen dem Richtpreis für Milch ent- 
spricht. Daher ist es angezeigt, den Schwellenpreis 
auf der Grundlage des Richtpreises für Milch fest- 
zusetzen und dabei die gewünschte Beziehung zwi- 
schen dem Wert von Milchfett und dem Wert 
Magermilch sowie die bei den einzelnen Milcher- 
zeugnissen einheitlichen Kosten und Erträge zu be- 
rücksichtigen. Es empfiehlt sich, einen Pauschbetrag 
zugrunde zu legen, mit dem ein ausreichender 
Schutz der Verarbeitungsindustrie der Gemeinschaft 
sichergestellt werden soll. 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . S. . . . 


Die Schwellenpreise müssen auf der Handelsstufe 
festgesetzt werden, auf der die eingeführten Milch- 
erzeugnisse erstmals mit den in der Gemeinschaft 
hergestellten Milcherzeugnissen in Wettbewerb tre- 
ten, also auf der Stufe frei Großhändler. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 


1. Die Schwellenpreise für das Milchwirtschafts- 
jahr 1976/77 werden wie folgt festgesetzt: 


Leiterzeugnisse 
der Erzeugnis- 
gruppen 

Rechnungseinh eiten je 100 kg 

ab 1. März 
1976 

ab 16. Septem- 
ber 1976 

1 

25,75 

26,50 

2 

103,75 

107,25 

3 

158,00 

163,75 

4 

59,25 

61,00 

5 

80,75 

82,75 

6 

232,50 

241,25 

7 

227,90 

237,70 

8 

189,00 

196,00 

9 

290,00 

299,25 

10 

202,00 

209,50 

11 

185,50 

192,50 

12 

51,50 

53,00 
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2. Die in Absatz 1 genannten Leiterzeugnisse ent- 
sprechen den Erzeugnissen in Anhang I der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 823/68 des Rates vom 28. Juni 
1968 zur Festlegung der Erzeugnisgruppen und der 
besonderen Vorschriften für die Berechnung der Ab- 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
vom 30. Juni 1968, S. 3 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . S. . . . 


Schöpfungen für Milch und Milcherzeugnisse®), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. März 1976 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates 
vom . . . 

zur Festsetzung des Endes des Milchwirtschaftsjahres 1975/76 und des Beginns 
des Milchwirtschaftsjahres 1976/77 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr ^), insbesondere auf Artikel 2, 

auf Vorschlag der Kommisison, 

in Erwägung nachstehender Punkte: 

Nach Artikel 2 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 beginnt das Milchwirtschaftsjahr grund- 
sätzlich am 1. April und endet am 31. März des 
folgenden Jahres. Nach der Verordnung (EWG) 
Nr. 466/75 des Rates vom 27. Februar 1975 zur 
Festsetzung des Beginns und des Endes des Milch- 
wirtschaftsjahres 1975/76 ®) endet das Milchwirt- 
schaftsjahr 1975/76 am 31. Januar 1976. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . S. . . . 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 52 
vom 28. Februar 1975, S. 9 


Durch die Entwicklung der wirtschaftlichen Lage 
im Milchsektor hat es sich als notwendig erwiesen, 
den Zeitpunkt für das Ende des Milchwirtschafts- 
jahres auf den 29. Februar 1976 zu verschieben und 
den Beginn des Milchwirtschaftsjahres 1976/77 auf 
den 1. März 1976 vorzuverlegen 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Milchwirtschaftsjahr 1975/76 endet am 29. Fe- 
bruar 1976; das Milchwirtschaftsjahr 1976/77 be- 
ginnt am 1. März 1976. 

Artikel 2 

Die Verordnung (EWG) Nr. 466/75 wird aufge- 
hoben. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel am . . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom . . . 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 823/68 hinsichtlich der Bedingungen für die Zulassung bestimmter 
Käsesorten zu bestimmten Tarifstellen, sowie der Verordnung (EWG) Nr. 950/68 
über den Gemeinsamen Zolltarif 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 904/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 740/75 2), insbesondere auf Artikel 14 
Abs. 6, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 823/68 
des Rates vom 28. Juni 1968 zur Festlegung der 
Erzeugnisgruppen und der besonderen Vorschrif- 
ten für die Berechnung der Abschöpfungen für Milch 
und Milcherzeugnisse®), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 823/75^), sind bestimmte 
Bedingungen für die Zulassung in der Gemeinschaft 
von Emmentaler, Greyerzer, Sbrinz, Bergkäse und 
Appenzeller der Tarifstelle 04.04 A I sowie von 
Cheddar der Tarifstelle 04.04 E I b) 1 aa) des Ge- 
meinsamen Zolltarifs aufgeführt. Zu diesen Bedin- 
dungen gehören insbesondere die Frei-Grenze- 
Werte entsprechend den im Rahmen des GATT ein- 
gegangenen Verpflichtungen. Diese Werte müssen 
jeweils den in der Gemeinschaft für zwei Zeiträume 
des Milchwirtschaftsjahres 1976/77 festgesetzten 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 74 
vom 22. März 1975, S. 1 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
vom 30. Juni 1968, S. 3 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 79 
vom 28. März 1975, S. 3 


Richtpreisen für Milch und Schwellenpreisen der 
Gruppe Nr. 10 angepaßt werden. 

Das Zolltarifschema des Anhangs II der Verord- 
nung (EWG) Nr. 823/68 ist im Gemeinsamen Zoll- 
tarif übernommen. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die in Anhang II der Verordnung (EWG) Nr. 
823/68 aufgeführten Warenbezeichnungen der Tarif- 
stelle 04.04 A I sowie der Tarifstelle 04.04. E I b) 1 
aa) des Gemeinsamen Zolltarifs werden ersetzt: 

— mit Wirkung vom 1. März 1976 durch die Wa- 
renbezeichnungen gemäß dem Anhang I der vor- 
liegenden Verordnung, 

— mit Wirkung vom 16. September 1976 durch die 
Warenbezeichnungen gemäß dem Anhang II der 
vorliegenden Verordnung. 

Artikel 2 

Der Anhang „Gemeinsamer Zolltarif" der Verord- 
nung (EWG) Nr. 950/68 wird 

— mit Wirkung vom 1. März 1976: gemäß dem An- 
hang III der vorliegenden Verordnung, 

— mit Wirkung vom 16. September 1976: gemäß 
dem Anhang IV der vorliegenden Verordnung 

geändert. 

A r t i k e 1 3 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat, 


Geschehen zu Brüssel, am . , . 


Im Namen des Rates 
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Anhang 1 


(anwendbar ab 1. März 1976) 


04.04 Käse und Quark: 

A, Emmentaler, Greyerzer, Sbrinz, Bergkäse und Appenzeller, weder gerieben 
noch in Pulverform: 

I. mit einem Fettgehalt von mindestens 45 Gewichtshundertteilen in der 
Trockenmasse, mit einer Reifezeit von mindestens drei Monaten: 

a) in Standard-Laiben und mit einem Frei-Grenze-Wert für 100 kg 
Eigengewicht von: 

1. 200,40 RE oder mehr, jedoch weniger als 220,40 RE 

2. 220,40 RE oder mehr 

b) in Stücken, vakuumverpackt oder unter inertem Gas verpackt: 

1. mit Rinde an mindestens einer Seite, mit einem Eigengewicht von 

aa) 1 kg oder mehr, jedoch weniger als 5 kg und mit einem Frei- 
Grenze-Wert für 100 kg Eigengewicht von 220,40 RE oder 
mehr, jedoch weniger als 248,40 RE 

bb) 450 g oder mehr und mit einem Frei-Grenze-Wert für 100 kg 
Eigengewicht von 248,40 RE oder mehr 

2. andere mit einem Eigengewicht von 75 g bis 250 g und mit einem 
Frei-Grenze-Wert 5) für 100 kg Eigengewicht von 268,40 RE oder 
mehr 

II. (unverändert) 


E. (unverändert) 

L (unverändert) 

a) (unverändert) 

b) (unverändert) 

1. Cheddar, Chester: 

aa) Cheddar, in ganzen Standardformen ^) , hergestellt aus nicht- 
pasteurisierter Milch, mit einem Fettgehalt von mindestens 
50 Gewichtshundertteilen in der Trockenmasse, mit einer Reife- 
zeit von mindestens 9 Monaten und einem Frei-Grenze-Wert 
für 100 kg Eigengewicht von 198,00 RE oder mehr 

bb) (unverändert) 


W arenbezeichnung 


Nummer des Gemein- 
samen Zolltarifs 


a) Für die Einfuhren in das Vereinigte Königreich vermindert sich dieser Frei-Grenze-Wert um 2,58 RE je 100 kg 
Eigengewicht 
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Anhang II 

(anwendbar ab 16. September 1976) 

Nummer des Gemein- ^ 

Samen Zolltarifs Warenbezeichnung 

04.04 Käse und Quark: 

A. Emmentaler, Greyerzer, Sbrinz, Bergkäse und Appenzeller, weder gerieben 
noch in Pulverform: 

1. mit einem Fettgehalt von mindestens 45 Gewichtshundertteilen in der 
Trockenmasse, mit einer Reifezeit von mindestens drei Monaten: 

a) in Standard-Laiben^) und mit einem Frei-Grenze-Wert für 100 kg 
Eigengewicht von: 

1. 210,20 RE oder mehr, jedoch weniger als 230,20 RE 

2. 230,20 RE oder mehr 

b) in Stücken, vakuumverpackt oder unter inertem Gas verpackt: 

1. mit Rinde an mindestens einer Seite, mit einem Eigengewicht von 

aa) 1 kg oder mehr, jedoch weniger als 5 kg und mit einem Frei- 
Grenze-Wert für 100 kg Eigengewicht von 230,20 RE oder 
mehr, jedoch weniger als 258,20 RE 

bb) 450 g oder mehr und mit einem Frei-Grenze-Wert für 100 kg 
Eigengewicht von 258,20 RE oder mehr 

2. andere, mit einem Eigengewicht von 75 g bis 250 g und einem 
Frei-Grenze-Wert^) für 100 kg Eigengewicht von 278,20 RE ^) oder 
mehr 

II. (unverändert) 


E. (unverändert) 

1. (unverändert) 

a) (unverändert) 

b) (unverändert) 

1. Chedder, Chester: 

aa) Cheddar, in ganzen Standardformen, hergestellt aus nicht- 
pasteurisierter Milch, mit einem Fettgehalt von mindestens 
50 Gewichtshundertteilen in der Trockenmasse, mit einer Reife- 
zeit von mindestens neun Monaten und einem Frei-Grenze- 
Wert für 100 kg Eigengewicht von 205,50 RE oder mehr 

bb) (unverändert) 

a) Für die Einfuhren in das Vereinigte Königreich vermindert sich dieser Frei-Grenze-Wert um 3,45 RE je 100 kg 
Eigengewicht 
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Anhang III 


In Kapitel 4 des Gemeinsamen Zolltarifs werden die Spalten der Tarifstellen 
04.04 A I und 04.04 E I b) 1 aa) mit Wirkung vom 1. März 1976 wie folgt geändert: 




Zollsatz 

Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

autonom Vo 
oder Ab- 
schöpfung 
(Ab) 

vertrags- 

mäßig 

o/o 

1 

2 1 

3 

4 

04.04 

Käse und Quark: 

A. Emmentaler, Greyerzer, Sbrinz, Bergkäse und Appenzeller, 
weder gerieben noch in Pulverform: 

I. mit einem Fettgehalt von mindestens 45 Gewichtshundert- 
teilen in der Trockenmasse, mit einer Reifezeit von min- 
destens drei Monaten: 

a) in Standardlaiben und mit einem Frei-Grenze-Wert 
Wert für 100 kg Eigengewicht von 

1. 200,40 RE’) oder mehr, jedoch weniger als 
220,40 RE ’) 

23 (Ab) 

(C) 


2. 220,40 RE *) oder mehr 

23 (Ab) 

(C) 


b) in Stücken, vakuumverpackt oder unter inertem Gas 
verpackt: 

1. mit Rinde an mindestens einer Seite, mit einem 
Eigengewicht von 

aa) 1 kg oder mehr, jedoch weniger als 5 kg und 
mit einem Frei-Grenze-Wert für 100 kg Eigen- 
gewicht von 220,40 RE *) oder mehr, jedoch 
weniger als 248,40 RE ’) 

23 (Ab) 

(c) 


bb) 450 g oder mehr und mit einem Frei-Grenze- 
Wert *) oder mehr 

23 (Ab) 

(c) 


2. andere, mit einem Eigengewicht von 75 g bis 250 g 
und mit einem Frei-Grenze-Wert für 100 kg Eigen- 
gewicht von 268,40 RE ’) und mehr 

23 (Ab) 

(C) 


II. (unverändert) 

E. (unverändert) 

I. (unverändert) 

a) (unverändert) 

b) (unverändert) 

1. Cheddar, Chester: 

aa) Cheddar, in ganzen Standardformen, herge- 
stellt aus nicht-pasteurisierter Milch, mit 
einem Fettgehalt von mindestens 50 Gewichts- 
hundertteilen in der Trockenmasse, mit einer 
Reifezeit von mindestens neun Monaten und 
einem Frei-Grenze-Wert für 100 kg Eigen- 
gewicht von 198,00 RE oder mehr 

23 (Ab) 

(c) 


bb) (unverändert) 

23 (Ab) 

(c) 


*) Für die Einfuhren in das Vereinigte Königreich vermindert sich dieser Frei-Grenz-Wert um 2,58 RE je 100 kg 
Eigengewicht 
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Anhang IV 


In Kapitel 4 des Gemeinsamen Zolltarifs werden die Spalten der Tarifstellen 04.04 
A I und 04.04 E I b) 1 aa) mit Wirkung vom 16, September 1976 wie folgt geändert: 




Zollsatz 

Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

autonom Vo 
oder Ab- 
schöpfung 
(Ab) 

vertrags- 

mäßig 

®/o 


Käse und Quark: 

A. Emmentaler, Greyerzer, Sbrinz, Bergkäse und Appenzeller, 
weder gerieben noch in Pulverform: 

I. mit einem Fettgehalt von mindestens 45 Gewichtshundert- 
teilen in der Trockenmasse, mit einer Reifezeit von min- 
destens drei Monaten: 

a) in Standardlaiben und mit einem Frei-Grenze-Wert 
für 100 kg Eigengewicht von 

1. 210,20 RE*) oder mehr, jedoch weniger als 
230,20 RE *) 

2. 230,20 RE *) oder mehr 

b) in Stücken, vakuumverpackt oder unter inertem Gas 
verpackt: 

1. mit Rinde an mindestens einer Seite, mit einem 
Eigengewicht von 

aa) 1 kg oder mehr, jedoch weniger als 5 kg und 
mit einem Frei-Grenze-Wert für 100 kg Eigen- 
gewicht von 230,20 RE *) oder mehr, jedoch 
weniger als 258,20 RE *) 

bb) 450 g oder mehr und mit einem Frei-Grenze- 
Wert für 100 kg Eigengewicht von 258,20 RE *) 
oder mehr 

2. andere, mit einem Eigengewicht von 75 g bis 250 g 
und mit einem Frei-Grenze-Wert für 100 kg Eigen- 
gewicht von 278,20 RE *) oder mehr 

11. (unverändert) 


23 (Ab) 
23 (Ab) 


23 (Ab) 


23 (Ab) 


23 (Ab) 


E. (unverändert) 

1. (unverändert) 

a) (unverändert) 

b) (unverändert) 

1. Cheddar, Chester: 

aa) Cheddar, in ganzen Standardformen, herge- 
stellt aus nicht-pasteurisierter Milch, mit 
einem Fettgehalt von mindestens 50 Gewichts- 
hundertteilen in der Trockenmasse, mit einer 
Reifezeit von mindestens neun Monaten und 
einem Frei-Grenze-Wert für 100 kg Eigen- 
gewicht von 205,50 RE oder mehr ^) 
bb) (unverändert) 


*) Für die Einfuhren in das Vereinigte Königreich vermindert sich dieser Frei-Grenze-Wert um 3,45 RE je 100 kg 
Eigengewicht 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom . . . 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 über die gemeinsame Marktorganisation 
für Milch und Milcherzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Punkte: 

Angesichts der Erfahrungen bei der Anwendung 
der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates vom 
27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Milch und Milcherzeugnisse ^), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 740/75^), er- 
weisen sich bestimmte Änderungen an dieser ge- 
meinsamen Marktorganisation als notwendig. Die 
Marktentwicklung erfordert insbesondere die Än- 
derung bestimmter Interventionsmaßnahmen, wobei 
sichergestellt werden muß, daß die Wirksamkeit 
dieser Maßnahmen insgesamt gewahrt bleibt, damit 
der Richtpreis für die von den Erzeugern verkaufte 
Milch erzielt werden kann. 

Um im Notfall die Entwicklung der Marktlage 
berücksichtigen zu können, ist es im Interesse einer 
größeren Elastizität zweckmäßig, für das den Inter- 
ventionsstellen angebotene Magermilchpulver kei- 
nen Interventionspreis mehr festzusetzen, sondern 
einen veränderlichen Ankaufspreis anzuwenden, der 
an Hand eines Orientierungspreises festzusetzen ist. 

Aus denselben Gründen muß vorgesehen werden, 
daß die Gewährung von Beihilfen für die private 
Lagerhaltung von Butter keine Dauermaßnahme 
mehr darstellt, sondern fortan je nach Marktlage 
beschlossen wird. 

Es erscheint notwendig, die in Artikel 12 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 804/68 für den Fall von Über- 
schüssen an Butterfett vorgesehene Möglichkeit aus- 
zudehnen, falls bei anderen Milcherzeugnissen eine 
solche Lage eintritt oder einzutreten droht. 

Um den Milchverbrauch Jugendlicher noch mehr 
anzuregen, ist es angezeigt, die Möglichkeit einer 
Beteiligung der Gemeinschaft an den Ausgaben 
vorzusehen, die bei der Gewährung von Beihilfen 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 74 
vom 22. März 1975, S. 1 


für die Abgabe von Milch an Schüler in Schulen 
entstehen. 

Um den Handel zu erleichtern, hat es sich als not- 
wendig erwiesen, die Bestimmungen über Erzeu- 
gung und Vermarktung von Magermilchpulver zu 
harmonisieren. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 

804/68 erhält folgende Fassung: 

„1. Für die Gemeinschaft wird vor Beginn jedes 
Milchwirtschaftsjahres der Richtpreis für Milch 
festgesetzt, der für das ganze Wirtschaftsjahr 
gilt oder je nach den betreffenden Zeiträumen 
das Wirtschaftsjahr differenziert wird." 


Artikel 2 

1. Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
erhält mit Wirkung vom 16. September 1976 an fol- 
gende Fassung: 

„Artikel 5 

1. Nach dem gleichen Verfahren und für denselben 
oder dieselben Zeiträume werden zur gleichen 
Zeit festgesetzt wie der Richtpreis für Milch: 

a) ein Interventionspreis für Butter, 

b) Interventionspreise für die Käsesorten Grana- 
Padano und Parmigiano-Reggiano und 

c) ein Orientierungspreis für Magermilchpulver. 

2. Die Interventionspreise für die in Absatz 1 
Buchstabe b genannten Käsesorten werden auf 
einer Höhe festgesetzt, bei der den Milcherzeu- 
gern derjenigen Gebiete der Gemeinschaft, in 
denen diese Käsesorten hergestellt werden und 
einen Anspruch auf die Ursprungsbezeichnung 
haben, hinsichtlich des Erzeugerpreises für Milch 
die gleichen dauerhaften Sicherheiten gegeben 
werden können, die die Interventionsmaßnahmen 
bei Butter und Magermilch bieten." 

2. Der Orientierungspreis für Magermilchpulver 
wird zum ersten Mal für einen am 16. September 
1976 beginnenden Zeitraum festgesetzt. 
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Artikel 3 

In Artikel 6 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
804/68 werden die Worte „werden . . . Beihilfen 
gewährt" ersetzt durch: „können . . . Beihilfen ge- 
währt werden". 

Artikel 4 

Mit Wirkung vom 16. September 1976 an erhält 
Artikel 7 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
folgende Fassung: 

„1. Unter den nach Absatz 4 festgelegten Voraus- 
setzungen kauft die von jedem Mitgliedstaat 
bestimmte Interventionsstelle das in der Ge- 
meinschaft hergestellte Magermilchpulver, falls 
es bestimmten Bedingungen entspricht. 

Der von den Interventionsstellen angewandte 
Ankaufspreis wird an Hand des Orientierungs- 
preises für Magermilchpulver festgesetzt." 

Artikel 5 

Artikel 12 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
804/68 erhält folgende Fassung: 

„1. Wenn sich Überschüsse an Milcherzeugnissen 
bilden oder zu bilden drohen, können andere 
als die in den Artikeln 6 bis 11 vorgesehenen 
Maßnahmen getroffen werden, um ihren Ab- 
satz zu erleichtern oder um die Bildung neuer 
Überschüsse zu vermeiden." 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


Artikel 6 

Artikel 26 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 wird 
durch folgenden Absatz ergänzt: 

„Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren von Artikel 43 
Abs. 2 des Vertrages beschließen, daß sich die Ge- 
meinschaft an der Finanzierung von Programmen im 
Sinne des vorstehenden Absatzes beteiligt, wenn 
diese Programme bestimmten Voraussetzungen ent- 
sprechen. " 

Artikel 7 

Artikel 27 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 er- 
hält folgende Fassung: 

„Artikel 27 

Nach dem Verfahren von Artikel 43 Abs. 2 des 
Vertrages werden Qualitätsnormen für Butter und 
Magermilchpulver erlassen, die insbesondere ein 
Kontrollzeichen für Butter vorsehen, die besonderen 
Anforderungen genügt." 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Im Namen des Rates 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom . . . 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1014/68 zur Festlegung der Grundregeln 
für die öffentliche Lagerhaltung von Magermilchpulver 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
. . ./76 2), insbesondere auf Artikel 7 Abs, 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Punkte; 


Auf Grund der Änderung der Artikel 5 und 7 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 ist es erforderlich, 
die Grundsätze zur Festsetzung des Ankaufspreises 
für das den Interventionsstellen angebotene Mager- 
milchpulver zu erlassen und folglich die Verordnung 
(EWG) Nr, 1014/68 des Rates vom 20. Juli 1968 zur 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . , 
vom , . . S. . . . 
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Festlegung der Grundregeln für die öffentliche La- 
gerhaltung von Magermilchpulver ^) , zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1211/69^), 
entsprechend zu ändern. 

Um den Ankaufspreis entsprechend der Entwick- 
lung der Marktlage festlegen zu können, ist die 
Möglichkeit vorzusehen, den Ankaufspreis nach 
einem Ausschreibungsverfahren festzulegen. 

Artikel 5 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
1014/68, der sich auf den Interventionspreis bezieht, 
muß der neuen Rechtslage angepaßt werden 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 1 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
1014/68 erhält folgende Fassung: 

„1. Die Interventionsstellen kaufen nur Sprüh- 
magermilchpulver, 

a) das noch festzulegenden Anforderungen hin- 
sichtlich Qualität und Haltbarkeit genügt, 

b) das festzulegende Voraussetzungen hinsicht- 
lich Mindestmenge, Verpackung und Anga- 
ben auf der Verpackung erfüllt. 


*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 173 
vom 22. Juli 1968, S. 4 

*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 155 
vom 28. Juni 1969, S. 13 


Der Ankaufspreis für das den Interventions- 
stellen angebotene Magermilchpulver wird 
unter Berücksichtigung des Marktpreises für 
Magermilchpulver und die übrigen Milcherzeug- 
nisse sowie der Entwicklung der Magermilch- 
pulverbestände der öffentlichen und der priva- 
ten Lagerhaltung festgelegt. 

Der Ankaufspreis darf höchstens 102 v. H. und 
nicht weniger als 94 v. H. des Orientierungs- 
preises für Magermilchpulver betragen. 

Ein Ausschreibungsverfahren kann vorgenom- 
men werden, um den von den Interventionsstel- 
len angewendeten Ankaufspreis festzulegen." 

Artikel 2 

In Artikel 5 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
1014/68 erhält der zweite Satz folgende Fassung: 

„Dieser Mindestpreis berücksichtigt die Marktlage 
und die durch die Lagerung verursachten Kosten, so 
daß die Möglichkeit zur freiwilligen Lagerung er- 
halten bleibt." 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 16. September 1975 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


Im Namen des Rates 


Vorschlag einer Verordnung des Rates 

über die Beimischung von Magermilchpulver in Futtermitteln 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Punkte: 

Die Magermilchbestände, die von den Interven- 
tionsstellen auf Grund der Verordnung (EWG) Nr. 
804/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemein- 
same Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Jimi 1968, S. 13 


(EWG) Nr. , . ,/76 aufgekauft worden sind, sind 
sehr beträchtlich; sie stellen eine bedeutende Quelle 
von Eiweißstoffen dar, die für die Tierernährung 
verwendet werden können; diese Futtermittel wurden 
in der Richtlinie des Rates vom 23. November 1970 
über Zusatzstoffe in der Tieremährung®), zuletzt 
geändert durch die Richtlinie vom 28. April 1975^), 
festgelegt. 

Um eine gesteigerte Verwendung dieser Eiweiß- 
stoffe für die Ernährung anderer Tierarten als Käl- 
ber zu erreichen, ist es angebracht, die Futtermittel- 
hersteller zur Beimischung einer bestimmten Menge 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . S. . . . 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 270 
vom 14. Dezember 1970, S. 1 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 124 
vom 15. Mai 1975, S. 29 
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Magermilchpulver zu verpflichten, das denaturiert 
wurde, um eine Zweckentfremdung zu verhüten; es 
ist angebracht, in den Mitgliedstaaten vergleichbare 
Preisbedingungen zu gewährleisten 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Die Hersteller von Futtermitteln sind verpflich- 
tet, diesen Futtermitteln eine Menge von minde- 
stens 2 V. H. denaturiertes Magermilchpulver beizu- 
mischen, das bei den Interventionsstellen gekauft 
worden ist. 

2. „Futtermittel" im Sinne dieser Verordnung 
sind die in Artikel 2 Buchstaben b, d und e der 
Richtlinie des Rates vom 23. November 1970 über 
andere Zusatzstoffe in der Tierernährung als die für 
die Kälberernährung bestimmten aufgeführten Fut- 
termittel. 

3. „Betriebe" im Sinne dieser Verordnung sind 
Futtermittelerzeuger, die eine noch festzulegende 
Erzeugerkapazität überschreiten und auf eigene 
oder fremde Rechnung für den eigenen oder frem- 
den Verbrauch erzeugen und eigene oder fremde 
Ausgangserzeugnisse verwenden. 

Artikel 2 

1. Der Verkaufspreis für Magermilchpulver wird 
so festgesetzt, daß insbesondere die Nichtanwen- 
dung der in Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 
804/68 vorgesehenen Beihilferegelung berücksichtigt 
wird. 

Für die Verwendung von Magermilchpulver in 
den Mitgliedstaaten, in denen der Bestand nicht 
ausreicht und für die die Heranführungskosten eine 
bestimmte Grenze überschreiten, wird der Verkaufs- 
preis so festgesetzt, daß die Betriebe sich zu Preis- 
bedingungen eindecken können, die denen der Be- 
triebe in den anderen Mitgliedstaaten vergleichbar 
sind. 

2. Hat jedoch der Betrieb nicht zur Zufriedenheit 
der zuständigen Behörden in noch festzulegenden 
regelmäßigen Zeitabständen erklärt, 

a) welche Menge von Erzeugnissen aller Art in 
einem bestimmten Zeitraum für die Erzeugung 
von Futtermitteln verwendet wurde. 


b) welche Menge denaturiertes Magermilchpulver 
bei der Erzeugung von Futtermitteln beigemischt 
wurde, 

wird der Verkaufspreis um einen Betrag erhöht, der 
der auf Grund von Artikel 10 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 festgesetzten Beihilfe entspricht. 


Artikel 3 

1. Die Interventionsstellen gewährleisten die De- 
naturierung des auf Grund dieser Verordnung ver- 
kauften Magermilchpulvers in der Weise, daß die 
Verwendung für die menschliche Ernährung und 
die Kälberernährung unmöglich wird. 

2. Bei Vorliegen angemessener Garantien kann 
in noch festzulegenden Fällen die Denaturierung 
bei der Beimischung im Betrieb erfolgen. 

3. Ferner werden nach noch festzulegenden Ein- 
zelheiten Kontrollen durch Futtermittelanalyse 
durchgeführt. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten sehen Sanktionen vor, mit 
denen die Einhaltung der Verpflichtungen, die aus 
dieser Verordnung erwachsen, gewährleistet wer- 
den. 

Artikel 5 

Die Durchführungsbestimmungen für diese Ver- 
ordnung werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 30 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 erlassen. 


Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am 31. Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Sie gilt bis ... 19765). 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


5) Acht Monate nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates 
vom . . . 1976 

zur Einführung einer Prämienregelung für die Nichtvermarktung von Milch und Milcherzeugnissen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die gegenwärtige Lage für Erzeugnisse, die unter 
die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates vom 
27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Milch und Milcherzeugnisse ^), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 740/75^), 
fallen, ist durch bedeutende und weiter zunehmende 
Überschüsse gekennzeichnet. Es ist deshalb ange- 
bracht, die bei bestimmten Gruppen von landwirt- 
schaftlichen Betrieben in der Gemeinschaft beste- 
hende Tendenz zur Einstellung der Milcherzeugung 
oder der Vermarktung von Milch und Milcherzeug- 
nissen zu unterstützen. 

Das angestrebte Ziel kann durch die Gewährung 
von Prämien an die Landwirte erreicht werden, die, 
ohne die landwirtschaftliche Tätigkeit aufgeben zu 
müssen, auf die Vermarktung von Milch und Milch- 
erzeugnissen verzichten. Es ist jedoch angebracht, 
die Gewährung dieser Prämie auf Betriebe zu be- 
schränken, deren Milcherzeugung eine bestimmte 
Jahresmenge nicht überschreitet, um gleichzeitig 
eine Verbesserung der Struktur in der Milchkuh- 
haltung im Sinne wirtschaftlich günstiger Betriebs- 
größen zu erreichen. 

Die Höhe der Prämie für die Nichtvermarktung 
von Milch und Milcherzeugnissen ist so festzuset- 
zen, daß sie als ein gewisser Ausgleich für den Ver- 
lust der Einkünfte aus der Vermarktung dieser Er- 
zeugnisse betrachtet werden kann. Dabei erscheint 
es aus den vorgenannten Gründen angezeigt, die 
Höhe der Prämie nach dem Umfang der in einem 
Referenzzeitraum vermarkteten Erzeugnisse zu staf- 
feln. 

Um die Einhaltung der Verpflichtungen zu erleich- 
tern, die sich aus der Anwendung dieser Regelung 
ergeben, ist die Auszahlung der Prämie für die 
Nichtvermarktung von Milch und Milcherzeugnissen 
in mehreren Jahresraten vorzusehen. 

Den geplanten Maßnahmen kommt insgesamt eine 
gemeinschaftliche Bedeutung zu; sie dienen dazu, 
die Ziele des Artikels 39 Abs. 1 Buchstabe a des 
Vertrages einschließlich der für das ordnungsge- 
mäße Funktionieren des Gemeinsamen Marktes er- 
forderlichen Strukturänderungen zu verwirklichen, 
und bilden daher eine gemeinsame Maßnahme im 
Sinne von Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 
729/70 des Rates vom 21. April 1970 über die Finan- 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S, 13 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . S. . . . 


zierung der gemeinsamen Agrarpolitik®), zuletzt ge- 
ändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2788/72^). 

Angesichts der zu erreichenden Ziele und der vor- 
aussichtlichen Auswirkungen auf die Marktlage 
sollte die Hälfte der durch die Prämien entstehenden 
Aufwendungen von der Gemeinschaft finanziert 
werden. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Landwirten, die nicht mehr als 120 000 Liter Milch 
pro Jahr vermarkten, wird auf Antrag eine Prämie 
für die Nichtvermarktung von Milch und Milch- 
erzeugnissen gemäß den nachstehenden Vorschriften 
gewährt. 

Artikel 2 

1. Die Gewährung der Prämie ist davon abhängig, 
daß der Antragsteller sich schriftlich verpflichtet, 
für die Dauer von fünf Jahren 

a) auf jegliche Abgabe von Milch und Milcherzeug- 
nissen zu verzichten, 

b) die für die Milchkuhhaltung nicht mehr benötig- 
ten Flächen nicht an Milchkuhhalter zu verpach- 
ten, 

c) das von diesen Flächen geerntete Futter nicht an 
Milchkuhhalter zu verkaufen. 

Der Zeitraum der Nichtvermarktung beginnt sechs 
Monate nach dem Tag der Genehmigung des An- 
trags durch die zuständigen Stellen. 

2. Falls die in dem Antrag angegebene Zahl der 
Milchkühe sich seit Antragstellung bis zum Ablauf 
der Dauer der Verpflichtung verringert, liefert der 
Prämienempfänger den Nachweis, daß die nicht 
mehr vorhandene Kuh nicht in einen anderen Be- 
trieb der Gemeinschaft zur Erzeugung und Ver- 
marktung von Milch oder Milcherzeugnissen ver- 
wendet wird. 

Artikel 3 

1. Die Prämie beträgt für jede Teilmenge von 
100 Litern Milch oder auf Milchgleichwerte umge- 
rechnete Milcherzeugnisse, 

a) 10 Rechnungseinheiten für die Erzeuger, die im 
Kalenderjahr 1975 mindestens 60 000 Liter, je- 
doch nicht mehr als 120 000 Liter abgegeben 
haben; 

b) 12 Rechnungseinheiten für die Erzeuger, die im 
Kalenderjahr 1975 mindestens 30 000 Liter, je- 
doch weniger als 60 000 Liter abgegeben haben-, 

c) 14 Rechnungseinheiten für die Erzeuger, die im 
Kalenderjahr 1975 weniger als 30 000 Liter Milch 
abgegeben haben. 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 
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2. Ein Betrag von 36 v, H, der Gesamtsumme der 
Prämie wird in den ersten drei Monaten des Zeit- 
raums der Nicht Vermarktung gezahlt. 

Der Restbetrag wird im gleichen Zeitraum der 
folgenden Jahre in vier gleichen Jahresraten von 
jeweils 16 v. H, des Gesamtbetrages gezahlt, wenn 
der Empfänger der zuständigen Stelle nachgewie- 
sen hat, daß die in Artikel 2 genannten Verpflich- 
tungen eingehalten worden sind. 

Artikel 4 

Nach dem Verfahren des Artikels 30 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 804/68 wird folgendes festgelegt: 

a) der Zeitraum für die Einreichung der Anträge 
auf Gewährung der Prämien; 

b) die Einzelheiten in bezug auf die Kontrolle der 
Einhaltung der Verpflichtungen und in bezug auf 
die Zahlung der Prämie; 

c) die Voraussetzungen für die völlige oder teil- 
weise Nichteinziehung der bereits ausgezahlten 
Beträge in außergewöhnlichen Fällen, in denen 
die Einhaltung der eingegangenen Verpflich- 
tungen dem Begünstigten nicht länger zuzumu- 
ten ist; 

d) die übrigen Vorschriften für die Durchführung 
der vorstehenden Artikel. 

Artikel 5 

Die Gesamtheit der in dieser Verordnung vorge- 
sehenen Maßnahmen stellt eine gemeinsame Maß- 
nahme im Sinne von Artikel 6 Abs. 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 729/70 dar, 

Artikel 6 

1. Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die ge- 
meinsame Maßnahme zu Lasten des EAGFL betra- 
gen 160 Millionen Rechnungseinheiten. 

2. Die voraussichtliche Dauer der Abwicklung der 
in Artikel 1 genannten Maßnahme ist bis zum 
31. Dezember 1976 begrenzt. 

Artikel 7 

1, Die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Maßnahme gemäß dieser Verordnung getätigten 
Ausgaben kommen für eine Finanzierung durch 
den EAGFL, Abteilung Ausrichtung, in Betracht. 

2, Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet 
den Mitgliedstaaten 50 v. H. der erstattungsfähigen 
Ausgaben. 

3, Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 2 
werden nach dem Verfahren des Artikels 13 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 


Artikel 8 

1. Die Erstattungsanträge beziehen sich auf die 
von den Mitgliedstaaten im Laufe des Kalenderjah- 
res getätigten Ausgaben und sind der Kommission 
bis zum 1. Juli des darauffolgenden Jahres einzu- 
reichen. 

2. Die Kommission entscheidet über diese An- 
träge einmal oder mehrmals nach dem Verfahren 
des Artikels 7 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70. 

Artikel 9 

1. Vorbehaltlich der gemäß Artikel 4 Buchstabe c 
erlassenen Vorschriften treffen die Mitgliedstaaten 
unbeschadet des Artikels 8 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 die erforderlichen Maßnahmen, um bei 
Nichteinhaltung der Verpflichtungen die bereits aus- 
gezahlten Prämienbeträge wieder einzuziehen. 

Sie teilen der Kommission die getroffenen Maß- 
nahmen mit und berichten ihr in regelmäßigen Ab- 
ständen insbesondere über den Stand der diesbe- 
züglichen Verwaltungs- und Gerichtsverfahren. 

2. Die zurückgeforderten Beträge fließen den 
Zahlstellen zu und werden von diesen von den vom 
Fonds finanzierten Ausgaben entsprechend dem 
Anteil der gemeinschaftlichen Finanzierung in Ab- 
zug gebracht. 

3. Die finanziellen Folgen einer erfolglosen Rück- 
forderung der gezahlten Beträge werden von der 
Gemeinschaft und von den Mitgliedstaaten entspre- 
chend ihrem Anteil an der Finanzierung getragen. 

4. Die wiedereinzuziehenden Beträge können um 
die Zinsen erhöht werden. 

5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden nach dem Verfahren des Artikels 13 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 

Artikel 10 

1. Die Kommission übermittelt dem Rat späte- 
stens am 31. Oktober 1976 an Hand der ihr von den 
Mitgliedstaaten gelieferten Angaben einen Bericht 
über die Anwendung der Prämienregelung, 

2, Nach Prüfung dieses Berichtes kann der Rat 
auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter 
Mehrheit unter Berücksichtigung der gesammelten 
Erfahrungen und der Entwicklung der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse in diesem Sektor die Beibehal- 
tung oder Änderung der Prämienregelung beschlie- 
ßen. 

Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat, 


Geschehen zu Brüssel . . . 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom . . . 

zur Festlegung der Grundregeln für die Gewährung einer Beihilfe zur Herstellung von Vollmilchpulver 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. . . 776 2), insbesondere auf Artikel 12 
Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Lage auf dem Magermilchpulver- und Butter- 
markt der Gemeinschaft ist durch bedeutende Lager- 
bestände gekennzeichnet, die infolge von Interven- 
tionen auf dem Markt entstanden sind. Die Absatz- 
möglichkeiten auf dem Weltmarkt sind begrenzt 
und die Ausfuhrmöglichkeiten infolgedessen sehr 
gering. 

Mittels der gemäß Artikel 6 und 7 der Verordnung 
(EWG) Nr. 804/68 ergriffenen Maßnahmen allein 
werden die Überschüsse in naher Zukunft nicht ab- 
zusetzen sein. Deshalb sind zusätzliche Maßnahmen 
zur Erleichterung des Absatzes der Überschüsse bei 
den vorgenannten Milcherzeugnissen zu treffen. 

Nach Artikel 12 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 können, wenn sich Überschüsse an Milch- 
erzeugnissen bilden oder zu bilden drohen, andere 
als die in den Artikeln 6 bis 11 derselben Verord- 
nung vorgesehenen Maßnahmen ergriffen werden, 
um ihren Absatz zu erleichtern oder das Entstehen 
neuer Überschüsse zu vermeiden. 

Die stärkere Verwendung von Vollmilchpulver 
bietet eine zusätzliche Absatzmöglichkeit für diese 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . , . 
vom . . . S. . . . 


Überschüsse. Es ist daher angezeigt, zur Förderung 
der Verwendung von Vollmilchpulver dessen Markt- 
preis zu senken und zu diesem Zweck die Gewäh- 
rung einer Beihilfe zu seiner Herstellung vorzu- 
sehen. 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 

Artikel 1 

1. Es wird eine Beihilfe zur Herstellung von Voll- 
milchpulver gewährt. 

2. Vollmilchpulver im Sinne dieser Verordnung 
ist Milchpulver mit einem Fettgehalt von mindestens 
26 V. H. 

Artikel 2 

Der Betrag der Beihilfe wird auf 15 Rechnungs- 
einheiten je 100 kg hergestelltes Vollmilchpulver 
festgesetzt. 

Artikel 3 

Die Beihilfe wird nur für Vollmilchpulver gewährt, 
das im Milch Wirtschaftsjahr 1976/77 hergestellt wird. 

A r t i k e 1 4 

In den Genuß der Beihilfe können nur solche Her- 
stellungsbetriebe kommen, die ausreichende Garan- 
tien für die Kontrolle ihrer Produktion bieten. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen in Brüssel . . . 


Im Namen des Rates 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates 
vom ... 

über die Gewährung einer Verbraucherbeihilfe für Butter 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr, 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Mildi und Milcherzeug- 
nisse ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 

(EWG) Nr ^), insbesondere auf Artikel 12 

Abs, 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 1191/73 des 
Rates vom 8. Mai 1973 zur Festlegung der Grund- 
regeln für die Gewährung einer Verbraucherbeihilfe 
für Butter ^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 470/75®), sind die Mitgliedstaaten er- 
mächtigt worden, zugunsten der privaten Endver- 
braucher bis zum Ende des Milch Wirtschaftsjahres 
1975/76 eine Beihilfe für Butter in Höhe von höch- 
stens 45 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm zu 
gewähren. 

Die Lage auf dem Buttermarkt der Gemeinschaft 
rechtfertigt die Fortsetzung dieser Maßnahme im 
Milchwirtschaftsjahr 1976/77, um angesichts der vor- 
handenen Bestände den Butterverbrauch in der 
Gemeinschaft zu steigern. Es ist jedoch angebracht, 
die Berechnungsmethode der Gemeinschaftsfinanzie- 
rung infolge der Erhöhung des Butterpreises anzu- 
passen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . S. . . . 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . , S. . . . 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 122 
vom 9. Mai 1973, S, 5 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 52 
vom 28. Februar 1975, S. 19 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten werden ermächtigt, zugun- 
sten der privaten Endverbraucher im Milchwirt- 
schaftsjahr 1976/77 eine Beihilfe für Butter in Höhe 
von höchstens 45 Rechnungseinheiten je 100 Kilo- 
gramm zu gewähren. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Maß- 
nahmen, um zu gewährleisten, daß die Beihilfe nur 
für Butter gewährt wird, die zum privaten Ver- 
brauch gekauft wird, und daß sie über den End- 
verkaufspreis an die Endverbraucher abgeführt 
wird. 

Artikel 3 

1. Abweichend von der Regelung des Artikels 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 
21. April 1970 über die Finanzierung der gemein- 
samen Agrarpolitik^), zuletzt geändert durch die 
Beitrittsakte ^), finanziert der Europäische Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Garantie: 

— für die Beihilfen von weniger als 10 Rechnungs- 
einheiten je 100 Kilogramm Butter: 50 v. H. der 
Beihilfe, 

— für die Beihilfen von 10 Rechnungseinheiten oder 
mehr, jedoch weniger als 36,50 Rechnungseinhei- 
ten je 100 Kilogramm Butter: 5 Rechnungsein- 
heiten je 100 Kilogramm, 

— für die Beihilfen von 36,50 Rechnungseinheiten 
je 100 Kilogramm Butter oder mehr: 5 Rech- 
nungseinheiten je 100 Kilogramm sowie 66,7 
V. H. des Beihilfenanteils, der 36,50 Rechnungs- 
einheiten je 100 Kilogramm überschreitet. 

2, Die in Absatz 1 genannte Gemeinschaftsfinan- 
zierung beschränkt sich jedoch auf Butter mit Ge- 
meinschaftsursprung. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. März 1976 in Kraft, 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Brüssel, den . . . . 


Im Namen des Rates 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates 
vom . . . 

zur Festsetzung des Beginns des WIrtschaftsfahres 1976/77 für Rindfleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch^), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. . . .^), insbe- 
sondere auf Artikel 4 Abs. 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß das Wirtschaftsjahr gemäß 
Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
805/68 in der Regel am ersten Montag des Monats 
April beginnt, daß es sich jedoch durch die wirt- 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . S. . . . 


schaftliche Entwicklung im Rindfleischsektor als not- 
wendig erwiesen hat, den Beginn des Wirtschafts- 
jahres 1976/77 vorzuverlegen 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für Rindfleisch endet das Wirtschaftsjahr 1975/76 
am 29. Februar 1976 und beginnt das Wirtschafts- 
jahr 1976 am 1. März 1976. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel am . . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr, . . . des Rates 
vom . . . 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 464/75 zur Einführung von Prämienregelungen 
zugunsten der Rindererzeuger 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Punkte: 


Die mit Verordnung (EWG) Nr. 464/75 des Rates 
vom 27. Februar 1975 ^) eingeführte Prämienrege- 
lung für Rindererzeuger läuft am 29. Februar 1976 
aus. Um Markt Störungen, die sich aus umfangrei- 
chen Rinder Schlachtungen vor diesem Zeitpunkt er- 
geben könnten, möglichst zu verhindern, ist es an- 
gezeigt, die Prämie schrittweise zu senken. 


^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 52 
vom 28. Februar 1975, S. 5 
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In dem Mitgliedstaat, der die in Artikel 6 der 
Verordnung (EWG) Nr. 464/75 genannte Prämie 
bei der Geburt der Kälber angewandt hat, ist diese 
Prämienregelung je nach Verwaltungsgebiet zu ver- 
schiedenen Zeitpunkten angelaufen. Es empfiehlt sich 
daher, für diesen Mitgliedstaat die Möglichkeit vor- 
zusehen, den für die Anwendung der Prämie vor- 
gesehenen Zeitpunkt von zwölf Monaten zeitlich 
entsprechend den Verwaltungsgebieten zu staffeln, 
um sicherzustellen, daß dort der Zweck der Prämie 
erreicht wird 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 464/75 er- 
hält folgende Fassung; 

„Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren zugunsten der 
Erzeuger eine Prämie bei der Schlachtung bestimm- 
ter ausgewachsener Rinder, ausgenommen Kühe, 
mit Ursprung in der Gemeinschaft. 

Die Prämie beträgt je ausgewachsenes Rind; 

a) für den Zeitraum vom 1. Mai 1975 bis 31. Januar 
1975 28 Rechnungseinheiten; 

b) für den Zeitraum vom 1. bis 29. Februar 1976 
18 Redinungseinheiten; 

c) für den Zeitraum vom 1. bis 31. März 1976 
10 Rechnungseinheiten. 

2. Ferner sind die Mitgliedstaaten ermächtigt, für 
die genannten Tiere eine staatliche Ergänzungs- 


Geschehen zu Brüssel am . . . . 


Im Namen des Rates 
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Prämie mit zeitlicher Staffelung bis zu folgendem 
Höchstbetrag je ausgewachsenes Rind zu gewähren; 

a) für den Zeitraum vom 1. Mai .1975 bis 29. Fe- 
bruar 1976 52 Rechnungseinheiten; 

b) für den Zeitraum vom 1. bis 31. März 1976 
34 Rechnungseinheiten; 

c) für den Zeitraum vom 1. bis 30, April 1976 
18 Rechnungseinheiten." 

Artikel 2 

Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 464/75 erhält folgende Fassung: 

„Für die Zahlung der Prämie muß nachgewiesen 
werden, daß die Tiere in einem der in Artikel 1 
genannten Zeiträume in der Gemeinschaft geschlach- 
tet worden sind," 

Artikel 3 

Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
464/75 erhält folgende Fassung: 

„Die Prämie bei der Geburt der Kälber im Sinne 
des Artikels 4 wird für jedes Kalb gewährt, das in 
einem zwischen dem 3. März 1975 und dem 1. März 
1977 gelegenen Zeitraum der zur Sicherstellung 
einer Anwendung der Prämie während einer zwölf- 
monatigen Zeitspanne je nach Verwaltungsgebiet 
festgelegt worden ist, geboren wird. 

A r t i k e 1 4 

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 1976 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar' in jedem Mitglied- 
staat. 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom . . . 

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 181/73 hinsichtlich der Grundlagen für die Berechnung 


der Ausgleichsbeträge für Rindfleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf Artikel 62 Abs. 1 der Beitrittsakte ^), 
auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 181/73 des Ra- 
tes vom 23. Januar 1973 sind die Grundregeln 
des Systems der Ausgleichsbeträge für Rindfleisch 
erlasesn worden; diese Regeln sehen insbesondere 


die Berichtigung der Grundausgleichsbeträge um die 
Auswirkung der Anwendung der Zölle vor. 

Die Berechnung der Grundausgleichsbeträge für 
andere Erzeugnisse als lebende Rinder erfolgt nach 
den Regeln, die für die Berechnung der Abschöp- 
fungen gelten. Es hat sich jedoch gezeigt, daß diese 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 25 
vom 30. Januar 1973, S. 9 
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Regeln auf Grund der Anwendung der Ausgleidis- 
beträge bei der Einfuhr und bei der Ausfuhr dazu 
führen können, daß Umgehungsgeschäfte getätigt 
werden, indem insbesondere der Zuschnitt oder die 
Aufmachung der Erzeugnisse derart verändert wer- 
den, daß sie einer anderen Tarifstelle zuzuordnen 
sind. 

Die Berichtigung der Grundausgleichsbeträge um 
die Auswirkung der Zölle erfolgt gemäß Artikel 5 
der Verordnung (EWG) Nr. 181/73 auf der Grund- 
lage der Orientierungspreise. Wenn der Marktpreis 
jedoch wesentlich niedriger liegt als der Orientie- 
rungspreis, wirkt sich das zu Berichtigüngsbeträgen 
aus, die im Verhältnis zu den tatsächlich zu zahlen- 
den Zöllen zu hoch sind. Es empfiehlt sich daher, in 
diesen Fällen die Berichtigung auf der Grundlage 
der Marktpreise zu errechnen. 

Es ist darum angebracht, die auf Grund von Ar- 
tikel 14 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 181/73 
in den genannten Fällen getroffenen Maßnahmen in 
die Grundregeln zu übernehmen. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

In die Verordnung (EWG) Nr. 181/73 wird folgen- 
der Artikel 2 a eingefügt: 

„Artikel 2 a 

Für die in Artikel 1 Abs. 2 und in Artikel 2 vorge- 
sehenen Ableitungen kann von den für die Berech- 


nungen der Abschöpfungen geltenden Regeln und 
Koeffizienten insoweit abgewichen werden, als sich 
dies zur Vermeidung von Umgehungsgeschäften im 
Hinblick auf das Wertverhältnis zwischen Erzeugnis- 
sen, von denen eines aus einem anderen ohne wei- 
teres hergestellt werden kann, als notwendig er- 
weist." 

Artikel 2 

Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 181/73 wird 
um folgenden Abs. 5 ergänzt: 

„5. Falls in einem Gebiet der Gemeinschaft, in dem 
der gleiche Orientierungspreis Anwendimg fin- 
det, der gemäß Artikel 10 Abs. 5 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 805/68 festgestellte durch- 
schnittliche Preis auf den repräsentativen Märk- 
ten während eines Zeitraums von mindestens 
zwei Wochen unter dem Interventionspreis 
liegt, wird die in den Absätzen 1 und 3 genannte 
Zollinzidenz auf diesen durchschnittlichen Preis 
berechnet. Einer Änderung dieses Preises wird 
nur Rechnung getragen, wenn sie mindestens 
2 Rechnungseinheiten beträgt. " 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. März 1976 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den . . . 


Im Namen des Rates 


Vorschlag einer Verordnung des Rates 
vom ... 

über die Anerkennung der Erzeugergemeinschaften der Seidenraupenzüchter 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 


in Erwägung nachstehender Gründe: 

Um zur Sicherung eines angemessenen Einkom- 
mens für die Seidenraupenzüchter beizutragen und 
den Markt dieser Erzeugnisse zu stabilisieren, müs- 
sen die Konzentration des Angebots und die Anpas- 
sung der Erzeugung an die Markterfordernisse durch 
die Züchter gemeinsam gefördert werden. 

Diese Ziele können nur durch die Gründung von 
Erzeugergemeinschaften erreicht werden, die für 
ihre Mitglieder die Verpflichtung vorsehen, sich auf 
dem Gebiet von Erzeugung und Vermarktung nach 
bestimmten Vorschriften zu richten. 
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Um jede Diskriminierung zwischen den Erzeugern 
zu verhüten und die Einheit und Wirksamkeit der 
Maßnahme zu sichern, ist es angezeigt, für die ge- 
samte Gemeinschaft Bedingungen festzulegen, denen 
die Erzeugergemeinschaften entsprechen müssen, da- 
mit sie von den Mitgliedstaaten anerkannt werden. 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Im Sinne dieser Verordnung gilt als „aner- 
kannte Erzeugergemeinschaft" ein Zusammenschluß 
von Seidenraupenzüchtern, die auf Veranlassung 
der Erzeuger insbesondere zu folgendem Zweck ge- 
gründet worden sind: 

a) Förderung der Konzentration des Angebotes, 

b) Bereitstellung geeigneter technischer Hilfsmittel 
für die den Gemeinschaften beigetretenen Er- 
zeuger zur Aufmachung, Lagerung und Vermark- 
tung der aus ihrer Zucht hervorgegangenen Er- 
zeugnisse und die für die Züchter die Verpflich- 
tung vorsehen: 

— ihre gesamte Produktion über die Erzeuger- 
gemeinschaft auf den Markt bringen zu las- 
sen (erste Vermarktungsstufe), wobei die 
Erzeugergemeinschaft jedoch die Züchter er- 
mächtigen kann, bei bestimmten Mengen von 
dieser Verpflichtung abzuweichen, 

— - bei der Erzeugung und Vermarktung die Vor- 
schriften anzuwenden, die die Erzeugerge- 
meinschaft im Hinblick auf die Anpassung der 
Angebotsmenge sowie der Qualität des Er- 
zeugnisses an die Markterfordernisse fest- 
gelegt hat, 

und von einem Mitgliedstaat nach Absatz 2 aner- 
kannt worden ist 

2. Als „erste Vermarktungsstufe" im Sinne dieser 
Verordnung gilt der Verkauf an den Großhandel 
sowie an die verarbeitende Industrie. 


Artikel 2 

1. Für ihre Tätigkeiten zur Erzeugung und Ver- 
marktung der Kokons erkennen die Mitgliedstaaten 
die Erzeugergemeinschaften an, die einen entspre- 
chenden Antrag stellen, und die die in Artikel 1 
vorgesehenen sowie folgende Voraussetzungen er- 
füllen: 

a) sie müssen eine ausreichende wirtschaftliche Tä- 
tigkeit nachweisen; 


b) sie müssen für den gesamten Tätigkeitsbereich 
jede Diskriminierung von Züchtern der Gemein- 
schaft, namentlich auf Grund ihrer Staatsangehö- 
rigkeit oder ihres Niederlassungsortes, aus- 
schließen; 

c) sie müssen die nach Maßgabe des innerstaatli- 
chen Rechts notwendige Rechtsfähigkeit besit- 
zen, um als Einheit die in ihren Zuständigkeits- 
bereich fallenden Rechtshandlungen vornehmen 
zu können; 

d) sie müssen durch die Satzung: 

aa) zu getrennter Buchführung für jede Tätig- 
keit, die Gegenstand der Anerkennung ist, 
verpflichtet sein, 

bb) sicherstellen, daß die Mitglieder, die aus- 
treten wollen, dies mit der Maßgabe tun 
können, daß sie die Gemeinschaft minde- 
stens ein Jahr vor dem Austritt davon un- 
terrichten. 

Diese Bestimmungen finden unbeschadet der 
einzelstaatlichen Rechts- oder Verwaltungs- 
vorschriften Anwendung, welche bezwek- 
ken, in bestimmten Fällen die Gemeinschaft, 
die Vereinigung oder deren Gläubiger ge- 
gen die finanziellen Folgen zu schützen, die 
sich aus dem Ausscheiden eines Mitglieds 
ergeben könnten, oder das Ausscheiden 
eines Mitglieds während des Haushaltsjah- 
res zu verhindern. 

e) Sie dürfen nur Seidenraupenzüchter als Mitglie- 
der aufnehmen. 

2. Für die Anerkennung der Erzeugergemein- 
schaft ist der Mitgliedstaat zuständig, auf dessen 
Hoheitsgebiet die Gemeinschaft ihren satzungsmä- 
ßigen Sitz hat. 

Artikel 3 

Die Durchführungsbestimmungen dieser Verord- 
nung werden je nach Notwendigkeit nach dem in 
Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 des 
Rates vom 29. Juni 1970 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Flachs und Hanf ^) vorge- 
sehenen Verfahren erlassen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


‘) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 146 
vom 4. Juli 1970, S. 1 


Geschehen zu Brüssel, 


Im Namen des Rates 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates 
vom . . . 

zur Einführung einer Ergänzungsbeihilfe für bestimmte Seidenraupenzüchter im Wirtschaftsjahr 1976/77 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Punkte: 

Der Absatz der Erzeugnisse der innergemein- 
schaftlichen Seidenraupenzucht ist in den letzten 
Monaten durch preisgünstige Seideneinfuhren aus 
Drittländern beeinträchtigt worden. Durch eine un- 
zulängliche Organisation des Angebots auf dem Ge- 
meinschaftsmarkt haben sich diese Schwierigkeiten 
noch zugespitzt. 

Zur Stabilisierung dieses Marktes empfiehlt es 
sich, eine bessere Organisation auf der Angebots- 
seite dadurch zu fördern, daß Seidenraupenzüchter, 
die einem gemäß Verordnung (EWG) Nr. . . U) 
anerkannten Erzeugerzusammenschluß angehören, 
im Wirtschaftsjahr 1976/77 eine Ergänzungsbeihilfe 
gewährt wird. Zu diesem Zweck ist es angezeigt, 
diese Beihilfe nach Maßgabe der von den betreffen- 
den Organisationen vermarkteten Produktions- 
menge zu gewähren. 

Entsprechend den Vorschriften über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik ist vorzu- 
sehen, daß die Gemeinschaft die finanzielle Ver- 
pflichtung für die Ausgaben übernimmt, die den 
Mitgliedstaaten aus den aus der Anwendung dieser 
Verordnung erwachsenen Verpflichtungen entste- 
hen 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1976/77 wird eine Ergän- 
zungsbeihilfe für Seidenraupenzüchter eingeführt, 
die einem gemäß der Verordnung (EWG) Nr. . . . 
des Rates anerkannten Erzeugerzusammenschluß der 
Gemeinschaft im Seidenraupensektor angehören. 

Artikel 2 

Die Beihilfe wird auf 6 Rechnungseinheiten je in 
Betrieb genommenen Samenschachtel festgesetzt. 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . S. . . . 


Artikel 3 

1. Auf einen von jedem Erzeugerzusammenschluß 
für die Gesamtheit seiner Mitglieder einzureichen- 
den Antrag gewährt jeder Erzeugermitgliedstaat die 
Ergänzungsbeihilfe für die in seinem Hoheitsgebiet 
gezüchteten Seidenraupen. 

2. Die Beihilfe wird nur gewährt: 

a) für Schachteln mit wenigstens 20 000 ausschlüpf- 
fähigen Samen; 

b) soweit der Züchter seinen Zusammenschluß nach 
ordnungsgemäß durchgeführter Zucht eine Min- 
destmenge Kokons abliefert, die noch festzu- 
legende Bedingungen erfüllen. 

3. Die Mitgliedstaaten sind ermächtigt, die Ergän- 
zungsbeihilfe nur Züchtern zu gewähren, deren 
Samenschachteln von einer anerkannten Einrichtung 
geliefert worden sind. 

Artikel 4 

Die Erzeugermitgliedstaaten führen eine Verwal- 
tungskontrolle ein, durch die sichergestellt werden 
soll, daß das Erzeugnis, für das die Beihilfe bean- 
tragt wird, die Voraussetzungen für die Gewährung 
der Beihilfe erfüllt. 

Artikel 5 

Die Durchführungsvorschriften zu dieser Verord- 
nung werden nach dem Verfahren des Artikels 12 
der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 des Rates vom 
29. Juni 1970 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Flachs und Hanf 2) festgelegt. 

Artikel 6 

Die in Artikel 2 genannte Ergänzungsbeihilfe wird 
hinsichtlich der Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik als Teil der Interventionen zur Regulie- 
rung der Agrarmärkte betrachtet. 

Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1976 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 146 
vom 4. Juli 1970, S. 1 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


Im Namen des Rates 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 

zur Änderung von Artikel 15 der Richtlinie vom 28. April 1975 über die Landwirtschaft in Berggebieten 
und in bestimmten benachteiligten Gebieten (75/268/EWG) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses ^), 

in Erwägung nachstehender Punkte: 

Durch eine Erhöhung der Gemeinschaftsbeteili- 
gung an den erstattungsfähigen Ausgaben betref- 
fend die in Artikel 7 der Richtlinie des Rates vom 


Amtsblatt 


28. April 1975^) genannte Ausgleichszulage würde 
in dem gesamten Gebiet, das unter das Gemein- 
schaftsverzeichnis der benachteiligten landwirt- 
schaftlichen Gebiete fällt, eine ausgewogenere An- 
wendung dieser Maßnahme ermöglicht, 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Artikel 15 Abs. 1 der Richtlinie des Rates vom 
28. April 1975 genannte Hundertsatz 25 wird durch 
den Hundertsatz 40 ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 128 
vom 19. Mai 1975, S. 1 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


Im Namen des Rates 





